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3, 22. Mal 1967 

GedemiksHundle MT Dir. SConrad Adenaueir 

Es sprechemi 
Pro?. Dr. Ludwig Erhard 
Josef Hlermariini Dufünoes 

Bundeskanzler a. D. Prof. Dr. Ludwig Erhard: 

Liebe Parteifreunde! 

Mit Wehmut und Schmerz, aber auch mit Stolz ehren wir in dieser Trauerfeier 
die Persönlichl<eit und die ragende Gestalt des von uns geschiedenen Konrad 
Adenauer. 

Die Fülle der Nachrufe, die seinem Tod folgten, zeugten für sein Werk, das in 
uns fortlebt. Die freie Welt hat ihn geehrt und bewundert wie noch keinen deut­
schen Staatsmann zuvor. 

Wenn heute die Christlich Demokratische Union zu Beginn ihres Parteitages 
noch einmal seiner in tiefer Verbundenheit gedenkt, dann ist ihr der Partei­
führer Konrad Adenauer gegenwärtig, wie wir ihn alle seit unserem 1. Partei­
tag in Goslar kennen. 

Konrad Adenauer, der Staatsmann, ist in seinem Tode zum Symbol aller sich 
des Segens der Freiheit bewußten Deutschen geworden. 

Konrad Adenauer, der unumstrittene Führer der Christlich Demokratischen 
Union, soll in dieser Trauerfeier von seinen Freunden noch einmal gewürdigt 
werden. 

Als Weggefährte schon in den ersten Tagen seines Wirkens nach dem Zusam­
menbruch war ich mit ihm über alle Verschiedenheit des Wesens und der Mei­
nung dennoch stets eng verbunden. In der Prägung des freiheitlichen Bewußt­
seins der Union hat unsere Arbeit auf allen Ebenen der Inneren und äußeren 
Staatsführung Erfolge errungen, die aus der deutschen Geschichte nicht weg-



zudenken sind und für immer mit dem Namen der CDU verbunden bleiben 
werden. 

Das gemeinsame Ziel, für unser Vaterland die Freiheit zu erkämpfen, war für 
Konrad Adenauer und alle, die mit ihm zusammenarbeiten durften, die Grund­
lage Jener Bindung, die sich über die Tagesereignisse hinweg als beständig 
und glückhaft erwiesen hat. 

Aus solchem Bewußtsein heraus erkennen wir denn In tiefem Respekt neben 
dem Staatsmann auch den Parteiführer Konrad Adenauer, der durch seine Füh­
rungskunst eine neue Partei, unsere junge CDU, von Erfolg zu Erfolg führte. 
Er war sich auch von Anfang an des grundlegenden Unterschieds zwischen 
den früheren Parteien in Deutschland immer bewußt. Die wesentlich von Ihm 
geprägte CDU erwuchs nicht aus unfruchtbarer Ideologie; sie war, ist und soll 
sein eine Volkspartei, deren freiheitliche Grundsätze auf dem unverrückbaren 
Wert des von christlicher Verantwortung getragenen menschlichen Gewissens 
beruhen. 

Das macht gerade die große Spannweite der CDU aus, und aus diesem Grunde 
war und ist sie auch gerade jene Partei, in der evangelische und katholische 
Christen, Arbeitnehmer und Arbeitgeber, Frauen und Männer jeden Berufs und 
jeden Standes vom Norden bis zum Süden unseres Landes ihre politische 
Heimat finden — und Heimat bedeutet in diesem Sinne mehr als das Bestreben, 
seine politischen und sonstigen Interessen vertreten zu wissen. 
Konrad Adenauer war der große Mann, der diese Partei mit Autorität und 
Behutsamkeit zugleich geführt hat. Er hat sie nicht gegängelt, aber er hatte 
auch den Mut und die Kraft, sie über Widerstände hinweg voranzuführen. Er 
hat die CDU wie kein anderer verkörpert, aber er hat doch auch Abstand zu 
Ihr gehalten, er hat Lorbeeren für sie erworben, aber er wollte nicht, daß sie 
sich darauf ausruhte. Wahlen bedeuteten ihm — wie auch mir — kämpferische 
Auseinandersetzung um die für den Menschen, die Gesellschaft und den Staat 
höchsten Lebenswerte. 

Konrad Adenauer steht in der Reihe unserer großen Toten mit Jakob Kaiser, 
Hermann Ehlers, Karl Arnold, Fritz Tillmanns, Heinrich von Brentano und noch 
vielen Getreuen, die einzeln aufzuzählen ich mir versagen muß. 
Die CDU ist unter der Führung Konrad Adenauers immer von dem tiefen sitt­
lichen Willen erfüllt gewesen — und so will sie es weiter halten — für das ganze 
deutsche Volk einzustehen. Ober die Notwendigkeiten des Alltags hinweg Ist 
darum unsere Christlich Demokratische Union im letzten weltanschaulich ver­
ankert und ausgerichtet; sie hat in schwankender Zeit die Idee einer geistig 
und gesellschaftspolitisch weit gespannten Union in die Tat umgesetzt. Dieses 
kostbare Gut, das wir uns unter Adenauers Führung errungen haben, darf nie 
mehr verlorengehen! 

Josef Hermann Dufhues: 

Deutschland hat von Konrad Adenauer mit einer beispiellosen Kundgebung der 
Trauer und der Anteilnahme Abschied genommen. Es war eine Kundgebung 
der Verehrung und Dankbarkeit. Das souveräne Volk hat in einem spontanen 
Akt, gleichsam einem Plebiszit, die Politik des toten Kanzlers bestätigt; es hat 



seine geschichtliche Leistung durch allgemeine Zustimmung anerl<annt. Die 
Parteigrenzen waren wie ausgelöscht, und auch die Gegner von ehemals neig­
ten sich vor der Größe des Mannes, der den freien deutschen Staat in den 
Wesenszügen geprägt und ihm seinen Platz in der Gesellschaft der Nationen 
erl<ämpft hat. Die Aera Adenauer wird im Buch unserer Geschichte als Beispiel 
dafür verzeichnet werden, weicher Leistungen ein geschlagenes Volk unter der 
Führung eines großen Mannes fähig ist. 

Unsere Gedanl^en gehen zurück zu jenem Tag, an dem sich in der Bundes­
hauptstadt die Staatsmänner der freien Welt vereinten, um dem großen alten 
Manne Deutschlands ihre Achtung und ihren Dank zu bekunden. Unvergeßlich 
die Stunde der Trauer im Bundeshaus, in der das Wirken und das Werk des 
großen Mannes gewürdigt wurden — in Worten und Reden, die uns alle tief 
bewegten. Noch eindrucksvoller jene Stunde im Hohen IDom zu Köln, in der 
sichtbar und deutlich wurde, daß wir Ordnung und Frieden letztlich nur im 
Christentum zu finden vermögen. Und schließlich der Abschied: Der Rhein 
— Schicksalsstrom deutscher Geschichte — nimmt Konrad Adenauer auf, um 
ihn rheinaufwärts zu seiner Ruhestätte zu tragen. 

Noch im Tode diente Konrad Adenauer seinem Volke, als er in der Bundes­
hauptstadt die Repräsentanten aller Nationen der freien Welt vereinte, die sich 
In den Jahren der Zusammenarbeit mit Konrad Adenauer und seinen Nach­
folgern davon überzeugt hatten und durch ihr Erscheinen bekundeten, daß das 
deutsche Volk seine Zukunft für alle Zeit auf Menschenwürde, Freiheit und 
Gerechtigkeit gegründet hat. Wer in Zukunft Deutschland angreift und seinen 
Willen zum Frieden in Zweifel zieht, wird sich auch mit diesem Zeugnis aus­
einandersetzen müssen. 

Der erste Kanzler der Bundesrepublik Deutschland ist in seinem Tod Besitz des 
ganzen deutschen Volkes geworden — als der Staatsmann, der nicht mehr nur 
einer Partei, sondern der ganzen Nation gehört. Aber es geziemt sich, diesem 
Manne, durch den unsere Partei groß geworden ist, und der andererseits — 
auch das dürfen wir sagen — in der Partei groß geworden ist, in dieser Stunde 
unser Gedenken zu widmen — ohne den Anspruch freilich, dem Bilde, das so 
viele Hunderte Nachrufe und Würdigungen von ihm entworfen haben, etwas 
noch Unentdecktes hinzufügen zu können. 

Als nicht wenige das Ende der deutschen Geschichte gekommen wähnten und 
einzelne die Katastrophe als wohlverdientes Gottesurteil hinzunehmen bereit 
waren, wagte Konrad Adenauer es, die Aufgabe und Stellung Deutschlands als 
zuverlässigen Partners der freien Welt und Teil eines politisch geeinten Europas 
zu konzipieren und auch die legitimen nationalen Interessen nach außen zu 
vertreten. Sein Bild von der künftigen Stellung Deutschlands war das eines 
starken, aber der Grenzen seiner Macht bewußten Deutschlands, das sich auf 
immer zur Familie der westlichen Völker christlicher Kultur zählt, eines Deutsch­
lands, das mit Würde seine geschichtliche Existenz fortsetzt. 

,,Konrad Adenauer hat sich um das Vaterland verdient gemacht." Um das deut­
sche Vaterland — aber auch um das europäische. Er war vielleicht nicht der 
erste deutsche Staatsmann, der erkannt hat, daß Europa unser größeres Vater­
land sein muß. Aber er war der erste, der aus dieser Erkenntnis mit Konse­
quenz und Beharrlichkeit sondergleichen praktische Politik gemacht hat. Vor 



allem darauf beruht seine Größe. Er hat diese Politil< nicht aus Gefühlen, die 
immer wechselhaft sind, entwickelt, sondern mit unbestechlicher Nüchternheit 
aus der Einsicht, daß die deutschen und europäischen Interessen sich decl<en. 

Die Geschichte wird es als das Meisterwerk der Außenpolitik der Ära Adenauer 
werten, daß es gelang, das allgemeine westliche Interesse mit den deutschen 
Interessen so In Übereinstimmung zu bringen, daß der Aufstieg Deutschlands 
in jeder einzelnen Phase zugleich als Erfolg des Westens betrachtet werden 
konnte — auch mußte, weil es tatsächlich so war. Diese Interessengleichheit 
suchte er bewußt zu machen, und wenn ihm das nicht allerorten in Europa zu 
seinen Lebzeiten schon gelungen ist, so ist doch sicher, daß er das politische 
Denken in der Alten Welt auf den Weg der Einigung gebracht hat, von dem es 
niemals wieder abkommen und auf dem es sich weiter bewegen wird, allen zeit­
weiligen Hindernissen zum Trotz. 

Der Kanzler war ein Mann hoher Ideale. Er orientierte seine Politik nach 
Ideen, die er nicht bloß mit der Vernunft, sondern auch mit dem Herzen er­
faßte, wenngleich er darüber nicht zu reden pflegte. Allein, er hat nie den 
Grundfehler jener Idealisten begangen, die nur ihre Idee sehen wollten, nicht 
aber die Wirklichkeit. Und er hat ferner nie den ebenso gefährlichen Fehler 
begangen, gerade die einfachsten Realitäten, weil sie so selbstverständlich 
sind, zu übersehen. Seine große Leistung bestand darin, die Realitäten mit der 
Idee in das jeweils günstigste Verhältnis zu bringen. Zu diesen einfachen Rea­
litäten gehört, daß Deutschland und Frankreich Nachbarn sind, und daß sie 
jahrhundertelang um die Vormacht auf dem Kontinent in harten Kriegen ge­
kämpft haben. Wer Europa wollte, der mußte diese blutige Rivalität beenden, 
der mußte Freundschaft stiften, wo angeblich Erbfeindschaft war, und er mußte 
die beiden Nationen zusammenführen zu gemeinsamem Werk. Dazu hat Ade­
nauer, einig mit jenem französischen Staatsmann, der von der gleichen Einsicht 
geleitet war, den Anfang gemacht, und die Fundamente, die da gelegt worden 
sind, werden sich trotz aller Widrigkeiten als unzerstörbar erweisen. 

Konrad Adenauer sind auf diesem Weg Enttäuschungen nicht erspart geblie­
ben — es scheint so, als ob der Größe eines Staatsmanns auch die Schwere 
seiner Prüfungen und Anfechtungen entsprechen müsse. Das Scheitern der 
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft im französischen Parlament hat Ade­
nauer dunkle Stunden bereitet. Er wußte, daß damit der Versuch mißglückt 
war, den europäischen Elan der ersten Stunde zu nutzen, um mit dem Schwung 
der spontanen Aktion über die tiefen Gräben zu kommen, die Europa immer 
noch zerteilten. 

Die Gemeinschaft der Verteidigungsorganisation hätte die Politische Union von 
selbst, zwingend und sehr rasch nach sich gezogen. 

Aber Konrad Adenauer ließ sich nicht beirren und entmutigen. Sein europäisch­
politischer Wille war nicht gebrochen. Der Kanzler ging den mühsamen, von 
Hindernissen bedrohten Weg der langsamen Entwicklung. Schritt für Schritt, 
durch immer neue Flauten und Krisen. War die europäische Einheit durch Hand­
streich nicht zu gewinnen, so mußte man sich gleichsam auf eine lange Be­
lagerung einrichten. Er hat es getan, ohne Verbitterung, ohne Ungeduld. Wir 
werden ihm auch darin zu folgen haben. 
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In der Rückschau kann kein Zweifel daran aufkommen, daß es nicht zuletzt die 
Aufrichtigkeit der europäischen Politik Adenauers war, was dem freien Deutsch­
land wieder zu einem geachteten Platz In der Welt verholten hat. Denn diese 
europäische Politik schloß die Bereitschaft ein, das deutsche Schicksal mit dem 
Schicksal aller europäischen Völker zu vereinigen, also eine unauflösbare Ge­
meinschaft zu bilden. Das bedeutet den Frieden in Europa, das Ende der euro­
päischen Bürgerkriege — was waren unsere kontinentalen Kriege denn ande­
res? Es bedeutet ferner die Absage an jedes Hegemoniestreben und das un­
eingeschränkte Bekenntnis zur übernationalen Solidarität. Die Echtheit dieser 
Wandlung verkörperte Konrad Adenauer. Seine Person weckte Vertrauen; er 
garantierte, daß das ehemals gefürchtete Deutschland für alle Zukunft keine 
Gefahr für den Weltfrieden sein werde. 

Gewiß ist Konrad Adenauers Bemühen, Deutschland wieder zum gleichberech­
tigten Mitglied der Völkergemeinschaft zu machen, also Selbstbestimmung und 
Souveränität zu erlangen, durch die weltpolitische Entwicklung, den sich ver­
schärfenden Gegensatz der Weltmächte, den sogenannten Kalten Krieg er­
leichtert worden. Warum sollte man das nicht zugestehen? Es verkleinert Ade­
nauers Größe nicht. Im Gegenteil: Zur Meisterschaft des Steuermannes gehört 
es, daß er günstige Winde zu nutzen versteht, um auf seinem Kurs weiter­
zukommen. Zumal es seine tiefste Überzeugung war, daß die Freiheit durch 
einen imperialistischen und expansionistischen Sowjetkommunismus tödlich 
bedroht sei, und daß sie nur mit den vereinten Kräften Europas und Amerikas 
verteidigt werden könne. Daß der deutsche Beitrag dazu gleichzeitig den Ge­
winn der Gleichberechtigung fördern, ja ermöglichen mußte, war für Adenauer 
nicht das bewegende Motiv der Wiederbewaffnung, aber er hat diesen Zusam­
menhang In sein Konzept eingebaut. 

Es gehört zur Tragik der Größe Adenauers, daß seine Entscheidung für die 
Freiheit und damit für das Verteidigungsbündnis des Westens, also für die viel­
berufene ,,Politik der Stärke", die Wiedervereinigung nicht bringen konnte. Zu 
behaupten, er habe sie gar nicht wirklich gewollt, hieße das Andenken des 
großen Toten schmähen. Er hat sie gewollt, mit aller Kraft seines starken Her­
zens. Aber er hat die Freiheit über die Einheit stellen müssen, zu unser aller 
Besten, und gerade zum Besten jener Deutschen, denen die Freiheit bis heute, 
und wer weiß, wie lange noch, vorenthalten wird. Denn daß es den freien deut­
schen Staat gibt, ist für sie das Zeichen der Hoffnung auf eine Zukunft, die sich 
zwar nicht mit Gewaltmitteln herbeizwingen läßt, aber In der Wirklichkeit und 
Im dauernden Bestand der Bundesrepublik ihre große Chance — nein, ihre 
Garantie hat. 

So mußte es für Konrad Adenauer der auf weite Sicht, neben den unablässigen 
diplomatischen Anstrengungen, wichtigste Beitrag zur Wiedervereinigung sein, 
aus der Bundesrepublik einen Staat zu machen, der stark und anziehungskräftig 
Ist durch seine demokratische Bürgerfreiheit, durch die Leistung seiner frei­
gewählten staatlichen Organe, durch die Fortschrittlichkeit seiner Sozialord­
nung, durch Sicherheit für alle und solidarische Fürsorge für die Schwachen, 
durch die Ergiebigkeit seiner Wirtschaft und die gerechte Verteilung ihres Er­
trages. Gewiß, wir sind noch sehr weit entfernt von der erwünschten Vollkom­
menheit. Aber wir sind dem, was wir mit der Bundesrepublik im Sinn haben. 
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unter Konrad Adenauers und Ludwig Erhards Führung nähergekommen. Sie 
mußten nicht allein stehen, es gab und gibt gottlob in unseren Reihen viele, 
die mitgearbeitet haben und das Werk fortsetzen werden. 
Man hat Adenauers innenpolitisches Wirken auf die Formel ,,restaurativ" brin­
gen wollen. Restaurativ? Restaurare heißt ,,wiederherstellen" — „erneuern". 
Wenn nichts anderes gemeint wäre, dann mag das Wort gelten. Denn Adenauer 
war in der Tat ein Wiederhersteller und Erneuerer. Er hat durch seine Politik 
die Fundamente wiederhergestellt, die wir zu unserer nationalen und persön­
lichen Existenz brauchen; das Vertrauen in Deutschland, die Gleichberech­
tigung und Souveränität, die Sicherheit gegen Angriffe von außen, die freiheit­
liche Qrundordnung, die Herrschaft des Rechts und der Ethik in Staat und Ge­
sellschaft, die gute Überlieferung, die bewährte Rangordnung der Werte, die 
für unser öffentliches Handeln bestimmend sein müssen — die Aufzählung 
würde zu lange dauern, wenn sie vollständig sein sollte. 
Adenauer hat das Bewußtsein dafür geweckt, daß Verbrechen Verbrechen ist, 
auch wenn es von einer Regierung und im Namen einer Ideologie begangen 
wird, und daß wir Deutsche zwar keine Kollektivschuld, wohl aber unsere poli­
tische Verantwortung anzuerkennen haben. Aus dieser Haltung entstand das 
Werk der Wiedergutmachung. Konrad Adenauer hat dieses Werk immer als 
einen oer zentralen Punkte seiner politischen Lebensleistung angesehen — 
und das bekundet, daß seine Politik sittlichem Antrieb folgte, und nicht der 
kalkulierten Popularität oder dem Drang zur Macht an sich. 
Die Politik der Wiedergutmachung gegenüber Israel stand für Konrad Adenauer 
vor allem unter dem moralischen Postulat, die Verbrechen der Hitler-Herrschaft 
nicht nur zu sühnen, sondern ihre Schäden wieder gutzumachen, soweit Men­
schen es vermögen. Gegen vielfältige Bedenken setzte er durch, daß nicht nur 
die einzelnen Ansprüche der Verfolgten befriedigt wurden, sondern daß der 
Staat Israel — mochte er völkerrechtlich anspruchsberechtigt sein oder nicht — 
gleichsam stellvertretend für das jüdische Volk Wiedergutmachung von Deutsch­
land erhielt. Zum ersten Mal in der Geschichte nahm damit ein Volk die Ver­
antwortung für begangene Untaten auf sich. Die Bundesrepublik Deutschland 
konnte sich durch diese Politik Adenauers als Staat einer rechtlich gesinnten, 
gesitteten Nation in der Welt etablieren — auch hier stellvertretend für die 
Deutschen der Zone, deren herrschende Schicht Wiedergutmachung als un­
vereinbar mit den Prinzipien ihrer Politik abgelehnt hat. 

Wenn restaurativ allerdings reaktionär heißen soll, dann würde dieses Urteil 
auf keinen deutschen Politiker der Nachkriegszeit weniger zutreffen als auf Ade­
nauer. Adenauers politisches Denken war völlig unkonventionell. Zwar hielt er 
das gute Alte fest, doch hatte er ein sicheres Gefühl für das gute Neue. 
Durch diese doppelte Blickrichtung konnte er Vergangenheit und Zukunft ver­
binden. Er wollte das Bewährte bewahren, aber er war für das Werdende, 
Kommende nicht bloß passiv aufgeschlossen, sondern aktiv dazu entschlossen, 
sobald er sich von dessen Notwendigkeit und Nützlichkeit überzeugt hatte. 

Man darf es sagen: Dadurch, daß er Deutschland nach der totalen Niederlage 
regiert hat, vielleicht schon allein durch seine bloße Existenz an der Spitze der 
werdenden Demokratie, sind wir vor dem völligen Bruch mit unserer Ge­
schichte bewahrt worden. Hätte sich in Adenauer die Kontinuität unserer natio-
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naien Existenz nicht an so hoher Steile iebendig gezeigt, dann wären wir durch 
den tiefen Einschnitt des Nationalsozialismus wohl endgültig von einer Ver­
gangenheit getrennt worden, der wir uns nicht zu schämen brauchen. Die mora­
lische, nicht allein die politische Katastrophe des ,,Dritten Reiches" hätte eine 
unüberbrückbare Kluft zwischen uns und dieser deutschen Vergangeheit auf­
gerissen. Ein Volk ganz ohne positiv betontes Geschichtsbewußtsein kann aber 
zu keinem Staatsbewußtsein kommen. Der deutschen Demokratie würde die 
psychische Fundamentierung, die immer noch viel zu schwach ist, ohne Ade­
nauer sogar im Ansatz fehlen. 
Daß Adenauer in der Politik eine neue Ära eröffnete, ohne daß es ihm je in 
den Sinn gekommen wäre, Überlebtes zu konservieren — das wird nicht zuletzt 
dadurch bezeugt, daß er sich nicht für eine Wiedergründung seiner alten 
Partei, des Zentrums, sondern für eine neue Partei, unsere Christlich Demo­
kratische Union, entschied. Das war ein weittragender Entschluß — kühner, als 
er uns heute erscheinen mag. Denn die Gründung der CDU, die wichtigste 
innenpolitische Entscheidung der Nachkriegszeit, war ein Wagnis. Niemand 
konnte wissen, ob die politische Zusammenarbeit von Christen beider Bekennt­
nisse auf breiter personeller Grundlage und im Geiste brüderlicher Gleich­
berechtigung, also nicht einer elfersüchtig errechneten konfessionellen Parität, 
überhaupt gelingen würde. Daß Konrad Adenauer für sich dieses Wagnis ein­
ging, hat den Sieg des neuen Konzepts gesichert. Und die Erfolge seiner Poli­
tik als Bundeskanzler haben auch die Erfolge seiner Partei gesteigert, bis zur 
absoluten Mehrheit im Bundestag. 
Es wäre grundfalsch, das Verhältnis Konrad Adenauers zur CDU nur als eine 
Art Zweckbündnis zu betrachten. Hier der Staatsmann, der in der parlamenta­
rischen Demokratie eine Partei als Werkzeug braucht, um zur Macht zu ge­
langen und sie zu halten — dort die Partei, die einen populären Staatsmann 
als Wahllokomotive benutzt und sozusagen den Mandatsgewinn aus seiner 
politischen Leistung zieht. Daß es sich jemals so verhalten habe, ist eine 
Legende. In Wahrheit war Konrad Adenauer der Christlich Demokratischen 
Union nicht aus bloßem Utilitarismus, sondern innerlich eng verbunden. Sie hat 
ihm nicht allein ihre Wahlsiege, sie hat ihm. viel mehr, nämlich ihre dauernde 
Prägung, ihr Profil, ihre geistige Kernsubstanz zu verdanken. 
Konrad Adenauer besaß die seltene Gabe genialer Vereinfachung — und das ist 
das Gegenteil von primitivem Denken und Werten. Er wußte, daß die Lebens­
kraft und der Schwung einer Partei nicht von ideologisch-systematischen Pro­
grammen kommen, sondern von einer vorwärtstreibenden Idee, die jedermann 
verständlich gemacht werden kann. Die Notwendigkeit von Programmen, die 
sich auf die konkreten Aktionen der Partei beziehen, ist damit selbstverständ­
lich keineswegs In Frage gestellt. Aber diese Programme sind zeitbedingt und 
dem Wandel unterworfen. Dauer hat nur der Grundgedanke, der zugleich den 
Motor des Fortschritts und der organisatorischen Arbeit bildet. Wenige Worte, 
bei denen Adenauer immer geblieben ist, genügen, um ihn zu umreißen: 
Christlich, demokratisch, sozial, deutsch, europäisch, freiheitlich und solidarisch 
mit der Freiheit überall auf der Welt. Man mag zu diesen Worten noch das eine 
oder andere hinzufügen, man kann und man soll ihre Bedeutung ausfalten und 
erläutern — aber sie bilden, so wie sie sind, den unveränderlichen Kern. Jedes 
enthält einen Entwurf, der sich niemals ganz erfüllen und vollenden läßt — aber, 
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weil er dennoch gültig bleibt, gerade deshalb zu immer neuen Anstrengungen 
herausfordert. 

Diese motivierende Idee der Christlich Demokratischen Union bildet das eini­
gende Band der verschiedenen Gruppen und Tendenzen, die eine Volkspartei 
beherbergen und miteinander vereinigen muß — denn gerade das ist ihre poli­
tische Aufgabe. Konrad Adenauer hat diese Funktion der Volkspartei immer 
hervorgehoben; für ihn v\/ar die partei-interne Vorklärung der Interessen, war 
deren Koordinierung im Zeichen des Gemeinwohls eine der wichtigsten Auf­
gaben der Union. 

Er hat, in nüchterner Erkenntnis ihrer Innenstruktur, stets die Wichtigkeit jenes 
geistigen Bandes betont, das die höhere Einheit der Partei allein sichern kann. 
Seine Härte in so manchen Wahlkämpfen kam nicht nur von der Notwendigkeit, 
in konkreten Entscheidungsfragen der aktuellen Politik klare Verhältnisse zu 
schaffen. Sie stammte auch aus der Sorge, daß sich die geistigen Umrisse der 
CDU verwischen könnten, vor allem im Hinblick auf die Wandlungen in der 
SPD und deren Entwicklung zu einer zweiten großen Volkspartei. Darum wollte 
er das Bewußtsein von der gemeinsamen und einigenden Idee stärken. Er 
wollte nicht, daß die Partei in den praktischen Aufgaben des Tages ganz auf­
gehe. Sie sollte sich vielmehr immer wieder auf die leitenden Gedanken und 
tragenden Ideen zurückbesinnen, zu deren Verwirklichung sie ins Leben ge­
rufen worden war, und die ihr Vitalität und Zuversicht gegeben hatten. 

Die Treue zu sich selbst: Das dürfen wir als erstes Vermächtnis Konrad Ade­
nauers an die Union betrachten. Indes, die großen und einfachen Grund-Ideen 
bewahren, ohne die, täuschen wir uns nicht, die Partei den Zusammenhalt ver­
lieren würde — das ist nur der eine Teil der gestellten Aufgabe. Der andere be­
steht darin, diese Grund-Ideen in der stetigen Begegnung mit der Wirklichkeit 
weiterzuentwickeln. Adenauers Denken war der Zukunft zugewendet. Dieser 
i\/lann, dem seine Gegner fälschlich „Starrheit" vorwarfen, war in Wahrheit 
immer bereit, neue Realitäten elastisch anzuerkennen und sich ihnen anzu­
passen — aber nicht, um vor ihnen zu kapitulieren, sondern um sie in den Griff 
zu bekommen und sie zu verändern. Er hat seiner Zeit vorausgedacht in revo­
lutionären Entwürfen wie die europäische Einigung oder die Oberwindung des 
Klassenkampfs durch die Beteiligung aller am Wohlstand. Konrad Adenauer 
war eine dynamische Persönlichkeit, er war ein vorwärtsdrängender Erneuerer. 
Niemals hat er sich an überholte und unhaltbar gewordene Positionen fest­
geklammert, auch wenn er sich selbst korrigieren mußte. Davor hatte er keiner­
lei Scheu. Die für den Politiker so verhängnisvolle Lust an dem Prestige, immer 
recht gehabt zu haben, kannte er nicht. Dieses sein Beispiel soll für uns Ver­
mächtnis sein: Die Union darf nicht stehenbleiben. 

Sie darf nicht geistig und damit politisch verkalken, nicht in Selbstzufriedenheit 
versinken, nicht rückwärts schauen. Sie muß vorwärts blicken, die Aufgaben der 
kommenden Zeit erkennen und ihr Handeln danach orientieren. Das neue 
Aktionsprogramm, das die Partei vorbereitet, rechnet zu der Erfüllung dieses 
Zukunftsvermächtnisses. Das vorgesehene Programm bedeutet nicht, daß die 
Union am Ende doch noch eine ideologische Partei werden wollte, die sie nie 
gewesen ist; es bedeutet vielmehr, daß sie Im Sinn des großen Toten ihre 
leitenden Ideen in das bestmögliche Verhältnis zur Wirklichkeit bringt — also 
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danach fragt, wieviel sie davon unter den gegebenen Umständen verwiri<lichen 
kann, und auf welche Weise diese Aufgabe zu erfüllen ist. 

Nur mit solchem Realismus ist die große Aufgabe zu lösen, die Adenauer mit 
so glücklichem Gelingen begonnen, aber uns unvollendet als Vermächtnis hin­
terlassen hat: aus dem freien Deutschland den modernsten Staat Europas zu 
machen. Modern: nämlich unbelastet von veralteten Ideologien, unbefangen 
nach den Notwendigkeiten und Möglichkeiten unserer Zeit entworfen, neu von 
Anfang an und doch auf ewigen Fundamenten. Ein Staat, der Zeugnis gibt von 
der Kraft der Freiheit, und damit die Unterlegenheit aller Zwangssysteme er­
weist. Ein Staat, der als seinen höchsten Zweck den Dienst an der Humanität 
erkennt, der Vertrauen in den Menschen, seine Vernunft und seinen guten 
Willen hat. Ein Staat, der soziale Sicherheit und wirtschaftliche Freiheit mit­
einander vereinigt und die großen Gemeinschaftsaufgaben in Angriff nimmt 
und vollendet, die von der neuzeitlichen Zivilisation, von der technisch-Indu­
striellen Welt gestellt werden. Ein freiheitlicher und sozialer Rechtsstaat als 
Werk einer Politik aus christlicher Verantwortung. Die letzten Lebensjahre Kon­
rad Adenauers — das sollte niemand beschönigen wollen — waren verdüstert 
durch die Sorge um Europa, die Sicherheit der Bundesrepublik, den Frieden. 
Er mußte erleben, wie die Einigung Europas Ins Stocken kam und die politische 
Union In weite Ferne zu rücken schien; wie die Nato, unter deren Schutz der 
deutsche Wiederaufbau sich vollzogen hatte, in eine schwere Existenzkrise ge­
riet, und die strategische Konzeption, auf der unsere Verteidigung beruht hatte, 
ins Wanken geriet und schließlich umgestürzt wurde. Es blieb ihm nicht erspart, 
im Fernen Osten dem Wachsen einer Kriegsgefahr zusehen zu müssen, die In 
der Rückwirkung das Bündnis mit Amerika lockern und Europas Verteidigungs­
position schwächen würde. 

Er mußte beobachten, wie eine neue Konstellation der Weltmächte sich bildete, 
die — das befürchtete er — Europa im Grund nur noch £ils Objekt in Betracht 
zieht und es endgültig ins zweite Glied verweisen will. Aber Adenauers Sorge 
war keine hoffnungslose Sorge. Dieser Meister eines so geduldigen wie ent­
schlossenen Handelns hatte keine Neigung zur Resignation. Er glaubte an die 
Kraft des menschlichen Willens und der menschlichen Vernunft. Sonst hätte er 
seine letzte Lebenszelt nicht genutzt, um, vor allem in seiner großen Rede in 
Madrid, seiner letzten Rede, noch einmal seine warnende und mahnende Stim­
me zu erheben. Er hat es in der Zuversicht getan, daß er gehört würde, und daß 
es noch nicht zu spät sei. ,,Schafft Europa", hat er uns mit all seiner unver­
gleichlichen Autorität aufgetragen. Nehmt die zweitbeste, die drittbeste Lösung 
an, aber überwindet den Stillstand, überlaßt euch nicht einer verzagten Un­
tätigkeit, sonst verfehlt Ihr die letzte Chance eines selbständigen, freien, welt­
mächtigen Europa. 

Diese beschwörende Stimme, meine Freunde, sollte uns immer in den Ohren 
klingen. Die Union Ist eine christliche, freiheitliche, soziale, fortschrittliche, sie 
ist eine deutsche Partei — aber sie ist das alles im Hinblick auf das Ganze, auf 
Europa. Darum muß sie Konrad Adenauers europäisches Vermächtnis ernst­
nehmen; sie muß die Bundesregierung in Ihrer Europa-Politik unterstützen mit 
allen Mitteln der politischen Willensbildung, die eine Parlei im demokratischen 
Staat zur Verfügung hat. Sie opfert dabei kein nationales Interesse — im Gegen-
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teil. In der letzten Zeit ist immer l<larer hervorgetreten, was Adenauer oft genug 
vorausgesagt hat, ohne daß er damals schon hinreichend verstanden wurde; 
daß nämlich die Wiedervereinigung Deutschlands nur durch eine Wiederver­
einigung Europas möglich werden wird. Das Schicksal Europas wird Deutsch­
lands Schicksal sein — und Deutschlands Schicksal das Schicksal Europas. 
Es gehört zum Wesen der Persönlichkeit Konrad Adenauers, daß ein Nachruf 
auf ihn kein Epilog sein kann, sondern zu einem Prolog werden muß: nicht 
allein Rückschau auf Gewesenes, sondern Appell an das Handeln in die Zu­
kunft. Die schöpferische Macht dieses großen Mannes, der unser war, wirkt 
über das Grab hinaus, und jedes Wort des Gedenkens an ihn muß zugleich 
ein Wort der Verpflichtung sein, an dem Werk, das er begonnen hat, auf seinen 
Fundamenten weiterzubauen. Er hat nicht nur einer Ära, die mit seinem Tod 
abgeschlossen wäre, seinen Geist und seinen Namen gegeben, er hat vielmehr 
durch seine staatsmännische Leistung eine neue Ära eröffnet, voll von Auf­
gaben für unsere Christlich Demokratische Union und für jeden einzelnen von 
uns. Wir nehmen das Erbe Konrad Adenauers an; wir wollen seinem Vermächt­
nis folgen. Was der große Tote geschaffen hat, liegt nun in unseren Händen. 
Gott gebe uns die Kraft, sein Erbe zu erhalten und zu mehren. 
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Montag, 22. Mail 1967 

1. PLENARSITZUNG 

Erölffnung durch den Vorsitzenden 

Wahl des Parteitagspiräsidiums 

Grußworte 
des Präsidenten des Bundesparteitages 
des präsidierenden Vorsitzenden der CDU Niedersachsen 
des Oberbürgermeisters der Stadt Braunschweig 
des Vorsitzenden der CSU, Franz Josef Strauß 
Rechenschaftsbericht des geschäftsführenden Präsidialmitglieds, 
Bundesminister Dr. Bruno Heck 

Bundesvorsitzender Professor Dr. Erhard: 

(mit lebhaftem Beifall begrüßt) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich eröffne hiermit den 15. Parteitag 
der Christlich Demokratischen Union Deutschlands und begrüße Sie alle, meine 
Parteifreunde, und unsere verehrten Gäste. Seien Sie uns herzlich willkommen! 

Auf Vorschlag des Bundesvorstandes und des Bundesausschusses schlage ich 
Ihnen als Mitglieder des Präsidiums dieses Parteitages folgende Damen und 
Herren vor: 

Als Präsidenten den Stellvertretenden Ministerpräsidenten des Landes Nieder­
sachsen 
Langeheine, 

als Mitglieder des Präsidiums 
Frau Dr. Becker-Döring, 
Herrn Dufhues, 
Frau Fera, 
Herrn Ministerpräsidenten Dr. Filbinger, 
Herrn Dr. Grad!, 
Herrn Lauenstein, 
Herrn Russe, 
Herrn Bundesminister Schmücker, 
Herrn Friedrich Vogel (Warendorf). 

Ich darf Sie um Ihr Handzeichen bitten, ob Sie diesem Vorschlag zustimmen. — 
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Ich danke Ihnen für das Vertrauen, das Sie den Mitgliedern des Präsidiums 
ausgesprochen haben. 
Gibt es Gegenstimmen, muß Ich der Ordnung halber noch fragen? — Das ist, 
soweit ich sehe, nicht der Fall. Enthaltungen? — Auch nicht! 

Meine sehr verehrten Damen und HerrenI Als ich am 23. März vergangenen 
Jahres von unserem Parteitag zum Vorsitzenden der Christlich Demokratischen 
Union gew/ählt wurde, lagen die erfolgreichen Wahlen des Jahres 1965 hinter 
uns. 

Wenn meine über mehrere Jahre wiederholten Mahnungen an die Bürger, an 
Bund, Länder und Gemeinden, ihre Wünsche und Vorstellungen den realen 
Möglichkeiten unserer Volkswirtschaft, d. h. ihrer Leistungskraft, anzupassen, 
Gehör gefunden hätten, wären die Widrigkeiten des Jahres 1966 bei Fortfüh­
rung einer konsequenten und stetigen Politik zu bewältigen gewesen. Wer 
meine Ausführungen auf dem letzten Bundesparteitag noch einmal nachliest, 
wird darin bestätigt finden, daß die Diagnose der damaligen politischen und 
wirtschaftlichen Lage richtig war, und daß auch die Therapie logisch und ver­
nünftig gewesen Ist. 

An diesem Tage und an diesem Ort möchte ich jedoch darauf verzichten, den 
nachfolgenden Ablauf der Ereignisse einer historischen Betrachtung zu unter­
ziehen. 

Noch nie in der Geschichte der CDU seit ihrem Parteitag in Goslar standen die 
wirtschafts-, finanz- und gesellschaftspolitischen Probleme so stark im Vorder­
grund, wie das für unsere Begegnung hier in Braunschwelg gilt. Am wenigsten 
stand die „Soziale Marktwirtschaft" zur Debatte, zu der sich die CDU geschlos­
sen bekannte und in der sie ein Gütezeichen für die von ihr geprägte neue 
deutsche Wirtschaftspolitik erkannte. Unsere Parteitage waren dann auch stets 
ein Ausdruck der Kraft und des Willens, über alle Schwierigkelten und Immer 
neue Sorgen hinweg In Wahrung der persönlichen Meinungsfreiheit die uns 
gestellten Aufgaben und auch die immer neuen Probleme mutvoll und ent­
schlossen anzupacken. 

Sowohl mein Amtsvorgänger, dessen wir heute morgen noch einmal ehrend 
gedachten, wie auch ich waren uns dessen bewußt, daß sich aus dem welt­
politischen Geschehen naturgemäß auch Konsequenzen in bezug auf die Ent­
wicklung einer freiheitlichen und sozialen Gesellschaftsordnung ergeben müs­
sen, die uns alle, d. h. gemeinsam, und jeden einzelnen nach unserem Standort 
und auch nach den uns bedrohenden Gefahren fragen lassen. 

Ich schloß eine Rundfunkansprache vom März 1962: ,,So glaube ich, daß es die 
entscheidende Stunde ist, jeden einzelnen meiner Mitbürger anzusprechen. Ihn 
wachzurütteln, um ihm deutlich zu machen, daß ihn keine Mitgliedschaft weder 
in einer Partei noch in einer Organisation oder was auch immer von seiner per­
sönlichen Verantwortung und vor seinem Gewissen freisprechen kann." 

Ich möchte heute dazu sagen, daß diese Aussage unabhängig von politischen 
Konstellationen allgemein und absolut gilt. Aus der Aktualität der Stunde her­
aus bin ich Realpolitiker genug, um einzusehen, daß gerade In spannungs­
reichen Zeiten eine Regierung mit fragwürdigen politischen Zufallsmehrheiten 
ihre Aufgabe nicht erfüllen kann, aber well meine grundsätzliche Einstellung 
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zum System einer Großen Koalition bekannt ist, sah ich es als meine Pflicht 
an, mit dem Rücl<tritt aus dem Amt des Bundeskanzlers auch den Vorsitz in der 
CDU niederzulegen. Daß das keine Abwendung von den nun seit fast zwanzig 
Jahren entwickelten Grundsätzen der CDU bedeutet, brauche ich kaum zu ver­
sichern, und immer werde Ich mich darum auch weiterhin für die Geschicke und 
das Schicksal dieser unserer Partei verantwortlich fühlen. 

(Starker Beifall) 

Ich stehe zu lange in der Politik, um mich in bezug auf Freiheit und Bindung in 
allen Lebensbereichen — und dazu gehört auch das Leben in der Partei — 
weltfremden Illusionen hinzugeben. 

Aber darüber sollte auch nicht vergessen werden, daß das Grundgesetz jeden 
Abgeordneten nur seinem eigenen Gewissen verpflichtet sein läßt Weil aber 
Gewissen nicht in materielien Kategorien ausdrückbar ist, ist es unsere gewiß 
nicht immer leichte Aufgabe, dafür einzustehen, daß in unserer breit geschich­
teten Partei gerade dieser Grundsatz nicht in Vergessenheit gerät. Wie anders 
sollte sonst die Bezugnahme auf die christliche Verantwortung glaubhaft blei­
ben. 

Gewissensfreiheit und Interessenbindung können, aber müssen sich nicht im­
mer decken, denn es handelt sich hier um Maßstäbe, die nicht auf gleicher sitt­
licher Ebene liegen. Unserer Christlich Demokratischen Union wünsche ich im 
besonderen, daß sie um des wohl verständlichen Verlangens nach äußerlich 
einheitlicher Aussage doch niemals das menschliche Gewissen einschläfern 
oder erschlaffen läßt. 
Um der Bewahrung unserer jungen Demokratie willen wehre ich mich für die 
CDU, der ich seit 1948 bis auf diesen Tag mit letzter Hingabe und meiner gan­
zen Kraft zu dienen und zu nutzen suchte, ganz entschieden gegen eine 
etwaige Unterstellung, daß jede skeptische oder auch kritische Äußerung 
schlechthin einer Kampfansage gegenüber Partei- oder Regierungsführung 
gleichkäme. Eine solche Auffassung könnte nur geeignet sein, den demokra­
tischen Willen des Bürgers, sich auf politisch-parlamentarischer Ebene für Land 
und Volk einzusetzen, schon im Keime zu ersticken. So gesehen, sollten wir 
auch auf die lebendige Diskussion innerhalb der Partei und zwischen den Par­
teien nicht verzichten, sondern sie sogar zu pflegen suchen, ohne damit deren 
Eigenständigkeit antasten zu wollen. Nicht zuletzt auch gehört der Gegensatz 
zur Prägung des politischen Willens des Volkes. 

Es ist unverkennbar, daß zwischen einigen wirtschafts- und gesellschaftspoli­
tischen Vorstellungen, wie sie mir als Richtschnur vorschwebten und wie ich 
sie auf unserem Parteitag 1965 in dem Begriff der ,,Formierten Gesellschaft" 
zu formulieren und auszudeuten versucht habe, gewisse Parallelen oder sogar 
gewisse gemeinsame Ansatzpunkte zu dem bestehen, was heute mit ,,konzer­
tierter Aktion" bezeichnet werden will. Dabei sind Namen und Begriffe nicht 
entscheidend, sondern nur der Wert ihrer Aussage. So läßt sich z. B. auch das 
Bild der ,,Great Society" des amerikanischen Präsidenten in diese soziologische 
Betrachtung einfügen. Wie so oft in der Geschichte der Völker treten unvor­
hergesehene Probleme zutage, die keinen Urheber, keinen Erfinder kennen, 
aber gleichwohl zu einer Lösung drängen. Ich selbst erkenne für die Zukunft 
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eine meiner Aufgaben darin, diesem Phänomen mehr Aufmerl<samkeit und 
Arbeit zuzuwenden. 
Die „Formierte Gesellschaft" war als Bewußtseinsinhalt gedacht, in der die 
IVIenschen aller Gruppen und Schichten einzusehen und anzuerkennen bereit 
sind, daß ein Ausgleich der mannigfachen Interessen hin zu einem fruchtbaren 
Miteinander nicht aus einem haßerfüllten Gegeneinander erstehen kann, son­
dern eben jenes lebendigen Bewußtseins des schicksalhaften Aufeinander-
angewiesenseins bedürfe. Auf diese Notwendigkeit hin ausgerichtet, müsse sich 
eine reifere Gesellschaft zu formen, zu formieren versuchen. 

Demgegenüber ist, wie ich glaube, die ,,konzertierte Aktion" wohl mehr oder 
gar ausschließlich als ein permanentes ,,Handeln" zu verstehen, in der nicht 
so sehr „Sein" und ,,Bewußtsein", sondern das „Tun" im Vordergrund steht. 
Ähnliches gilt für den Begriff der ,,sozialen Symmetrie". Auch sie muß bewußt 
erfaßt, mehr soziale Gerechtigkeit sein, als „gemacht" werden wollen. 

In gewisser Weise kommt hier der Unterschied zwischen Prozeß und Aktion zum 
Ausdruck. Die Auffassung über iVlögllchkelten und Grenzen des Machbaren und 
Rechenhaften greifen von der Wirtschaftspolitik in eine politische Schau, ja 
selbst In religiöse Oberzeugungen über. 

Die CDU möge erkennen, daß sie dieses geistige Feld beackern muß, wenn sie 
nicht Gefahr laufen soll, sich in einer nur pragmatischen Tagespolitik zu er­
schöpfen und damit an Anziehungskraft zu verlieren. Trotz der bewußten Her­
ausstellung dieser zeitnahen Auseinandersetzung bin ich mir natürlich voll be­
wußt, daß in dem Bereich der Innenpolitik noch eine Fülle von Problemen und 
aktuellen Aufgaben übrigbleiben, die aus geistiger Sicht, aber auch aus prak­
tisch-politischer Notwendigkeit heraus keine längere Verzögerung erlauben. 
Dies gilt für alle konjunktur-, struktur- und finanzpolitischen Fragen, hinsicht­
lich deren Ordnung bzw. auch Neugestaltung ich nur wünschen möchte, daß 
die CDU den bewährten Kurs der Stabilität nach innen und außen nicht ver­
lassen wird. 

So viel ich selbst zu diesem Thema zu sagen hätte, übe Ich gleichwohl Be­
scheidung in der Respektierung der Verantwortung des Bundeskanzlers, die 
Richtlinien der Politik zu bestimmen. Daß im deutschen Volke der Wunsch 
lebendig ist, möglichst bald vollkommene Klarheit über den auf diesem Felde 
eingeschlagenen oder noch einzuschlagenden Weg zu gewinnen, wissen wir 
alle, die wir in ständiger Begegnung mit den Menschen draußen im Lande 
deren Wünsche und Sorgen gleichermaßen kennen. 

Auch die soziale Frage mag angesichts der materiellen Gegebenheiten vielfach 
in einem neuen Lichte erscheinen. Aber bedenken wir dabei, daß es hier nicht 
allein um die Quantität, sondern um die Qualität einer denkbaren bzw. not­
wendigen Reform geht. 

Natürlich kann es nicht meine Aufgabe sein, in diesem Zusammenhang alle 
innenpolitischen Fragen zu erörtern. Aber sicherlich hat sich die Christlich 
Demokratische Union auch mit dem Blick nach rückwärts ob ihrer Leistungen 
in der Vergangenheit nicht zu entschuldigen oder ihre Verdienste schmälern 
zu lassen. Es ist niemand in unserem Lande, der nicht erfahren oder erlebt 
hätte, mit welch hartem Schicksal wir fertig werden mußten. Aber ich verstehe 
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auch alle jene, die meinen, daß es heute gilt, den Blick nach vorne zu richten. 
Gerade dies hat die CDU In dieser schweren Zeit auch immer getan; denn nur 
aus solcher Gläubigkeit auf eine erreichbare glücklichere Zukunft konnte sie 
die Innere Stärke finden, nicht zu verzagen. Vergangenheit und Zukunft sind 
auch nicht so zu verstehen, als ob sie durch eine scharfe Zäsur jeweils für sich 
allein betrachtet werden könnten, so wenig das Leben eines Volkes zeltlich und 
sachlich jeweils in einer Isolierung seiner Umweltbedingungen erfaßbar wäre. 
Keine Generation fällt sozusagen vom Himmel, sondern jede Generation wur­
zelt In der Geschichte, und morgen wird das, was heute als modern erscheint, 
wieder anderen zeltbedingten l\/laßstäben welchen müssen. Hüten wir uns also 
gleichermaßen vor satter Genugtuung wie vor einer nur zukunftsbezogenen 
falschen Überlegenheit. Lassen Sie mich dem hinzufügen, daß die Innere sitt­
liche Struktur der Christlich Demokratischen Union nicht in technokratischen 
Vorstellungen dieser Art die Erfüllung ihrer Aufgaben und Pflichten erblicken 
darf. Das gerade macht ja ihr inneres Wesen aus. 

Die Nachkriegsgeschichte zeugt ebenso für das Werk der CDU zur Neugestal­
tung unseres sozialen und gesellschaftlichen Lebens als auch für das, was aus 
fortschrittlichem und freiheitlichem Denken Tat geworden ist. Wir, die Christ­
lich Demokratische Union, wollen nicht nur das Erreichte bewahren, sondern 
Neues hinzugewinnen. In dieser Haltung und Gesinnung bin und bleibe ich 
meiner Partei verbunden. 

(Beifall) 

Wie wenig das gesellschaftliche und politische Leben eine Atomlslerung oder 
eine Zerspaltung in Innen- und Außenpolitik verträgt, geht z. B. daraus hervor, 
daß die Verteidigungspolitik als ein die ganze Welt bewegendes Thema sowohl 
innenpolitische Aspekte hat, ohne deswegen aber, außenpolitisch gesehen, 
weniger bedeutsam zu sein. 
Verkennen wir nicht, daß diese Frage heute alle auf das lebhafteste beschäftigt 
und daß es nicht gerade leichtfällt, die vollzogenen und sich welter vollziehen­
den Wandlungen Im Vergleich zu bisherigen Vorstellungen und strategischen 
Plänen glaubhaft zu machen. Gleich ob die Völker oder die Menschen auf 
friedliche Lösungen der weltpolitischen Spannungen vertrauen oder darüber 
hinaus dem Glauben an einen gesicherten Frieden huldigen, werden sie so 
oder so kaum geneigt sein, die derzeitige weltpolitische Situation als mit ihren 
politischen Auffassungen in Einklang befindlich zu betrachten. 
Diese Frage aber bleibt nicht auf den Gegenstand der reinen Verteidigung, der 
Strategie, beschränkt, sondern greift über auf nicht minder bedeutsame Pro­
bleme der Internationalen Handels- und Währungspolitik. IVlit großer Befrie­
digung verzeichnen wir die erzielten Fortschritte Im F^ahmen der Kennedy-
Runde, die immerhin zu der Fragestellung berechtigen, ob nicht das welter 
gesteckte Ziel einer atlantischen Verständigung, wenn auch In loserer Form 
institutioneller Bindungen, greifbarer erscheint als der Gedanke einer politi­
schen Einigung oder gar einer politischen Einheit Europas. Wird es nach einem 
schon einmal mißglückten Versuch angesichts der zumindest zurückhaltenden 
französischen Verlautbarungen nun doch endlich gelingen, mit dem Beitritt 
Großbritanniens zur EWG den Weg für eine umfassendere politische euro­
päische Lösung freizumachen? 
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Und was würde die Folge sein, wenn ein erneutes Scheitern aucli den Zusam­
menhalt in der Europäischen Wlrtschaftsgemeinsciiaft stören und auch hier zu 
einem Rücl<schlag führen würde? Seien wir uns darüber klar, daß diese Ent-
wicl<lung zuletzt auch unsere Ostpolitik, d. h. unsere Beziehungen zu den ost­
europäischen Völkern, berührt, mit denen wir ein die Vergangenheit überwin­
dendes gedeihliches Verhältnis herbeizuführen gewillt sind. Ich meine, wir soll­
ten auch dabei pfleglich vorgehen. 

Die Wirren dieser Welt, wie sie in Südostasien explosiven Ausdruck gefunden 
haben oder wie sie den arabischen Raum zu erschüttern drohen, stellen zwar 
die Bundesrepublik nicht In die erste Reihe. Aber es wäre ebenso trügerisch zu 
glauben, daß uns als ein Volk, das wieder wirtschaftlichen und politischen 
Rang erlangt hat, solche Erschütterungen nichts angingen oder nichts anhaben 
könnten. 
Wenn ich die Niederlegung meines Amtes als Vorsitzender der CDU am Ende 
dieser Rede mit einem nicht unbesorgten Ausblick In die Zukunft der freien 
Welt beschließe, so möchte ich damit doch keinem Pessimismus Raum geben, 
sondern nicht zuletzt der CDU die Verantwortung vor Augen halten, die wir als 
die stärkste Partei für Volk und Staat zu tragen haben. Vor allem aber habe ich 
in dieser Stunde, in der ich mein Amt und meine Aufgabe in andere Hände 
übergebe und dabei meinem Nachfolger Kurt Georg Kiesinger mein volles Ver­
trauen und meinen menschlichen Respekt zum Ausdruck bringe, das Bedürfnis, 
mich an unsere Jugend zu wenden, die nach uns berufen ist, deutsches Schick­
sal glückhaft zu gestalten. 

Haben wir nicht allen Grund zum Optimismus, wenn wir daran denken, welche 
ungeheuren Chancen und welche gewaltigen Aufgaben dieser unserer Jugend 
in einer großen freien Welt eingeräumt sind. IVlöge sie von einer geistigen Hal­
tung erfüllt sein, die nicht noch einmal in egoistischer Engstirnigkeit das Heil 
sucht, sondern nach dem Gesetz, nach dem die CDU angetreten ist, in einer 
Friedensordnung und in Freiheit die Welt als Ganzheit verstandene Einheit 
erkennt. Auch sie wird den Himmel nicht erstürmen können; aber sie wird ihr 
Glück in der Erfüllung ihrer Pflicht finden. 

{Langanhaltender, lebhafter Beifall) 
Meine.Damen und Herren, ich darf nunmehr bitten, daß das Präsidium des 
Parteitages die Leitung dieser Tagung übernimmt. — Ich danke Ihnen. 

Präsident Langeheine: 

Verehrter Herr Bundeskanzler Professor Dr. ErhardI Meine erste Amtshand­
lung soll darin bestehen, Ihnen noch einmal zu sagen, daß Sie aus diesem 
großen, starken, ungewöhnlichen Beifall entnehmen wollen, weichen Dank 
Ihnen der Parteitag und die CDU für Ihr tiefes Verantwortungsbewußtsein ent­
gegenbringen, mit dem Sie heute vormittag zu uns gesprochen haben. Dank 
aber auch für Ihre säkularen Verdienste, die Sie sich in der deutschen Nach­
kriegszeit als Wirtschaftsminister, als Bundeskanzler und als Bundesvorsitzen­
der der CDU um das deutsche Volk erworben haben, Verdienste, die in ihrem 
vollen Ausmaße wahrscheinlich überhaupt erst von der Geschichte richtig ge­
würdigt werden können. 

(Anhaltender, lebhafter Beifall) 
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Meine Damen und Herren, zunächst habe ich noch eine Regularie nachzuholen. 
Sie haben vorhin die Mitglieder des Präsidiums gewählt, darunter auch Frau 
Fera und Herrn Bundesminister Schmücker. Frau Fera hat darum gebeten, an 
ihre Stelle Frau Brauksiepe zu wählen. Herr Bundesminister Schmücker hat 
darum gebeten, an seiner Stelle Herrn Gewandt zu wählen. Darf ich davon aus­
gehen, daß Sie mit diesen Vorschlägen einverstanden sind? — Erhebt sich da­
gegen Widerspruch? — Das ist nicht der Fall. Ich stelle also fest, daß nunmehr 
das Präsidium besteht aus Frau Becker-Döring, Herrn Dufhues, Frau Brauk­
siepe, Herrn Ministerpräsidenten Dr. Filbinger, Herrn Dr. Gradl, Herrn Lauen­
stein, Herrn Russe, Herrn Gewandt und Herrn Vogel. Ich bitte die Mitglieder 
des Präsidiums, ihre Plätze einzunehmen. 

Zunächst darf ich Ihnen, meine Damen und Herren, den Dank des Präsidiums 
für diese Wahl zum Ausdruck bringen. Ich darf Ihnen sagen, daß wir uns be­
mühen werden, unser Amt objektiv auszuüben und für einen reibungslosen 
Ablauf des Parteitages zu sorgen. 
Ich darf nun eine ganze Reihe von Persönlichkeiten auf unserem Parteitag be­
grüßen. Mit ganz besonderer Freude begrüßen wir in unserer Mitte unseren 
Bundeskanzler, Herrn Dr. Kiesinger. 

(Lebhafter Beifall) 
Herr Bundeskanzler, wir bieten Ihnen hiermit unser ganzes Vertrauen und un­
sere Mitarbeit zu jeder Zeit an. 
Sehr herzlich begrüße ich den Ersten Stellvertretenden Vorsitzenden unserer 
Partei, den Vorsitzenden unserer Bundestagsfraktion, Herrn Dr. Rainer Barzel, 

(Beifall) 

unsere beiden stellvertretenden Parteivorsitzenden, die Bundesminister von 
Hassel und Lücke, 

(Beifall) 

das Geschäftsführende Präsidialmitglied, Herrn Bundesminister Dr. Heck, 

(Beifall) 

die Mitglieder des Parteipräsidiums, Herrn Amrehn, Herrn Blank, Frau Brauk­
siepe, Herrn Dufhues, Herrn Bundestagspräsidenten Dr. Gerstenmaier und 
Herrn Bundesminister Dr. Schröder. 

(Beifall) 

Mit großer Herzlichkeit begrüße ich die anwesenden Länderchefs der CDU, die 
Herren Ministerpräsidenten Dr. Altmeier, Dr. Filbinger, Dr. Lemke und Dr. Röder. 

(Beifall) 

Unser Gruß gilt auch den Mitgliedern im Bundeskabinett, Bundesminister Kat­
zer, Schmücker und Stoltenberg. 

(Beifall) 

Wir haben die Freude, mehrere Landtagspräsidenten und zahlreiche Landes­
minister in unserer Mitte zu sehen, darüber hinaus eine Reihe von Freunden 
aus den Fraktionen des Bundestages und der Landesparlamente und aus den 
kommunalen Gremien. 
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Mit besonderer Freude darf ich den Vorsitzenden unserer Schwesterpartei, der 
Christlich Sozialen Union, Herrn Bundesminister Dr. Franz Josef Strauß, be­
grüßen; er ist In Begleitung mehrerer Vorstandsmitglleder zu uns gekommen. 

(Anhaltender, lebhafter Beifall) 

Verehrte Gäste! Liebe Parteifreunde! Dieser 15. Bundesparteitag, der als ein 
ausgesprochener Arbeitstag geplant Ist, hat diesmal bewußt darauf verzichtet, 
wie üblich Gäste aus uns befreundeten Partelen In Europa und darüber hin­
aus einzuladen. Wir haben aber einen Gast unter uns, den wir seit vielen Jah­
ren regelmäßig auf unseren Parteitagen begrüßen können. Wir freuen uns ganz 
besonders, hier als Repräsentantin der Konservativen Partei Großbritanniens, 
Baroness Evelyn Emmet of Amberly, begrüßen zu dürfen. 

(Lebhafter Beifall) 

Als Mitglied der Hohen Behörde der Montanunion begrüße Ich unseren Freund 
Dr. Fritz Hellwig, 

(Beifall) 

für den Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften unseren Parteifreund, 
Herrn Staatssekretär a. D. Dr. Walter Strauß. 

(Beifall) 

ich begrüße den Vertreter der Evangelischen Kirche, Herrn Oberkirchenrat 
Quast, 

(Beifall) 

den Vertreter des katholischen Bischofs von Hildesheim, Monsignore 
Dr. Marxen. 

(Beifall) 

Ich begrüße die Delegation des Deutschen Gewerkschaftsbundes, an Ihrer 
Spitze den stellvertretenden Vorsitzenden Bernhard Tacke, 

(Beifall) 

den Vorsitzenden der Christlichen Gewerkschaft, Herrn Paul Seiler, 

(Beifall) 

den Bundesvorsitzenden des Deutschen Beamtenbundes, Herrn Alfred Krause, 

(Beifall) 

die Vertreter des Bundeswehrverbandes und der Polizei, 

(Beifall) 

den Verbandsvorsitzenden der Katholischen Arbeiterbewegung Deutschlands, 
Herrn Bernhard WInkeiheide, 

(Beifall) 

die Vertreter des Deutschen Arbeltgeberverbandes, des Deutschen Industrie-
und Handelstages, des Zentralverbandes des Deutschen Handwerks. 

(Beifall) 
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Sehr herzlich begrüße ich auch den Vorsitzenden der DAG, Herrn Spaeten. 

(Beifall) 

Ich begrüße ferner sehr herzlich den Vertreter des Präsidiums des Bundes der 
Vertriebenen, Herrn Staatssekretär a. D. Gossing, 

(Beifall) 

die Vertreter des Bundesverbandes der Heiml<ehrer sowie des Reichsbundes 
der Kriegs- und Zivilbeschädigten. 

(Beifall) 

Ich begrüße die Vertreter der Bundeswehr, an ihrer Spitze Herrn General Wilke. 

(Beifall) 

Ich erfahre soeben mit großer Freude, daß auch der Vertreter des Zentralrates 
der Juden Deutschlands, Herr Dr. van Dam, hier ist. Auch ihm gilt unser herz­
licher Gruß. 

(Lebhafter Beifall) 

Schließlich, aber genauso herzlich, begrüße ich alle Vertreter von Presse, Rund­
funk und Fernsehen aus ganz Deutschland und dem Ausland, 

(Beifall) 

ferner auch die erschienenen Intendanten von Rundfunk und Fernsehen. 

(Beifall) 

Ich freue mich, den Oberbürgermeister der Stadt Braunschweig, Herrn Ließ, 
und Herrn Oberstadtdirektor Weber von der gastgebenden Stadt Braunschweig 
begrüßen zu können, die uns in diesen Tagen mit ihrer Gastfreundschaft zu­
gleich auch die Aufgeschlossenheit dieser Stadt in der Nähe der Zonengrenze 
bewiesen haben. 

(Beifall) 

Schließlich begrüße ich Sie alle, die Sie aus den Ländern der Bundesrepublik 
nach Braunschweig gekommen sind, um an diesem Parteitag teilzunehmen, der 
einen weiteren Meilenstein auf dem Wege der CDU darstellen wird. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie werden mir gestatten, daß ich 
ganz kurz wenige persönliche Worte für das Land Niedersachsen sage. Wir in 
Niedersachsen freuen uns, daß Sie diesen Parteitag in unser Land gelegt und 
damit Ihre Verbundenheit mit uns zum Ausdruck gebracht haben. Fast 7 Mil­
lionen Menschen wohnen in diesem Land, eigenständige, selbstbewußte Men­
schen, die sich aber jederzeit ihrer Verpflichtung bewußt sind, die aus der Bun­
destreue resultiert. 

Auch wir haben, was dankbar anerkannt werden soll, an dem wirtschaftlichen 
Aufstieg teilgenommen. Dabei soll allerdings nicht versctiwiegen werden, daß 
wir hinsichtlich unserer Wirtschafts- und Steuerkraft immer noch unter dem 
Durchschnitt der Bundesrepublik liegen. Hinzu kommen zwei charakteristische 
Gegebenheiten unseres Landes, denen wir Rechnung tragen müssen: einmal 
die Tatsache, daß wir die längste Zonengrenze haben und jeden Tag mit all 
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den Problemen, die sich daraus ergeben, konfrontiert werden, zum anderen 
aber auch die nicht unwichtige Tatsache, daß wir die iange Küste haben, aus 
der sich eine nicht unerhebliche Wasserhypothek ergibt, mit der wir uns her­
umzuschlagen haben. 
Wir in Niedersachsen sind entschlossen, soweit das nur irgendwie geht, die 
noch vorhandene Disparität zu beseitigen. Soweit wir das nicht aus eigener 
Kraft können, erbitten wir Ihren Rat und Ihr Verständnis, eventuell auch Ihre 
Tat. Dabei bringe ich gern zum Ausdruck, daß zwischen der Bundesregierung 
und der Regierung des Landes Niedersachsen ein vertrauensvolles Verhältnis 
entwickelt worden ist. Wir befinden uns in einem fruchtbaren Dialog, wofür wir 
dem Herrn Bundeskanzler und auch dem Herrn Bundesfinanzminister Strauß, 
der sich diese Sache sehr angelegen sein läßt, sehr, sehr herzlich danken. 
Am 4. Juni findet in Niedersachsen eine Wahl statt. Wir gehen mit einem ge­
wissen Selbstbewußtsein in die Wahl, weil wir davon überzeugt sind, daß wir 
Im Wahlkampf über ausgezeichnete Argumente verfügen. Dieser Bundespartei­
tag fällt in den Wahlkampf und wird infolgedessen nicht ohne Bedeutung für 
die Wahl sein. Ich möchte mich auf diese Feststellung beschränken und dem 
Parteitag einen fruchtbaren Verlauf wünschen. 

(Beifall) 

Nun, meine Damen und Herren, noch eine Regularie, die nach der Satzung und 
der Geschäftsordnung vorgeschrieben ist. Es muß jetzt eine Mandatsprüfungs­
kommission gewählt werden. Bundesvorstand und Bundesausschuß schlagen 
vor: als Vorsitzenden Herrn Staatsminister Dr. Otto Fricke, als Mitglieder Lan­
desgeschäftsführer Laipoid, Westfalen, Herrn Bummler von der Bundesge­
schäftsstelle und Herrn Landesgeschäftsführer Vogt, Schleswig-Holstein. Darf 
ich darum bitten, daß diejenigen, die mit diesem Vorschlag einverstanden sind, 
die rote Abstimmungskarte zeigen. — Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Ich 
steile fest, daß die Kommission damit einstimmig gewählt worden ist. 
Wir fahren nunmehr in der Tagesordnung fort. Zunächst hat der Präsidierende 
Vorsitzende der CDU in Niedersachsen, Herr Dr. Otto Fricke, das Wort zu einem 
Gruß wort. 

(Beifall) 
Dr. Fricke: 
Verehrter, lieber Herr Professor Erhard! Herr Bundeskanzler! Meine Herren 
Minister! Meine sehr verehrten Ehrengäste und Gäste! Meine lieben Unions­
freunde! Nicht der Vorsitzende und Landesleiter der CDU In Niedersachsen, 
sondern vorrangig der Vorsitzende des Landesverbandes Braunschweig möchte 
heute noch einmal dem Präsidium und dem Bundesvorstand herzlich dafür 
danken, daß dieser 15. Parteitag nach Braunschweig und damit In das Zonen-
grenziand gelegt wurde. 

Meine lieben Unionsfreunde, der Herr Bundeskanzler hat sich gestern anläß­
lich des Besuchs der Zonengrenze in Hötensleben, der Fahrt über die Kohle­
dörfer um Offleben, um Schöningen und schließlich in Helmstedt selbst davon 
überzeugen können, wie die Menschen diesen Besuch des Parteitags und auch 
den Besuch des Herrn Bundeskanzlers hier im engsten Zonengrenzgebiet auf 
das dankbarste begrüßt haben, gibt man damit doch diesem Räume neue Hoff-
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nung, daß er in seiner Abseitslage nicht vergessen worden ist und niclit ver­
gessen wird. Der Herr Bundesl<anzler ist gestern abend — wie vor zwölf Jalnren 
der alte Bundesl<anzler Dr. Adenauer und wie vor vier Jaliren der Bundes­
kanzler Professor Erhard in meiner Heimatstadt Goslar — von 7000 und mehr 
Menschen empfangen und dann auch wieder, nach einem einstündigen Referat 
trotz stundenlangen Wartens einiger tausend Menschen, verabschiedet worden 
mit einer Herzlichkeit, die sichtbar werden ließ, wie dankbar die Menschen 
dafür sind, daß die CDU wieder hier tagt. 

Meine Freunde, von mir aus gesehen schließt sich hier ein Kreis. Die Bundes­
partei, gegründet im Herbst des Jahres 1950 in meiner Heimatstadt Goslar — 
damals schon waren unser Freund Kiesinger und viele von uns dabei — die 
Bundespartei, die dann unter der Führung ihres ersten Vorsitzenden Konrad 
Adenauer und seines Ersten Stellvertreters Hermann Ehlers ihren Weg nahm, 
einen steilen, steinigen und erfolgreichen Weg nach oben, diese Bundespartei 
kehrte vor nunmehr drei Jahren, im Jahre 1964, wieder nach Niedersachsen 
zurück, zum Parteitag von Hannover, den zu leiten ich die Ehre hatte, wo Kon­
rad Adenauer zum letzten Male auf zwei Jahre zum Bundesvorsitzenden ge­
wählt wurde. 

Die niedersächsische Union stand schon seit dem allzu frühen Tode unseres 
Freundes Hermann Ehlers, d. h. seit 1954 und damit seit dreizehn Jahren, in 
dessen Erbe, und sie hat sich bemüht, dieses Erbe getreulich zu verwalten und 
zu mehren. Die Zahl der Bundestagsabgeordneten der niedersächsischen CDU 
ist von zunächst 16 auf fast das Doppelte gewachsen, die Zahl der Landtags­
abgeordneten von zunächst 30 auf derzeit 63. Wir werden bemüht sein, dieses 
Erbe auch weiter zu mehren. 
Wir stehen nun aber auch im Erbe Konrad Adenauers, dessen heute gedacht 
worden ist. In der Erinnerung an diese beiden großen Toten und an die ande­
ren, die uns Beispiel waren, habe ich den einen Wunsch, daß dieser 15. Partei­
tag ein Parteitag einer wirklichen Union, d. h. des Zusammenhaltens, des Zu­
sammenstehens, der Einigkeit sein möge. In diesem Sinne gilt diesem Partei­
tag mein herzliches Glückauf. 

(Beifall) 
Präsident Langeheine: 
Wir danken Herrn Dr. Fricke. Es spricht nunmehr zu uns der Oberbürgermeister 
dieser Stadt, Herr Ließ. 

Oberbürgermeister LieB: 
(mit Beifall begrüßt) 

Herr Parteitagspräsident! Herr Bundestagspräsident! Meine Herren Bundes­
kanzler! Meine Herren Minister! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist 
mir eine angenehme Pflicht, Sie alle heute hier im Namen der Bürgerschaft der 
Stadt Braunschweig zu Ihrem 15. Bundesparteitag begrüßen zu dürfen. Wir sind 
froh darüber, daß nunmehr auch in unserer Stadt die äußeren Voraussetzungen 
gegeben sind, um solche großen Kongresse und Tagungen durchzuführen. 
Wie Herr Dr. Fricke soeben ausführte, liegen wir als Stadt Braunschweig ein 
wenig im Schatten und im äußersten Winkel. Wir liegen nicht nur an der Zonen­
grenze, die unser Vaterland so schmerzlich teilt, sondern wir liegen darüber 

27 



hinaus auch an der Grenze des EWG-Raums, was auch auf unsere Wirtschaft 
einen Einfluß hat. Deswegen freuen wir uns immer, wenn Gäste in unsere Stadt 
l<ommen, wenn Gäste hier nicht nur Gelegenheit nehmen, ihre eigenen Pro­
bleme zu erörtern — und wenn diese noch so bedeutungsvoll sind —, sondern 
auch die Mögiichl<eit haben, in unserer Stadt einiges von dem zu betrachten, 
was nach diesem verheerenden Krieg erhalten geblieben ist, aber auch von 
dem, was im Wiederaufbau dieser Stadt hat geschehen l<önnen, einer Stadt, 
die schwer gelitten hat, die 90 Prozent ihrer City verloren hat, die 65 Prozent 
ihrer Wohnungen und l<ommunalen Einrichtungen eingebüßt hat, einer Stadt, 
in der jeder dritte Bürger Flüchtling oder Vertriebener ist, einer Stadt, die nun­
mehr versucht, das Traditionelle zu erhalten, aber dabei auch dem Fortschritt zu 
dienen. 
Wir freuen uns, daß Ihr bedeutungsvoller Parteitag hier stattfindet. Er wird 
sicher dazu beitragen, daß in der gesamten deutschen Politik das verwirklicht 
wird, was in unserem gemeinsamen Grundgesetz steht, nämlich daß der soziale 
Rechtsstaat verwirklicht wird. Gestatten Sie mir als Kommunalpolitiker dabei 
hinzuzufügen, daß wir von der neuen Bundesregierung erwarten, daß endlich 
die Große Finanzreform durchgeführt wird, damit die deutschen Gemeinden 
den ihnen gemäßen Platz im Konzert der drei Großen einnehmen können. 

(Beifall) 

Wir haben ohne die ausreichenden Mittel — das gilt für alle deutschen Gemein­
den, nicht nur für die Stadt Braunschweig — versucht, das Beste zu machen, 
und mit unserer Arbeit schon zu einer Zeit begonnen, als von Ländern und 
Bund noch gar nicht die Rede war. Wir haben unseren Teil getan, und wir 
glauben, daß wir auch in Zukunft unseren Teil erbringen werden. 
Meine Damen und Herren, als Sozialdemokrat kann ich Ihnen natürlich nicht 
wünschen, daß die nächste Landtagswahl in Niedersachen für Sie ein Erfolg 
sein möge. 

(Heiterkeit) 

ich kann Ihnen aber wünschen, daß Ihr Parteitag ein voller Erfolg wird und daß 
Sie sich in unserer Stadt Braunschweig recht wohl fühlen. 

(Beifall) 
Präsident Langeheine: 
Herzlichen Dank, Herr Oberbürgermeister! Da wir nun einmal bei Braunschweig 
sind, darf Ich noch nachholen, daß Herr Verwaltungspräsident Dr. Thiele eben­
falls hier anwesend ist. Auch Ihnen, Herr Präsident, gilt unser Gruß. 
Das Wort hat jetzt der Vorsitzende der CSU, Herr Bundesminister Dr. Strauß. 

Bundesminister Dr. Franz Josef StrauB: 

(mit Beifall begrüßt) 

Herr Bundespartelvorsitzender! Herr Bundeskanzler! Meine lieben Partei­
freunde! Mit einem Wort des besonderen Dankes für den freundlichen Emp­
fang, den Sie dem Vorsitzenden der Schwesterpartei bereitet haben, zu dessen 
Lebenspflichten es allmählich schon gehört, ein Grußwort an den Bundespartei-
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tag der CDU zu sagen, darf ich aus innerer Anteilnahme und langjähriger 
Verbundenheit mit unserer gemeinsamen Politil<, mit allen führenden Persön­
lichkeiten — an der Spitze Konrad Adenauer — im Namen der Christlich So­
zialen Union Grüße und Wünsche als Ausdruck unserer Zusammengehörigkeit, 
die sich in der Vergangenheit bestätigt hat und die sich in der Zukunft weiter­
hin bewähren wird, hiermit in aller Form zum Ausdruck bringen. 

(Beifall) 

Seit ich das letzte Mal die Ehre hatte, ein Grußwort beim Eiundesparteitag der 
CDU sprechen zu dürfen, sind einige politische Ereignisse durch unser Land 
gezogen. Es ist nicht die Aufgabe eines Grußredners, auf sie im einzelnen 
einzugehen. Nur eines erscheint mir angesichts der Diskussion des letzten 
Jahres, angesichts auch der Diskussion in der Öffentlichkeit vor diesem Bundes­
parteitag, wert, sehr deutlich ausgesprochen zu werden: daß nämlich diese 
Zwecklegende von dem angeblich unaufhaltsamen Niedergang der Unions­
parteien als Folge eines Verbrauchs- und Verschleißprozesses durch unsere 
gemeinsame Arbeit und durch die letzten politischen Entscheidungen eindeutig 
widerlegt worden ist. 

(Beifall) 

Es hatte sich so allmählich eine mehr oder minder irrationale Propaganda 
entwicKelt, die schlechthin davon ausging, daß die Union nunmehr lange genug 
an der politischen Verantwortung gewesen sei, daß sie verbraucht sei, daß 
sie im Abstieg sei, daß sie abgelöst werden müsse usw. 

Nun, ich gehöre sicherlich zu denen, die einiges auch dazu beigetragen haben, 
nachdem die Freien Demokraten wieder einmal — wenn auch von ihnen nur 
temporär beabsichtigt — eine Krise erzeugt und die Koalition verlassen hatten, 
die neue Kombination zustande zu bringen. Aber ich möchte auch heute noch, 
gerade angesichts der Erfahrungen der letzten Monate, sagen, daß es in der 
deutschen Politik und für Gesamtdeutschland keinen Ersatz für die CDU und 
für die CSU gibt; es zeichnet sich nichts ab. 

(Beifall) 

Ich halte es auch für einen echten politischen Fehler, das Gesetz der Propor­
tionen und Dimensionen zu verletzen und so zu tun, als ob eine kleine Splitter­
partei das Gesetz der deutschen Innenpolitik von nun an bestimmen werde. 

(Beifall) 

Damit hat man ihr im Inland und besonders auch im Ausland eine politische 
Bedeutung beigemessen, die ihr in keiner Weise zukommt. 
Viel bemerkenswerter an den Wahlen In Hessen, vor allem aber dann in 
Bayern, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein ist die Tatsache, daß die 
CDU bzw. die CSU sich behauptet hat, daß sie ihre Position verbessert hat und 
daß sie sich als Führungskraft im öffentlichen Vertrauen von neuem bestätigt 
hat. 

(Beifall) 

Hier darf ich, da ich in einer anderen Position bin als Sie, Herr Oberbürger­
meister, gerade da ich nicht aus Braunschweig und leider auch nicht aus Nie-
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dersachsen stamme, der Partei hier für die kommenden Landtagswahlen, an 
deren Vorbereitung ich selber mit einer Reihe von Reden teilnehme, von 
Herzen alles Gute wünschen. 

(Beifall) 

Ich hoffe, daß die Selbstdarstellung der Union, wie sie sich letztes Jahr in 
schwierigster Situation in Bayern behaupten konnte, die Selbstdarsteilung der 
Union in Schleswig-Holstein und Rheinland-Pfalz eine würdige Nachfolge und 
Bekräftigung hier in Niedersachsen am übernächsten Sonntag erfahren wird. 
Wir werden uns als Mitglieder und Mitarbeiter der Christlich Sozialen Union mit 
Ihnen freuen, wenn die Arbeit nicht umsonst gewesen ist. Sie können unserer 
herzlichen Verbundenheit und Teilnahme an dieser großen politischen Ent­
scheidung, die weit über die Grenzen des Landes hinaus ihre Schatten wirft, 
gewiß sein. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ein letztes Wort! Ich habe von den 
politischen Ereignissen gesprochen, die letztes Jahr über uns hinweggegangen 
sind, die uns gezwungen haben, neue Entscheidungen zu treffen. Es ist hier 
nicht mein Recht oder meine Aufgabe, etwas über die neue Koalition zu sagen; 
warum die Große Koalition nötig geworden ist, wissen wir, warum sie möglich 
geworden ist, sollten wir nie vergessen zu sagen, weil nämlich unsere Politik 
in wirtschaftlicher und außenpolitischer Hinsicht sich so durchgesetzt hat, daß 
der heutige Partner in wesentlichen Zügen seine damaligen Programme auf­
geben und sich zu den Grundiinien unserer Politik bekennen mußte. 

(Lebhafter Beifall) 

Uns stehen und Ihnen, Herr Bundeskanzler Kiesinger, der jetzt ein neues Amt 
übernimmt und dem ich dafür aus langjähriger menschlicher, persönlicher und 
politischer Freundschaft und Verbundenheit aus tiefstem Herzen alles Gute 
wünschen möchte, schwere Aufgaben bevor. Wir haben keinen Grund, Grund­
sätze und Ziele unserer Politik zu ändern, aber wir haben Grund, laufend die 
Richtigkeit der Methoden unserer Politik zu überprüfen und sie den schneil-
lebigen Veränderungstendenzen unserer Zeit anzupassen; nicht Grundsätze und 
nicht Ziele, aber die Methoden! 
Uns bläst heute mehr denn je der Wind der rauhen Konsequenzen einer tra­
gischen Vergangenheit ins Gesicht. Die Konstellation ist nicht mehr so gut, wie 
sie seinerzeit unter der großen Führungsgestalt Adenauers sich entwickelt 
hatte. Es hat sich einiges geändert. Wir stehen innenpolitisch ohne jeden Zwei­
fel — Sie haben mich geradezu provoziert, Herr Oberbürgermeister, das zu 
sagen — vor einer schweren Belastungsprobe. Wir haben nicht nur eine säkulare 
Steuerreform, die Mehrwertsteuer, hinter uns, sondern auch das Stabilitäts­
gesetz — gottlob — endlich verabschiedet. Wir müssen die Finanzreform 
durchführen, die Finanzverfassungsreform, die Finanzrechtsreform und die Ge­
meindefinanzreform. Ich bin mir aber der Tatsache bewußt, daß mit der Durch­
führung einer Reform, die nur eine Verteilung der Aufgaben und der aus 
verschiedenen Quellen fließenden Mittel vorsieht, noch nicht eine einzige 
Mark mehr an verfügbaren Einnahmen vorhanden sein wird. 

(Beifall) 
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Und wenn ich frage, wer hat denn bisher zuviel gehabt, damit diejenigen, die 
bisher zu wenig gehabt haben, endlich mehr bekommen, dann möchte ich den 
Kreis der Freiwilligen sehen, die bei dem Ruf,,Freiwillige vor" sich melden wer­
den. 

(Heiterkeit) 

Aber das sind Probleme, die die Struktur unseres Staates für die heutige Zeit 
und für die nächste Generation in tiefster Weise beeinflussen. Darum stehen 
wir in diesem Jahre auch noch vor der Aufgabe, etwas gemeinsam zu bewälti­
gen, was nur mit einer großen parlamentarischen Mehrheit und mit starker 
innerer Solidität, Solidarität und Stabilität bewältigt werden kann. Das ist die 
Umstrukturierung des Bundeshaushalts, die langfristige Konsolidierung der 
Bundesfinanzen, das Gleichgewicht, wenn schon nicht Jahr für Jahr — was gar 
nicht möglich ist —, aber in einer längeren Periode zwischen Einnahmen und 
Ausgaben. Und wenn wir uns außenpolitisch zur Stunde der Wahrheit bekannt 
haben und uns keine Illusionen machen, dann haben wir auf diesem Gebiet 
auch begonnen, uns zur Stunde der Wahrheit zu bekennen. Sie bleibt uns nicht 
erspart. Und je schneller wir die Konsequenzen daraus ziehen, desto ruhiger 
und desto verantwortungsvoller können wir dann der großen Entscheidung der 
deutschen Öffentlichkeit im Jahre 1869 entgegensehen. 
Diesen Dingen kann jetzt nicht mehr aus dem Wege gegangen werden. Was 
wir, sei es der Wirtschaft an Kostenüberlastung, sei es dem Staate an Überbür­
dung der öffentlichen Haushalte aufgezwungen haben, was im Zeitalter rasch 
steigender Wachstumsraten möglich war, geht jetzt in dieser Form nicht mehr 
weiter. 
Wir können es uns als CDU/CSU, die wir diesen Staat maßgebend aufgebaut 
haben, erlauben, vor der Öffentlichkeit auch Dinge zu sagen und durchzu­
führen, die man schlechthin als unpopulär bezeichnet und die von der einen 
oder anderen betroffenen Gruppe naturgemäß kritisiert und abgelehnt werden. 
Je mehr wir uns hier offen und deutlich vor dem deutschen Volke mit einem 
klaren Programm der Bilanzierung und der Balance unserer Einnahmen und 
Ausgaben in diesem Jahr und im nächsten Jahr präsentieren, desto sicherer 
und desto stabiler wird das innenpolitische Geborgenheitsgefühl unseres 
Volkes sein. 

Die Menschen streben heute nicht allein nach einer jähen Steigerung ihres 
Lebensstandards, ihrer materiellen Verhältnisse. Was sie mehr bewegt — das 
beweisen mir Dutzende von Versammlungen im Laufe der letzten Monate —, 
das ist die Frage: Wie geht es weiter? Ist mein Arbeitsplatz gesichert? Kann 
ich mich auf die Stabilität der D-Mark verlassen? Bleibt unsere Wirtschaft 
solide, geht sie weiterhin nach oben, oder taumeln wir im Tanz um das Goldene 
Kalb von einer Übertreibung in die andere? Das wird die entscheidende Frage 
sein, und wer in dieser Frage den Mut hat, die Probleme anzupacken und zu 
lösen, der kann auch der Zustimmung und des Vertrauens der Öffentlichkeit 
gewiß sein, weil es den Leuten nicht um rasche Steigerung des Wohlstandes, 
sondern in unserer schnellebigen und gehetzten Zeit um Sicherheit auch im 
Innenpolitischen und nicht nur im Außenpolitischen geht. 
Das ist unsere große gemeinsame Aufgabe, die wir, die CDU/CSU, gemeinsam 
zu leisten bereit sein sollten. Und dafür darf ich Ihnen, Herr Bundeskanzler, der 
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Sie weit vor mir den größeren Teil dieser Gesamtlast auch auf diesem Gebiet 
zu tragen haben werden, weil alles auf Sie zukommt, von Herzen Glück und 
Segen wünscnen. Gottes Segen für Ihre Arbeit und die besten Wünsche aller 
Freunde der Christlich Sozialen Union! 

(Lebhafter Beifall) 

Präsident Langeheine: 
Herr Dr. Strauß, der Beifall soll für sich sprechen. 
Meine Damen und Herren, es sind zwei weitere Gäste eingetroffen, denen wir 
ein Grußwort schuldig sind, und zwar die Herren Weitersbach und Höhle vom 
Verband der Kriegsbeschädigten (VdK). 

(Beifall) 

Ich darf vorschlagen, daß wir nunmehr den Bericht des Bundesvorstandes ent­
gegennehmen. Ich bitte Herrn Bundesminister Dr. Heck, das Wort zu nehmen. 

Bundesminister Dr. Bruno Heck: 
Herr PräsidentI Herr Bundeskanzler! Meine Damen und Herren! Liebe Freunde! 
Vier Ereignisse haben den 14 Monaten seit dem letzten Parteitag in Bonn das 
Gepräge gegeben: Im März vorigen Jahres ist Konrad Adenauer vom Vorsitz 
der Partei zurückgetreten. 

Ende Oktober darauf hat sich Ludwig Erhard entschlossen, sein Amt und 
seine Verantwortung als Bundeskanzler der Kleinen Koalition dem Bundes­
präsidenten und dem Deutschen Bundestag zurückzugeben. 
Sechs Wochen später ist Kurt Georg Kiesinger als Kanzler der Großen Koalition 
vor dem Deutschen Bundestag vereidigt worden. 
Und heuer im April hat Konrad Adenauer für immer Abschied von uns genom­
men. 

Die Union hat In diesen 14 Monaten ihre erste, ernste Krise bestanden. Aber 
das heißt nicht, daß wir all das, was die Krise verursacht hat, schon bewältigt 
hätten. Daß wir die Krise bestehen konnten, danken wir nicht zuletzt Ludwig 
Erhard. 

Verehrter Herr Professor Erhard! Sie haben diese schwersten Wochen Ihres 
politischen Lebens mit innerer Ruhe und mit viel Gleichmut durchgestanden. 
Sie sind über diese Wochen hinweg uns allen, die wir an den Ereignissen be­
teiligt waren, der noble Mann geblieben, der Sie immer waren. Sie haben einmal 
mehr erfahren müssen, daß Dankbarkeit nicht immer und nicht im letzten eine 
politische Kategorie ist. Doch ich glaube, Sie haben auch erfahren, daß unser 
vertrauensvolles Verhältnis zu Ihnen, Professor Erhard, nicht erschüttert wer­
den kann durch das, was Sie als Undankbarkeit empfanden. 
Wir wissen es — und wir haben es mitempfunden —, daß Sie der Gang der 
Ereignisse im vergangenen Jahr vor eine schwere und bittere Aufgabe gestellt 
hat. Sie haben durch Ihre Entscheidung und durch die menschlich und politisch 
vornehme Art, mit der Sie diese Entscheidung durchgestanden haben, die 
Überwindung der Krise ermöglicht und erleichtert. 

(Lebhafter Beifall) 
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Wir waren Ihnen all die Jahre seit 1948 in Danl<barl<eit verbunden, und wir 
sind es heute noch wie vor 14 Monaten, als wir Sie in Bonn zu unserem 1. Vor­
sitzenden gewählt haben. 

(Erneuter lebhafter Beifall) 

Meine Freunde, wir sind von diesem letzten Parteitag mit einiger Zuversicht 
nach Hause gefahren. Vor uns lagen die wichtigen Wahlen zum Landtag In 
Nordrhein-Westfalen. 
Diese Wahlen — das muß offen gesagt werden — haben wir eindeutig verloren. 
Und alle unsere Untersuchungen haben ergeben, daß die Entscheidung der 
Wählerinnen und Wähler an Rhein und Ruhr mehr ein Votum gegen die CDU 
gewesen ist als eine Entscheidung für die SPD und dies nicht etwa gegen die 
CDU im Rheinland und in Westfalen allein. Offenbar war das Vertrauen zur 
CDU im allgemeinen angeschlagen. 
Was war geschehen? 
Nordrhein-Westfalen ist unter Franz Meyers solid regiert viforden — das merken 
offenbar viele im Lande erst heute. 

(Beifall) 

In der Kulturpolitik und in der Raumordnung war Nordrhein-Westfalen in der 
Bundesrepublik führend geworden. Aber das zentrale Problem an Rhein und 
Ruhr — Kohle und Stahl —, dieses Problem war ungelöst geblieben. Daß es 
mit demagogischen Sprüchen nicht zu lösen Ist, das haben wohl inzwischen 
die Sozialdemokraten in Düsseldorf auch gemerkt. Die Sorge um den Arbeits­
platz war leicht zu verstehen. Und den Sozialdemokraten ist es, auf die Wahlen 
hin, zusammen mit den Gewerkschaften, gelungen, die verständliche Sorge und 
das Gefühl der Unsicherheit In der Bevölkerung zu einer allgemeinen Krisen­
stimmung auszuweiten. Das hat denn dann auch seine Wirkung getan. 
Und vom Bürger, vom Wähler her, darf auch das nicht übersehen werden. 
Wir hatten zuvor schon, und gerade in Nordrhein-Westfalen, in den Kommunal­
wahlen die meisten Rathäuser, besonders In den Großstädten, verloren. 
Vielleicht erinnern Sie sich noch an die letzte große Rede Konrad Adenauers 
auf unserem Parteitag in Bonn. Er sagte damals, wir müßten uns der Gemeinde­
politik mit großer Energie zuwenden, well dort die Bürger unmittelbar sähen 
und erführen, was die Führung leistet und was sie nicht leistet. Wörtlich sagte 
er, er fürchte, daß die Einbußen in der Gemeindepolltik nichts anderes seien 
als der Anfang von Einbußen auch bei anderen Wahlen. 

Meine Freunde, eine Union, die das Vertrauen der Bevölkerung bewahren will, 
muß als Partei auf allen drei Ebenen der Politik, in der Bundespoiitik, in der 
Landespolitik und in der Kommunalpolitik leistungsfähig präsent sein. 
Aber das allein, meine Freunde, erklärt nicht die Niederlage der Union und 
nicht den Erfolg der SPD. 

Das Ansehen der Union hatte auch gelitten unter Auseinandersetzungen inner­
halb der Partei, unter Schwierigkeiten, die dadurch entstanden waren, daß die 
macht- und respektvolle Autorität Konrad Adenauers nicht mehr vom Amt her 
und auf das Amt hin wirksam war. 
Die Delegierten des letzten Parteitages haben dies offensichtlich gespürt. 
Denn damals ist die Feststellung unseres Freundes Dufhues — die CDU brauche 
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Geschlossenheit in der Führungsspitze — mit ungewöhnlichem Beifall bestätigt 
worden. Nun — manches ist leichter gesagt als getan. Doch eines ist sicher: 
Eine Partei, die werben und wirken will, darf zwar das offene Wort nicht 
scheuen; was der Wähler aber auch verlangt, das ist Geschlossenheit. Die Ge­
schlossenheit der Führungsspitze ist und bleibt erste Voraussetzung für den 
Erfolg in der Regierung und für unseren Erfolg 1969. 

(Beifall) 

Es sind schon auch Versäumnisse und Fehler in den eigenen Reihen Ursachen 
unseres Mißerfolges gewesen. Sie haben sich aber in Nordrhein-Westfalen ver­
stärkt ausgewirkt vor allem deswegen, weil hier zu einer Zeit gewählt wurde, in 
der über unser ganzes Land eine Welle des Unmuts und der Unsicherheit hin­
weggegangen ist. Manche Unsicherheit hatte sich schon zu Beginn der 60er 
Jahre angekündigt; aber das ist dann noch einmal überdeckt worden durch den 
klaren Wahlsieg Ludwig Erhards 1965. 
Dieser persönliche Erfolg des Kanzlers hatte weit überhöhte Erwartungen aus­
gelöst, Erwartungen, die enttäuscht werden mußten, zumal sich in der Innen-
und Außenpolitik manche Probleme kritisch zuspitzten. 
Die wirtschaftliche Stabilität schien gefährdet und in Konsequenz dessen die 
soziale Sicnerheit nicht minder. Die Europa-Politik war steckengeblieben. Die 
Auseinandersetzungen in der NATO wurden als Gefahr für unsere äußere 
Sicherheit empfunden. Und in der Deutschlandpolitik sah es so aus, als ob 
das, was unser nationales Recht war, ist und bleibt, unseren Freunden im 
Bündnis lästig und unzeitgemäß geworden sei. 
Dabei war die Union groß geworden als Partei, die wirtschaftliche Stabilität 
und soziale Sicherheit gebracht hatte, als die Partei, die Im Zusammengehen 
mit der freien Welt für unsere Sicherheit gesorgt, mit ihrer Europapolitik den 
Glauben an eine gedeihliche Zukunft bestärkt und in unserem großen Bündnis 
mit den freien Völkern die Hoffnung für die Freiheit und Einheit unseres Vater­
landes verankert hatte. Das alles schien unsicher geworden zu sein; und es hat 
offenbar den Eindruck erweckt, als würde die Union in alteingefahrenen Gelei­
sen weiter operieren, als wüßte sie auf die neuen Fragen keine Antwort mehr 
zu geben. 
Die Entscheidung der Wähler am 10. Juli 1966 stand so im Zeichen einer Ver­
trauenskrise. Groß und schwer standen die Aufgaben im Vordergrund. Wird 
es die Koalition mit den Freien Demokraten schaffen? Ist sie stark genug und 
handlungsfähig, um mit den neuen Schwierigkelten fertig zu werden? 
Und wie in früheren Zeiten die großen Erfolge der Kleinen Koalition in erster 
Linie uns, den Christlichen Demokraten, zugeschrieben worden sind, so wurden 
wir jetzt allein verantwortlich gemacht für all das, was als Ursache der allge­
mein empfundenen Unsicherheit angesehen wurde. 
Teile der Freien Demokraten haben dann mehr oder weniger offen der Regie­
rung Erhard die Gefolgschaft aufgekündigt; während sich der Ministerflügel um 
die Loyalität für die Koalition verkämpfte, arbeitete der Oppositionsflügel 
bereits konsequent auf die Auflösung der Koalition hin. 
Die Stimmung im Volk und in der Partei wurde Immer kritischer. 
Die Regierung ist nicht mehr verstanden worden. Die Überzeugung setzte sich 
durch, daß es so nicht weltergehen könne. 
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Und mancher von uns hat die Last verspürt, welche die Spannung auferlegt, die 
in solchen Tagen und Wochen entsteht zwischen der Loyalität zu Personen 
und zwischen dem, was politisch geboten ist. 
Zu all dem hat dann noch die Fraktion der FDP am 27. Oktober 1966 ihre Mi­
nister aus nichtigem Anlaß zurückgezogen. Bei den Freien Demokraten — das 
hat sich bei den Koalitionsverhandlungen klar gezeigt — hatte sich offenbar der 
Flügel durchgesetzt, der seit längerer Zeit die Koalition mit den Sozialdemo­
kraten wollte. 
Meine Freunde, der Zusammenhalt zwischen den führenden Persönlichkeiten 
der Union hat sicher auch manches zu wünschen übrig gelassen. Aber die 
Kleine Koalition ist letztlich zerbrochen, weil die Freien Demokraten schon 
Monate zuvor nicht mehr geschlossen koalitionswillig und zuletzt nicht mehr 
koalitionsfähig gewesen sind. 

(Beifall) 

Das hat offensichtlich die Mehrheit der Sozialdemokraten genauso beurteilt 
wie wir; sie haben den Freien Demokraten die angebotene Koalition nach kur­
zer Überlegung verweigert 

Was dann folgte, darüber ist eingangs schon gesprochen worden; Bundes­
kanzler Ludwig Erhard sah keine Möglichkeit mehr, den Auftrag, den ihm die 
Wähler 1965 erteilt haben, weiterzuführen. Er machte den Weg für eine neue 
Regierung frei. Von dieser Stunde an haben Präsidium, Parteivorstand, Frak­
tion, Verhandlungskommission und Parteiausschuß zügig und ruhig und ent­
schlossen gehandelt. 

Der Parteivorstand hat auf seiner Sitzung am 8. November 1966 die Lage ge­
prüft und zwei Entscheidungen getroffen: Er empfahl der Fraktion der CDU/ 
CSU für das Amt des Bundeskanzlers Rainer Barzel, Eugen Gerstenmaier, Kurt 
Georg Kiesinger und Gerhard Schröder als Kandidaten. Zwischen ihnen sollte 
die Fraktion entscheiden. 
Und er hat weiterhin beschlossen, daß der von der Fraktion gewählte Kandidat 
mit den Sozialdemokraten und mit den Freien Demokraten gleich offen und 
gleich ernst verhandeln solle. 
Die Koalition solle angestrebt werden, von der sich der künftige Kanzler die 
kräftigste und zuverlässigste Basis für seine, für unsere Politik verspreche. 
Die Fraktion hat am 10. November 1966 Kurt Georg Kiesinger im dritten Wahl­
gang mit großer Mehrheit gewählt und ihn beauftragt, die Koalitionsverhand­
lungen mit beiden Parteien zu führen. 
Die vom Parteivorstand und von der Fraktion gebildete Kommission verhandelte 
auftragsgemäß unter Leitung Kurt Georg Kiesingers mit beiden Parteien. 
Die Verhandlungen mit den Sozialdemokraten ergaben eine gemeinsame Basis 
zur Lösung der schweren Aufgaben, die anstanden, unter ihnen vorrangig die 
Ordnung der öffentlichen Haushalte, die Sorge für das Wachstum unserer 
Wirtschaft und die Stabilität der Währung, die konsequente Fortführung unserer 
Deutschland- und Außenpolitik. 
Bis zuletzt schien es, als ob die Verhandlungen mit den Freien Demokraten 
in etwa zu gleichen Ergebnissen führten. 
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Erst in der letzten Verhandlung haben sich die Freien Demokraten an einem 
Problem zweiten Ranges, an der Frage, ob zur Deckung des Haushaltes auch 
Steuererhöhungen durchgeführt werden sollen hartnäckig und unverständlich 
festgebissen und dann zum Schluß die Verhandlungen abgebrochen mit dem 
Bemerken, sie hätten den Sozialdemokraten die Koalition bereits angeboten. 
Damit war praktisch die Entscheidung für die Große Koalition gefallen. Nur im 
Zeichen dieser Koalition durfte man überdies mit einiger Sicherheit auf die 
immer dringlicher werdenden Änderungen des Grundgesetzes hoffen. Das 
Ergebnis der Verhandlungen zwischen den Sozialdemokraten und uns wurde 
von der Fraktion, vom Parteivorstand und vom Parteiausschuß gebilligt. 
Kurt Georg Kiesinger wurde am 1. Dezember 1966 zum Bundeskanzler gewählt 
und zusammen mit seinem Kabinett vereidigt. 

Die Bundesrepublik hatte wieder eine handlungsfähige Regierung, erstmals 
bestehend aus der Christlich Demokratischen und Christlich Sozialen Union 
und der Sozialdemokratischen Partei. 
Bundeskanzler Kiesinger hat diese Koalition in seiner Regierungserklärung 
einen Marksfein in der Geschichte der Bundesrepublik genannt. Hoffnungen, 
aber auch Fragen und Sorgen haben sich von Anfang an mit dieser Koalition 
verknüpft. 
Wir werden alles tun, was in unseren Kräften steht, damit diese Regierung Erfolg 
haben wird. Das verlangt der Ernst der Stunde, das fordern die Aufgaben, die 
gelöst werden müssen. 
Meine Freunde, ich habe bewußt von dem Erfolg der Regierung gesprochen. 
Was wir bis 1969 leisten wollen und leisten müssen, das werden wir miteinander 
leisten. Wir werden bei dieser Arbeit weder Profil suchen noch Profil ver­
stecken. Politik und Koalition verlangen manchen Kompromiß. Das gilt für 
jede Koalition und für jede Partei in der Koalition. 

Koalition und Politik in einer Koalition bedeutet aber nicht Preisgabe des 
eigenen politischen Ideenguts, Preisgabe dessen, was uns zusammenführte und 
zur stärksten politischen Kraft in Deutschland gemacht hat. 
Daß das so bleibe, verlangt von uns als Partei allerdings auch mehr an Arbeit 
als bisher. Mit kräftigen Beschlüssen ist es da nicht getan, und mit der Bestel­
lung eines Generalsekretärs ist diese Aufgabe wahrlich noch nicht gelöst. 

(Beifall) 

Zunächst aber noch ein Wort zu den beiden Landtagswahlen, die noch im 
Schatten der Regierungskrise standen. Am schwersten hatten es unsere Freunde 
in Hessen. Man mußte dort tatsächlich Schlimmes befürchten. Aber sie haben 
sich wacker geschlagen, und im übrigen hat sich gezeigt, daß auch in Hessen 
die Bäume der Sozialdemokraten nicht in den Himmel wachsen. Man kann 
eben für seine Partei im Staat des Guten auch zuviel tun. 
Die Landtagswahlen In Bayern haben ergeben, daß die CSU sich offensichtlich 
das Vertrauen ihrer Wähler über die kritische Zeit hinweg hat erhalten können; 
und dies, obwohl Bayern ein Land ist, das mitten in einem Umbruch steht, 
einem Umbruch vom überwiegend agrarisch zum überwiegend industriell be­
stimmten Land. Diese solide Leistung der Regierung Goppel wurde anerkannt. 
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und überdies hatten es die Bayern endlich satt, ihren Franz Josef Strauß über 
Jahre hinweg weiter verteufeln zu lassen. 

(Beifall) 

Das größte Aufsehen aber haben bei beiden Wahlen die Erfolge der NPD 
erregt. Vor allem Im Ausland ist die Frage nicht verstummt, ob denn in Deutsch­
land der Rechtsradikalismus schon wieder komme. 
Aber die Gleichung NPD-Wähler = alte oder neue Nazis, ist zu einfach. 
Und auch die andere Gleichung: NPD-Wähler = Rechtsradikale, geht nicht auf. 
Richtig ist, in den Vorständen der NPD und unter ihren Funktionären gibt es 
ungewöhnlich viel ehemalige Mitglieder der NSDAP, auch von vor 1933. 
Aber bei den Wählern sieht es anders aus. 
Bei ihnen haben sich zweifellos die unbelehrbaren Fanatiker auch eingefunden; 
es gibt unter ihnen eine Menge von Leuten, die man Nationalisten oder Rechts­
radikale nennen kann. Aber die Mehrzahl der NPD-Wähler sieht anders aus: 
Radikale Leute, die man nicht nach rechts oder links einordnen kann; Unzufrie­
dene, unzufrieden mit diesem Staat, unzufrieden mit den Parteien; Enttäuschte 
und auch solche, die mit ihren Sorgen nicht mehr über den Berg gesehen haben. 
Diese Leute sollte man nicht verteufeln. Wir prügeln sie sonst nur dem rechts­
radikalen Kern dieser Partei zu, einem kleinen Klüngel, der für sich genommen, 
keinerlei Chancen hat. 
Meine Freunde, in der Weimarer Republik ist die Idee der Nation und die 
Liebe zum Vaterland gegen die Demokratie ausgespielt worden — mit Erfolg 
und mit schrecklichen Folgen. Das hat sehr wesentlich zur Agonie und zum 
Untergang der Weimarer Republik beigetragen und zum Jahre 1933 geführt. 
Das ist nun sicher nicht wiederholbar; das gehört der Geschichte an. Aber da­
für, zu welcher Kraft und Stärke, zu welcher Stabilität wir unseren demokrati­
schen Staat entwickeln und ausbauen, dafür wird es von großer Bedeutung sein, 
daß unser Volk die Demokratie als Lebensform der Nation begreift und ergreift 
und daß auf diese Weise Demokratie und Nation sich gegenseitig tragen. 
Wie wir als Bürger unseres Staates miteinander leben und unsere Verhältnisse 
zueinander ordnen, wie wir unsere Freiheit verwirklichen und uns um Gerechtig­
keit mühen, was wir als Volk gemeinsam in Erziehung und Bildung, in Kunst und 
Kultur, in Wissenschaft, Technik und Wirtschaft leisten, das macht heute und 
das wird morgen den Rang der deutschen Nation ausmachen. 
Es ist doch absurd, zu meinen, Demokratie, Vaterland und Nation würden sich 
nicht miteinander vertragen; Vaterlandsliebe sei in einem demokratisch leben­
den Volk etwas Überholtes, ein sentimentales Festhalten an Vergangenem. 
Meine Freunde, die demokratisch organisierte und demokratisch verwirklichte 
Gemeinschaft unseres Volkes muß sich, geschichtlich gesehen, als die moderne 
Form der Nation begreifen. Das, meine Freunde, ist die große Aufgabe der 
demokratischen Parteien; und ich meine, die Große Koalition kann dazu einen 
guten Beitrag leisten, die Sozialdemokraten so gut wie wir. 
Das muß unsere Antwort auf die NPD sein, nicht Verteufelung und auch nicht 
das Bundesverfassungsgericht. 

Die ersten Wahlen, deren Ergebnisse auch gewertet werden müssen als Echo 
auf die Große Koalition der Regierung Kiesinger, waren im März dieses Jahres 
die Wahlen zum Abgeordnetenhaus in Berlin. 
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Die Prognosen waren nicht gut gewesen. Aber unsere Berliner Freunde, voran 
unser Freund Amrehn, haben ihren Wahlkampf davon unbeirrt und geschickt 
vorbereitet und konsequent durchgeführt. 

(Beifall) 

Die Gewinne der Union in Berlin sind aber sicher auch als Echo auf die Große 
Koalition in Bonn, auf die Regierung Kiesinger zu werten. 
Die Landtagswahlen in Rheinland-Pfalz und in Schleswig-Holstein haben deut­
lich gemacht, daß sich das Vertrauen der Wähler zur Union wieder konsolidiert. 
Beide Wahlergebnisse brachten gute Erfolge. 

Politisch war in beiden Ländern bemerkenswert, daß die National-Demokrati-
sche Partei zwar wie zuvor in Hessen und Bayern in die Landtage von IVIainz 
und Kiel einziehen konnte, daß ihre Erfolge aber trotzdem kräftig hinler ihren 
Erwartungen zurückgeblieben sind. In Schleswig-Holstein hat sich dabei eine 
seit über einem Jahrzehnt auf die dortigen Verhältnisse abgestimmte Parteiar­
beit bezahlt gemacht. Daß die NPD in Schleswig-Holstein keine größeren Erfolge 
hat erzielen können, daß die Union dort nicht nur stabil geblieben ist, sondern 
ihre Position hat verbessern können, das ist in erster Linie das Verdienst 
unserer beiden Freunde Kai-Uwe von Hassel und seines Nachfolgers Helmut 
Lemke. 

(Beifall) 

Was die schleswig-holsteinische Union insgesamt in den vergangenen 20 Jah­
ren für die politische Integration geleistet hat, ist großartig und bei dieser Wahl 
sichtbar geworden. 

In Rheinland-Pfalz lagen die Dinge etwas anders. Wissenschaftliche Untersu­
chungen haben ergeben, daß dort die NPD ihre Wähler zu einem beachtlichen 
Teil aus der SPD-Wählerschaft gewonnen hat. Das mag zunächst überraschen, 
erklärt sich aber leicht: 
Solange die Sozialdemokraten in der Opposition waren, vor allen Dingen in der 
radikalen Opposition, hatte die SPD auch radikale Wähler an sich gezogen. 
Seit die Sozialdemokraten in der Regierung solid mitarbeiten, wenden sich diese 
radikalen Wähler wieder von der SPD ab. Die NPD befriedigt offensichtlich 
deren Bedürfnisse besser. 

Der glänzende Erfolg unserer Freunde in Rheinland-Pfalz wird erst voll deut­
lich, wenn man folgendes bedenkt: Wir haben dort nicht nur das Auftreten und 
den Erfolg der NPD ohne Verluste überstanden, im Gegenteil, es ist unseren 
Freunden gelungen, darüber hinaus Vertrauen und Stimmen zu gewinnen. Und 
auch da Ist vor allem zwei Männern zu danken. Es ist dies unser Freund Peter 
Altmeier; denn er zeichnet seit 20 Jahren verantwortlich für den Aufbau des 
Landes, dieses jungen Landes mit Zukunft, wie die Wahlparole lautete. 

(Beifall) 

Und dann unser Freund Helmut Kohl. Er hat zusammen mit seinen Freunden die 
Parteiorganisation voll leistungsfähig gemacht und dies trotz Karlsruher Urteil. 
Der Wahlkampf wurde langfristig und sorgfältig vorbereitet. Was die Partei zu 
sagen hatte, ist gekonnt in Information und Werbung umgesetzt worden. Der 
Wahlkampf selbst ist mit vorbildlichem Einsatz der ganzen Partei, vorallem aber 
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der Kandidaten, durchgeführt worden. Ober 10 Prozent der Wähler wurden per­
sönlich über Hausbesuche, auf der Straße, in den Gasthäusern angesprochen. 
Dieser Wahlkampf war modern, er war beispielhaft, und er hatte Erfolg. 

(Beifall) 

Wir werden die Erfahrungen von Rheinland-Pfalz zur Vorbereitung der Bundes­
tagswahlen entsprechend auswerten. 
Über den Ausbau der Organisation und über die Ausweitung der Öffent­
lichkeitsarbeit hat unser Freund Dufhues vor 14 Monaten dem Parteitag 
einen guten Bericht vorlegen können. Inzwischen hat uns atjer das Karls­
ruher Urteil vom 19. Juli vorigen Jahres getroffen. Im Urteil des Bundesver­
fassungsgerichtes von 1958 war verfügt worden, daß Spenden an die Parteien 
steuerlich nicht begünstigt werden dürfen; dagegen hieß es damals, es sei 
zulässig, nicht nur für die Wahlen selbst, sondern auch für die die Wahlen 
austragenden politischen Parteien finanzielle Mittel von Staats wegen zur 
Verfügung zu stellen. 
Wir haben schon dieses erste Urteil nicht verstanden, aber wir haben uns ge­
fügt. Dem Wink des Bundesverfassungsgerichts entsprechend, wurden erst im 
Bundeshaushalt und später auch in Haushalten der Länder Mittel bereitgestellt 
für die politischen Parteien. Wir haben diese Mittel in den vergangenen Jahren 
nicht etwa für Wahlkämpfe ausgegeben; nein, wir haben unsere Parteiorganisa­
tion modern und leistungsfähig aufgebaut. 

Wir haben in der Bundesgeschäftsstelle qualifizierte Mitarbeiter eingestellt, 
wir haben die Öffentlichkeitsarbeit verstärkt und die Informationsdienste erheb­
lich ausgeweitet. Das Netz der Kreisgeschättsstellen ist systematisch ausgebaut 
worden. 

Was die Union damit wollte, war, die Partei ständig präsent zu machen: das 
dauernde Gespräch mit den verschiedenen Gruppen der Gesellschaft, mit 
den Bürgern ganz allgemein. Wir wollten über alles informieren und für unsere 
Sache argumentieren, und wir waren auf gutem Wege dazu. 
Da kam das nächste Urteil, das vom 19. Juli vergangenen Jahres. Und jetzt 
hieß es, das Urteil von 1958 sei mißverstanden worden. Nicht ständige Informa­
tion, nicht Öffentlichkeitsarbeit, nicht der laufende Dialog mit Bürgern und Ge­
sellschaft dürften öffentlich mitfinanziert werden, sondern lediglich die Wahl­
kämpfe. 

Meine Freunde, Sie haben das sicher nicht verstanden; es ist auch nicht zu 
verstehen. 
Geld für den Prozeß der Willensbildung zu geben, ist verfassungswidrig. Geld 
für den entscheidenden Akt dieser Willensbildung zu geben, ist verfassungs­
konform. 

Wir verzichten auf einen Kommentar; das Bundesverfassungsgericht ist unser 
Oberstes Gericht. 

Wir haben das Urteil zur Kenntnis genommen, und das heißt praktisch: 
Wir haben das Personal der Bundesgeschäftsstelle auf die Hälfte reduziert. 
Den Landesgeschäftsstellen ist es zum großen Teil nicht anders ergangen. 
Zudem mußten viele Kreisgeschäftssteilen aufgelöst werden. Die Informa-
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tionsdienste und die Arbeit der Ausschüsse wurden drastisch eingeschränl<t, 
die Qffentlichi<eitsarbeit pral<tisch eingestellt. Mit einem Satz: wir haben 
Organisationsarbeit und die Dienste der Bundespartei in einem Umfang 
reduziert, in einem Umfang reduzieren müssen, der auch für eine Übergangs­
zeit nicht tragbar erscheint. 
Meine Freunde, hier liegt die erste große Aufgabe für die ganze Partei, im 
Bund, in den Ländern und in den Gemeinden. Ordentliche und ausreichende 
finanzielle Mittel sind letztlich die Voraussetzung unserer ganzen Arbeit. Für 
die Wahikämpfe werden wir künftig entlastet sein. Alle übrige Arbeit müssen 
wir aus Eigenem finanzieren. Diese Aufgabe ist überhaupt nur lösbar, wenn 
unsere Kreisverbände die letzten Möglichkeiten von Beiträgen und Spenden 
aufspüren; und, meine Freunde, die Bundespartei muß von der ganzen Partei 
von unten nach oben mittinanziert werden. Daß dabei die Kreisorganisation den 
Vorzug haben wird, ist nur natürlich und auch richtig; denn die Union muß künf­
tighin unserem ganzen Volk in der Breite präsent gemacht werden. Dafür brau­
chen wir arbeitsfähige Kreisverbände und dies um so mehr, da wir uns in neuen 
Verhältnissen unserem Volk für neue Aufgaben verständlich machen müssen; 
nur so wächst Vertrauen. 

Die neuen Verhältnisse: das politische Denken hat sich in den vergan­
genen 20 Jahren erheblich versachlicht; der Raum für politische Ideologien 
Ist immer enger geworden. Das hat die Sozialdemokraten zur Reform von 
Godesberg gezwungen. Die Christlich Demokratische Union, meine Freunde, 
ist nach dem Zusammenbruch als große Volkspartei und als christliche Partei 
gegründet worden. Die Gründer der Union hatten die Weimarer Republik vor 
Augen. Sie hatten erfahren, wie die Vielzahl der Parteien die Republik von 
einer Krise in die andere gestürzt hatte. 

Die Gründer der Union sahen in der Würde und Freiheit des Menschen in 
Familie, Gesellschaft und Staat das höchste Gut, dem alle Politik verpflichtet 
bleiben müsse. Sie waren davon überzeugt, daß Würde und Freiheit des Men­
schen auf die Dauer nur Bestand haben, wo sie vom Religiösen her bewahrt 
und getragen werden. 

Dieses Bekenntnis zur Würde und Freiheit der Person und die christliche Ver­
antwortung für den Nächsten sollte das sittliche Fundament unserer Partei 
sein. Und das, meine Freunde, ist das sittliche Fundament unserer Partei ge­
blieben. Auf diesem Fundament ist die Union die erste große deutsche Volks­
partei geworden. Und nur auf diesem Fundament wird die Union die große 
deutsche Volkspartei bleiben. 

(Beifall) 

Von dieser christlichen Sicht des Menschen her, ergeben sich bestimmte 
Leitlinien für die Politik, für Familie, Gesellschaft und Staat, für Recht 
und Ordnung in Staat und Gesellschaft Das Richtmaß dieser Leitlinien aber 
ist offen und frei für die Wirklichkeit. Deswegen läßt sich unsere Politik nicht 
in Grundsatzprogramme ausformulieren. Wir werden — das steht als nicht 
erfüllter Auftrag von Hannover 1964 noch aus — unsere Grundsätze in der 
Sprache unserer Tage neu formulieren müssen. Was wir aber brauchen, das ist 
ein Aktionsprogramm, das auf die Fragen von heute und von morgen Antworten 
für heute und morgen, und das in der Sprache unserer Zeit gibt. 

40 



Mit großer Mehrheit wurde von den Delegierten des 15. Bundespartei tags der 
CDU Bundeskanzler Dr. Kurt Georg Kiesinger zum Bundesvorsi tzenden ge­
wählt. Neben ihm sein Vorgänger, Prof. Dr. Ludwig Erhard: der Bundespartei tag 
wählte ihn einst immig zum Ehrenvorsi tzenden 



Dr. Rainer Barzel, Fraktionsvorsitzender der CDU/CSU im Deutschen Bundes­
tag (links), und Bundesinnenminister Paul Lücke während der Satzungs-Debatte. 



Wir haben im vergangenen Jahr erst einmal einiges Grundsätzliche erörtert 
und dann die Fragen für das Aktionsprogramm erarbeitet. Seit Anfang dieses 
Jahres sind dafür 24 Kommissionen bei der Arbeit. Sie werden Ende Juni 
ihre Beratungen abgeschlossen haben. Auf der Basis der Ergebnisse dieser 
Arbeiten wird dann durch eine Zentralkommission zusammen mit der Bundes­
geschäftsstelle ein erster Entwurf des Aktionsprogramms erarbeitet. Dieser 
Entwurf wird den Fachausschüssen, den Landes- und Kreisverbänden der 
Partei und den Vereinigungen zur Beratung und Stellungnahme zugeleitet wer­
den. Denn wir legen Wert darauf, daß jedes Mitglied der Partei dieses 
Aktionsprogramm miterarbeiten und mitgestalten kann. Der nächste Parteitag 
wird dann dieses Programm abschließend beraten und Beschluß fassen. 
Das, meine Freunde, ist die dritte große Aufgabe, die wir im nächsten Jahr 
vor uns haben. 
Von der kommunalpolitlschen Arbeit und der Ordnung der Finanzen habe ich 
schon gesprochen. Aber das allein genügt nicht. Ich habe vorhin schon darauf 
hingewiesen, daß das Vertrauen zur Union in unserem Volk unsicher geworden 
sei; daß das Volk uns nicht mehr allewegen recht verstanden habe. Inzwischen 
haben wir in der Politik wieder Tritt gefaßt. Wir wissen — und darin sind wir uns 
mit unserem Koalitionspartner einig — was bis 1969 geschafft werden muß. 
Wir wissen, was wir gemeinsam tun müssen, weil wir es nur gemeinsam tun 
können. 
Wir wissen aber auch, daß wir uns als Partei auf allen Ebenen der Poli^ 
tik zu Wort melden, daß wir den Dialog mit der Gesellschaft und mit den Bür­
gern suchen, daß wir diesen Dialog umfassend und verständlich führen müs­
sen, offen, sachlich und sachkundig, so daß wir Vertrauen bewahren und Ver­
trauen gewinnen können. Leistung und Leistungsfähigkeit einer Partei müssen 
In unserer Leistungs- und Wettbewerbsgesellschaft immer wieder sichtbar 
gemacht werden; das gehört heute geradezu zur Qualifikation von Leistung 
und Leistungsfähigkeit selbst. 
Meine Freunde, was vor zwei Jahren begonnen wurde mit ordentlichem Erfolg, 
was durch das Bundesverfassungsgericht gestoppt wurde, muß erneut und 
energisch wieder in Angriff genommen werden; denn wir brauchen um der 
deutschen Politik und um der Demokratie willen eine leistungsfähige Union. 
Lange schien es so, als ob wir uns personalpolitisch keine allzu großen Sorgen 
machen müßten. Aber der Schein trügt; zumal in den Kreisverbänden war 
das personelle Angebot der Union lange nicht überall ausreichend. 
Ich rede hier nicht von Personalpolitik im Sinne der Ämterpatronage. Was ich 
meine, ist, daß wir uns nicht systematisch genug darum bemüht haben, die 
Tüchtigsten und Besten für die Mitarbeit bei der Union zu gewinnen. 
Wer Mitglied einer politischen Partei ist, hat erheblich mehr politischen 
Einfluß als Nichtmitglieder. Deswegen müssen wir uns um die Tüchtigen be­
mühen. 
Mit bloßen „Nahestehern" kann man keine Politik machen. 

' (Beifall) 
Wir brauchen aktive, mitarbeitende Mitglieder. 
Voraussetzung für das aktive Mitglied ist selbstverständlich, daß auch die Partei 
gegenüber ihren Mitgliedern ihre Pflicht erfüllt: 

(Beifall) 
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umfassende Information, Gewährung von Möglichkeiten, sachlich und vernünftig 
mitzuarbeiten und mitzuentscheiden. 

(Beifall) 

Die Öffentlichkeitsarbeit ist noch lange nicht allgemein als Aufgabe einer 
modernen Partei begriffen worden. Ich muß hier die Forderung des letzten 
Parteitages ganz eindringlich wiederholen: Die CDU braucht mehr und bessere 
Öffentlich keitsarbeit I 

(Beifall) 

Meine Freunde, über die Aktivierung der Union, über Parteireform ist seit Jah­
ren genug geredet worden. Wo wir stehen, was von uns gefordert ist, was wir 
zu tun haben, wissen wir. Jetzt gilt es, mit allen Kräften an die Arbeit zu 
gehen und die Union, die Christlich Demokratische Union, modern zu formieren. 
Wir müssen die Probleme der modernen Parteiarbeit, die Frage nach unserem 
politischen Konzept, nach unseren Grundsätzen wie nach unserem Aktions­
programm, aber auch die Frage nach unserer Führungsstruktur im Blick auf 
unsere Verantwortung für die deutsche Politik und im Blick auf die Wahlen 
1969 sehen. 
Meine Freunde, dies ist der erste Parteitag, bei dem Konrad Adenauer nicht 
mehr unter uns ist. Wenn er heute hier noch einmal vor uns stünde — was 
würde er uns sagen, uns und allen, die in der Christlich Demokratischen Union 
Verantwortung tragen? Er würde sicher eines sagen: Wir sollen an unsere 
Arbeit gehen und unsere Pflicht tun — für unser Vaterland! 

(Lebhafter Beifall) 

Präsident Langeheine: 
Meine Damen und Herren, wir danken Herrn Minister Heck für seinen umfas­
senden und freimütigen Bericht. 
Der Parteitag soll jetzt unterbrochen werden. So sieht es auch die Tagesord­
nung vor. Gestatten Sie mir aber, vorher noch einige ganz kurze Mitteilungen 
zu machen. Es handelt sich nur um wenige Sekunden. 
Zunächst habe ich noch einen willkommenen Gast zu begrüßen, nämlich den 
auch wegen seiner europäischen Arbeit bekannten Präsidenten der Hauptge­
meinschaft des Deutschen Einzelhandels, unseren Parteifreund lllerhaus. 

(Beifall) 

Der Landesverband Schleswig-Holstein bittet, das Mittagessen in der Bierstube 
des Restaurants einzunehmen. 
Der Landesverband Berlin und die Exil-CDU treffen sich um 14 Uhr im Vor­
tragssaal. 
Die CDU-Frauen werden um 16 Uhr In den Clubraum des Restaurants gebeten. 
Der Landesverband Westfalen trifft sich heute abend um 19 Uhr im Kleinen 
Saal. 

Der Parteitag wird unterbrochen und pünktlich heute nachmittag um 15 Uhr 
fortgesetzt. 

(Unterbrechung von 12.45 bis 15.05 Uhr) 
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Montag, 22. Mai 1967 

2. PLENARSITZUNG 

Es spricht 
Dr. Rainer Barzel, MdB 

Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Aussprache 

Satzungsänderungen 

Präsident Dr. Fllbinger: 
Ich bitte die Delegierten, Platz zu nehmen, und eröffne die Sitzung des heutigen 
Nachmittags. Bevor ich in die Tagesordnung eintrete, ein allgemeiner Hinweis: 
Ich darf darauf hinweisen, daß im Plenum nur die stimmberechtigten Delegier­
ten, die diesen organgefarbenen Ausweis besitzen, Platz nehmen möchten. 
Ferner darf ich Sie davon unterrichten, daß in.der Zwischenzeit eingetroffen ist 
Herr Dr. Dregger, MdL, und Oberbürgermeister von Fulda, Präsident des 
Deutschen Städtetages. 

(Beifall) 

Ich begrüße Herrn Dr. Dregger. 
Nun hat Herr Dr. Rainer Barzel, der Fraktionsvorsitzende, das Wort zum Be­
richt der Bundestagsfral<tion. 

Dr. Rainer Barzel: 
Ihnen liegt — wie seit einiger Zeit üblich — ein schriftlicher Bericht der Bundes­
tags-Fraktion der CDU/CSU vor. Ich habe vor, diesen Bericht mündlich zu ver­
vollständigen; wir wünschen, über alles Rechenschaft zu geben, auch in der 
Diskussion. Außerdem möchte auch ich einige Worte zur Parteiarbeit sagen. 
Zur Arbeit der Bundestags-Fraktion: 
1. Aus der letzten Bundestagswahl ist eine personell stark veränderte und ver­
jüngte Fraktion hervorgegangen. Etwa jeder dritte Kollege kam neu zu uns. 
Die Öffentlichkeit schenkte den „Neuen" besondere Aufmerksamkeit. Die 
Fraktionsführung tat dies auch, zog aber eine andere Konsequenz: sie hatte 
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das Ziel, möglichst rasch und vollständig zur Auflösung der Unterscheidungen 
nach „neu" und „alt" zu konnmen und die Integration aller zu erreichen. 
Die Bundestags-Fraktion ist nun eine geschlossene, mit sich selbst kritische 
Kampfgemeinschaft der Union. Sie hat Rang und Qualität. Sie stützt sich auf 
die bewährte, bundespolitische Gemeinsamkeit von CDU und CSU. 
Seit dem letzten Parteitag sind verstorben: 
Konrad Adenauer, Gerhard Philipp, Maria Probst, Hans Verbeeck, Heinrich 
Wilper. Wir bleiben ihnen dankbar verpflichtet. 
2. Unsere Fraktion bemüht sich, ihre Arbeitsweise zu verbessern, den Kontakt 
mit unseren Landtagsfraktionen zu verstärken und macht sich besorgte Ge­
danken um die parlamentarische Wirklichkeit. 
Wir beklagen die oft mangelhafte Präsenz in Plenar- und Ausschuß-Sitzungen; 
die Verschiebung der politischen Meinungsbildung vom Parlament in Presse-, 
Funk- und Fernseh-Debatten; die manchmal den Ereignissen zu sehr nach­
hinkende parlamentarische Erörterung; den Vorlesungs- statt Debatten-Charak­
ter mancher parlamentarischen Verhandlung. 

Indem ich dies ausspreche, mache ich Sie mit Punkten vertraut, um deren 
Änderung wir bemüht sind. 
3. Seit Jahren hatten wir Spannungen, unter uns und mit anderen. Sie waren 
sachlich und personell bedingt. Im Herbst 1966 fanden sie Ihren Höhepunkt und 
ihr Ende. Die Verantwortlichen der Union, die den Bruch der alten Koalition 
vermeiden und ihre Erneuerung bewirken wollten, sahen keinen Weg mehr, 
dieses Ziel zu erreichen. Redlich berichtet, darf weder geleugnet werden, daß 
die FDP uneins war und starke Kräfte dort die Koalition nicht mehr wollten, 
noch darf übergangen werden, daß unter uns — in der Partei wie in der 
Fraktion — Unzufriedenheit mit der Arbeit der Koalition und eine breite kriti­
sche Diskussion über einzelne Bereiche unserer Bundespolitik bestanden. 
Alle Beschlüsse dieser Wochen — die der Fraktion wie die der Partei — wur­
den einstimmig oder mit sehr großen Mehrheiten gefaßt. Fraktion und Partei 
handelten miteinander. 
Wir sagten und sagen Ja zur Großen Koalition. Sie ist bis 1969 verabredet. 
Das Programm dieser Großen Koalition ist in der Regierungserklärung des 
Bundeskanzlers niedergelegt. Es ist unser Wille wie unsere (auch parteipoli­
tische) Pflicht, dieses Programm zu verwirklichen. 

Die Pläne der Union über 1989 hinaus werden wir in unserem Aktionsprogramm, 
an dem wir arbeiten, 1968 jedermann hörbar sagen. 

Indem wir mit den Sozialdemokraten zusammen Programm und Politik der 
Großen Koalition durchsetzen und im nächsten Jahr das eigene Programm für 
die kommenden Jahre verkünden, tun wir, was diese Zeit, was das Volk und 
die demokratische Zukunft von uns erwarten. 
4. Die Große Koalition hat sich an Großen Reformen zu bewähren: 
Mehrwertsteuer und Stabilitätsgesetz sind verabschiedet. Das Parteiengesetz 
wird im Juni beschlossen werden. Die Notstands-Gesetzgebung wird beraten 
und soll bis zum Sommer 1968 in Kraft gesetzt werden. Den Entwurf der 
Finanzverfassungs-Reform erwarten wir zum Herbst 1967; Sachkundige aus 
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Partei und Fraktion haben sicli in gemeinsamer Beratung zu den wichtigsten 
Fragen geäußert. Den Entwurf für ein neues Wahlgesetz erwarten wir von der 
Bundesregierung bis Jahresende; auch hierzu arbeitet eine gemeinsame Kom­
mission. 

Die Bundestags-Fral<tion hat — auch aus koalitions-politischen Motiven — be­
sondere Mühe auf die Beschleunigung der Vorarbeiten zu diesen Großen Re­
formen verwandt. Sie wird um zügige Erledigung bemüht bleiben. 
5. Die notwendige Beschleunigung unseres Wiederaufbaus hat einige Struktur­
fragen hinterlassen. Zwar hat unser Handwerk eine gesündere Struktur, und 
unsere Landwirtschaft wandelt bei Steigerung ihrer Produktivität mehr und mehr 
ihr altes Gesicht. Gleichwohl sind in beiden Bereichen wie im Mittelstand ins­
gesamt und auch hinsichtlich einiger Branchen und Landschaften Strukturpro­
bleme sichtbarer geworden. 

Ohne Überwindung dieser Struktur-Probleme gibt es weder geordnete Bundes­
finanzen noch Stärkung der deutschen Wirtschaftskraft. Ohne dies werden wir 
weder ein modernes Land bleiben noch unseren Rang in der Welt auch nur 
wahren können — von unserer anspruchsvollen Außenpolitik ganz zu schweigen. 
Ich will dies — sehr knapp — belegen: 

Bergbau: Der Bund wendete für Anpassungsmaßnahmen auf: 1960 280,7 Mil­
lionen DM und 1967 854,3 Millionen DM. Die Zuschüsse des Bundes zur knapp­
schaftlichen Rentenversicherung stiegen von 1,168 Milliarden DM im Jahre 1960 
auf 2,750 Milliarden DM im Jahre 1967. 

Bundesbahn: Der Zuschuß des Bundes stieg von 881 Millionen DM im Jahre 
1960 auf 2,5 Milliarden DM im Jahre 1967. 
Der deutsche Beitrag zum europäischen Garantiefonds, der 1967 noch 200 
Millionen DM beträgt, wird 1970 voraussichtlich 1,690 Milliarden DM betragen. 
Der Zuschuß des Bundes zur knappschaftlichen Rentenversicherung wächst bis 
1970 auf 4,3 Milliarden DM. Die Aufwendungen für die Sparförderung wach­
sen an von 1,210 auf 2,292 Milliarden DM (1967 auf 1970). Die Bundeshilfe für 
Berlin tendiert von 2,420 auf 3,030 Milliarden DM (1967 auf 1970). 
Um auch das Erfreuliche mitzuteilen: Nach dieser Vorausschau steigen die Aus­
gaben des Bundes für wissenschaftliche Forschungen von 1967 auf 1970 von 
1,604 auf 2,854 Milliarden DM. 
Also: Wenn wir nicht operieren, wird der Zeitpunkt kommen, an dem selbst ein 
achtbares reales Wachstum bei den Einnahmen auf der Ausgabenseite der 
Bundesfinanzen allein von den stetig wachsenden Subventionen verzehrt 
würde. Die Konsequenz dessen wäre: Kein Geld für Wissenschaft, Forschung, 
Modernisierung, Sozialinvestitionen. Wir müssen unsere Strukturprobleme 
lösen. Ohne das würde alles fiskalische Tagespolitik, nicht aber ernsthafte 
Finanz-, Gesellschafts- und Wirtschaftspolitik bleiben. 

Uns darf nicht leiten, was gestern richtig war, uns muß leiten, was heute für 
morgen richtig ist. Nicht der Besitzstand von gestern, nicht der Wohlstand 
heute dürfen ausschlaggebend sein, sondern die Verantwortung für die Zu­
kunft. 
Die abgeschwächte Wirtschaftstätigkeit macht immer deutlicher, daß wir nicht 
nur Konjunktur-, sondern Strukturprobleme haben. Schon rufen uns besorgte 

45 



Beobachter zu, wir hätten nicht nur Strul<turschwächen; unsere öl<onomische 
Gesamtstrul<tur entspräche der Wiederaufbauphase, nicht den Bedingungen 
von morgen; wir hätten zuviel Menschen und Geld in Bereichen, die l<ünftig 
l<aum noch Wachstum versprächen. Natürlich, wir haben Bereiche mit großen 
Zul<unftserwartungen. in der friedlichen Nutzung der Kernenergie, in der 
Chemie und anderswo sind wir In einer guten lEntwicklung. 

Wird das genügen, um unsere öl<onomische Position in einer wirtschaftlich er-
starl<enden Welt zu erhalten? Schon gibt es doch Untersuchungen, nach denen 
wir 1980 nicht mehr im Handel die zweite und in der industriellen Produktion 
die dritte Nation der Welt sein werden. Besorgt suchen einige nach unseren 
Antriebskräften für das wirtschaftliche Wachstum schon in den 70er Jahren. 
Anderen Ländern werden optimistischere Prognosen errechnet, — auch Frank­
reich, auch Italien, auch den USA. Also müssen wir Industrien fördern und 
Strukturen bewirken, die für die Zukunft lllberdurchschnittliches erwarten las­
sen! Wir müssen diesen Fragen verstärkt unsere Aufmerksamkeit zuwenden. 

Das alles wird Geld kosten, viel Geld, auch Steuergeld. Es wird nur gut gehen 
mit Prioritäten, mit mehrjähriger Finanzplanung. Und diese erfordert dringend 
die Finanzverfassungs-Reform. Alles das wird nur gehen, wenn jeder weiß und 
entsprechend handelt: Das Ja zur Priorität A heißt zugleich Nein zur Priorität B. 
Gelingt es uns nicht, unsere Wirtschaftskraft zu stärken, so können wir getrost 
unseren Lebensstandard, unsere soziale Sicherheit und unsere anspruchsvolle 
Außenpolitik für die Zukunft in den Wind schreiben. 

6. Unsere Wirtschaftspolitik bleibt die der Sozialen IVIarktwirtschaft. Diese Fest­
stellung — so selbstverständlich sie scheint — ist wichtiger als täglich neue 
Vokabeln, wöchentlich neue Perspektiven, monatlich neue Daten und Vorhaben. 
Ziel unserer Wirtschaftspolitik bleibt: Vollbeschäftigung, wirtschaftliches Wachs­
tum, Geldwertstabilität und außenwirtschaftliches Gleichgewicht. 

(Beifall) 

Vertrauen — und darum geht es in allen wirtschaftspolitischen Fragen ganz 
vorwiegend — wächst aus Stetigkeit. Und eine Konjunktur entsteht weder 
durch Befehl noch so, wie man eine l\/lünze In den Automaten wirft und meint, 
man könne die Bonbons dann herausziehen. Menschen sind keine Automaten. 
Und Menschen bestimmen den Wirtschaftsablauf. Also ist stete Gesinnung 
ebenso wichtig wie nuancierte Analysen, strukturgerechte Antworten und Instru­
mentarien. Und zu diesen gehört, auch morgen, eine unabhängige Bundesbank! 
Als dieser Bundestag Im Herbst 1965 seine Arbeit begann, fand er drei alar­
mierende Tatbestände vor: Einen völlig ungenügenden Ausfuhrüberschuß von 
nur 1,2 Milliarden im Jahre 1965, einen starken Preisauftrieb und ein Loch im 
Haushalt. Es gelang, den Ausfuhrüberschuß auf acht Milliarden Ende 1966 zu 
steigern, das Preisklima zu beruhigen sowie für 1966 den Haushalt auszu­
gleichen. 

Wir gaben — dies gehört zu diesem Bericht — nicht aus Lust oder Laune der 
Stabilität den Vorrang, sondern aus Notwendigkeit. Dies war unerläßlich und 
vernünftig. Uns war klar, daß dieser notwendige Prozeß der Rationalisierung, 
der Stabilisierung, der Konsolidierung seinen Preis hatte und hat. 
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Nun geht es darum, aus natürlicher Regeneration und mit gezielter Hilfe in 
eine Phase neuen Wachstums — und dies bei Stabilität! — zu kommen. 
Wird das Stabilitätsgesetz nach den ordnungspolitischen Maximen der Sozialen 
Marktwirtschaft angewandt, tritt eine entschlossene, stetige Konjunktur- und 
Finanzpolitik dazu, und bleiben wir verschont von politischen Krisen, so wird 
es wirtschaftlich wieder bergauf gehen. Dabei müssen wir die Forschung för­
dern und nuanciert — regional, sektoral, gesellschaftspolitisch — die Struktur­
fragen lösen. 

7. Unsere Haushaltspoiitik steht vor schwerwiegenden Entscheidungen. 
Wer — als Unternehmer — Kapazitäten, gar noch mit zu teurem Geld, geschaf­
fen hat, die sinnvollen Ertrag nur bei stetigen, extrem hohen Wachstumsraten 
auf lange Zeit erbringen können, ist demselben Fehler.zum Opfer gefallen wie 
der Politiker, der gesetzliche, stetig wiederkehrende Leistungen im Vertrauen 
auf ebensolche Wachstumsraten des realen Zuwachses gründete. 
Wer — als Gewerkschaftier — Löhne und Arbeitszeit ohne Blick auf den nur 
durch ausländische Arbeitskräfte zu schließenden Fehlbedarf, ohne Blick auf 
den Produktivitäts-Fortschritt forderte und durchsetzte, sitzt gleichfalls im Glas­
haus. 

Ebendies gilt für solche Kommunal- und Landespoiitiker, die ihre Ausgaben 
zu wenig nach den Einnahmen und ihre Verschuldung zu wenig nach dem Zu­
mutbaren ausrichteten. 

Dies alles sage ich weder, um andere anzuklagen, noch, um uns zu entschul­
digen. Ich sage dies nur, um alle zu ermuntern — durch Erfahrung klüger ge­
worden — mit besseren Vorsätzen gemeinsam nach vorne zu blickenI 
im Juni werden wir den Haushalt 1967 verabschieden. Der Haushalt 1968 wird 
bereits eingebettet sein In eine mittelfristige Finanzplanung, an der wir ar­
beiten. 
Wir legen bei der Haushaltspoiitik Wert darauf, daß 

a) der Ausgleich erfolgt zuerst durch Streichungen, dann durch Abbau von 
Vergünstigungen und erst dann durch Steuererhöhungen, — und das nur dann, 
wenn diese unabweisbar und konjunkturgerecht sind; 
b) bei alledem unser gesellschaftspolitisches Programm erkennbar bleibt; 
c) in der Haushaltspoiitik Soll und Ist sich decken; 

d) jeder Haushalt in die Konjunktur und in die mittelfristige Planung paßt; 
e) die Struktur des Haushalts, die Art seiner Finanzierung, kurzum: seine volks­
wirtschaftliche Qualität besondere Beachtung finden. 
Die Öffentlichkeit will nun nicht mehr hören, ob wann welches Defizit besteht, 
sondern allein daß und wann und wie der Ausgleich erfolgt. Wer eine bessere 
Konjunktur will, muß dem entsprechen, denn Klarheit hier — und das bald! — 
ist eine ihrer Voraussetzungen. 

8. Wenn wir ein modernes Land bleiben wollen, müssen wir Europa wollen. 
Wir erwarten politische Impulse von der bevorstehenden Konferenz in Rom. 
Es wäre erwünscht, wenn die Regierungschefs sich in ähnlicher Weise jährlich 
treffen könnten. 

(Beifall) 
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Wir erhoffen Fortschritte von der Fusion der europäischen Exel<utlven. Gerne 
hätten wir Professor Hallstein weiter an der Spitze in Brüssel gesehen. Diesem 
verdienten, deutschen Europäer sagen wir Dank. 

(Lebhafter Beifall) 

Wir begrüßen den britischen Antrag zur EWG hin und wollen ihn — nach 
Kräften — fördern. 
Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat in der Kennedy-Runde erfolgreich 
operiert und mit einer Stimme gesprochen. Wir wünschen l<einerlei Gefährdung 
dieser Gemeinschaft! Auch deshalb sind wir für konstruktive und geziemende 
Beratungen des britischen Antrages. 
USA, Sowjetunion und Rotchina — das sind die Giganten der Welt von heute 
und morgen. Und Europa? Europa wird ein abhängiger, zurückbleibender, po­
litisch unbedeutender Bezirk sein, wenn es sich nicht einigt, nicht seine Finanz­
kraft, seine Forschung, seine Unternehmungen zumindest koordiniert. 

Die europäischen Exekutiven haben dem Ministerrat ein ernstes Memorandum 
zugeleitet; darin heißt es: 
„Europa Ist im Bereich der Forschung und Entwicklung insgesamt im Rück­
stand. Zahlreiche Anzeichen lassen darauf schließen, daß sich der Abstand vor 
allem gegenüber Amerika mit der Zeit vergrößert; heute kann er noch aufge­
holt werden, droht jedoch, falls nicht rechtzeitig eine Lösung gefunden wird, zu 
einer dauernden Unterlegenheit zu führen." 

Wir wollen Europa nicht aus Ungestüm, sondern aus Einsicht; auch nicht wegen 
des „Kalten Krieges", aus ideologischen Theorien oder der Überschriften we­
gen. Wir wollen Europa im Lichte aller unserer Erfahrungen und wegen unserer 
Erkenntnisse für die Zukunft. Europa — das fordern wir nicht aus irgendeinem 
Anti, sondern für eine bessere, friedliche Zukunft. 
Walter Hallstein hat recht, wenn er sagt: 

„Als ohnmächtiger Zuschauer verfolgen die Europäer, wie gewaltige Mächte 
kontinentalen Umfangs der Versuchung ausgesetzt sind, Himmel und Erde 
untereinander aufzuteilen. Vom Mittelpunkt der Weltpolitik Ist Europa an ihre 
Peripherie gerückt. Sein früheres geistiges Übergewicht wird zum wissenschaft­
lich-technologischen Untergewicht. Provinzialismus und die Mattigkeit der 
Sättigung dominieren." 

Wir sehen nicht ohne Besorgnis, wie andere Länder, die mit uns im Welthandel 
konkurrieren, sich nicht nur im grenzüberschreitenden Verkehr, sondern auch 
durch Förderung Ihrer produktiven Wirtschaft und ihrer Wissenschaft um gün­
stigere Startbedingungen bemühen. 
Wir sehen auch, wie die Mächte mit einer entwickelten Raumfahrt und mit 
starker nuklearer Position Ergebnisse der aus Steuermitteln betriebenen mili­
tärischen und staatlichen Forschung Ihren Industrien zur Verfügung stellen. 
Unsere Patent- und Lizenzbilanz ist negativ. Wir müssen auch diese Fragen 
international auf den Tisch legen. Wir nützen weder Europa noch uns selbst, 
wenn wir irgendwo und irgendwie über unsere Probleme liebenswürdig hinweg­
schwelgen. Interessen sind da. Sie in gehöriger Form auszutragen Ist für alle 
besser, als — nach vornehmem Schwelgen — zu erkranken. 
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Zu einer Politik, die die Wirtschiaftsl<raft für morgen stärl<en will, gehört auch, 
daß wir Europäer — und wenn es gewünscht wird auch im atlantischen Rahmen 
— zu einer verstärkten Zusammenarbeit kommen, wirtschaftlich, technologisch 
und sozial. Die eigene Kraft reicht, isoliert, nicht weit genug. Aber: Wer die 
eigene Kraft nicht als Voraussetzung der Zusammenarbeit sieht und zunächst 
fördert, schadet sich und den anderen! 

Diese Politik erfordert zwingend, daß einmal die Bundesfinanzen die wissen­
schaftliche Entwicklung in Deutschland ausreichend fördern, und zum zweiten, 
daß überhaupt Steuergelder auch für Projekte internationaler technologischer 
Zusammenarbeit disponibel sind bzw. werden. Politik kostet Geld, zukunfts­
gerechte Politik kostet viel Geld. Und: Geld hierfür ausgeben, heißt: es für 
anderes nicht ausgeben. 

Wir müssen die Scheu vor kontinentalen und atlantischen Dimensionen über­
winden. Wir brauchen Unternehmen europäischer Größenordnung, gemeinsame 
Forschung und vermehrte Kooperation. 

Wer von Europa spricht, muß von Deutschland und Frankreich sprechen. Die 
Bundestags-Fraktion hat die Bemühungen der neuen Bundesregierung um un­
seren französischen Nachbarn lebhaft begrüßt, gefördert und unterstützt. Dies 
schließt Freundschaft zu anderen nicht aus, sondern ein, — wie Konrad Aden­
auer noch in seinem Tode symbolkräftig bewies. 

Dies in Erinnerung rufen heißt auch: 

Wir müssen mit Rom und London, mit Brüssel und Den Haag, mit Luxemburg 
und den Skandinaviern Freundschaft pflegen, und — die Völker Ost- und Mittel­
europas müssen wissen: Unsere Hand ist ausgestreckt. Wir sind bereit, eine 
europäische Friedensordnung mitzugestalten. Wir suchen Versöhnung und 
dauerhafte Ordnung in ganz Europa — und betrachten dies als Auftrag unserer 
Generation. 

(Beifall) 

9. Wir sind vital Interessiert an Entspannung. Wir wissen, daß nicht jeder Schritt 
hierzu beladen werden darf mit dem vollen Gewicht der deutschen Frage. 
Aber wir wissen auch: Voraussetzung der Entspannungspolitik bleibt unsere 
Sicherheit, bleibt das Bündnis. 

Wenn heute allgemein davon ausgegangen wird — und wohl auch ausgegan­
gen werden kann —, daß die akute Gefahr einer militärischen Aggression aus 
dem Osten schwindet, so ist dies nicht zufällig, so ist dies nicht Folge einer im 
Osten geänderten Anstrengung oder Doktrin, sondern Folge der Verteidigungs­
kraft unserer westlichen Allianz. Zu dieser tragen wir, die Deutschen, wesentlich 
bei. 
Daraus wiederum folgt: Wenn heute ernsthaft von West nach Ost politisch ge­
sprochen werden kann, so ist und bleibt dies möglich, weil es das Bündnis und 
unseren Beitrag dazu gibt. Niemand sollte beide Zusammenhänge je übersehen. 
Darum gehe ich einen Schritt weiter: Nicht nur das Bündnis, nicht nur diese 
militärische Effizienz, bleiben entscheidende Voraussetzungen der Entspan­
nung, sondern der Geist der Solidarität unter den Bündnispartnern, also auch 
deren Rücksicht aufeinander. Schwände diese, weil ja jeder auf eigene Faust 
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statt der Entspannung seine Entspannung suchte, so wären die Folgen für alle 
zwar ausdenkbar, blieben besser aber heute unausgesprochen. 

Die deutsche Politik stand und steht unter dem zentralen Gesichtspunkt des 
Friedens. Wir bemühen uns, dem vernünftigen Zugleich von Sicherheit durch 
Abschreckung und Entspannung zu entsprechen. Die nachhaltigen Bemühun­
gen um Devisenausgleich stehen als Beispiel für das eine und die Friedens­
note für das andere. 

Wir sehen mit Besorgnis, daß die Sowjetunion nicht nur ein bemerkenswertes 
Desinteresse an der Beendigung des Krieges in Vietnam an den Tag zu legen 
scheint, sondern auch an Spannungen in der freien Welt interessiert ist, — 
wie ihr Verfahren in Sachen Nonproliferation beweist. Wir sehen, daß in die­
sem Jahr, dem des 50. Jubiläums der sowjetrussischen Oktoberrevolution, be­
sonders wenig sichtbares Entgegenkommen aus Moskau zu spüren ist. 

Wir haben auch die Bemerkung Breschnjews registriert, daß einmal die Atmo­
sphäre des Kalten Krieges und der Konfrontation der Militärblöcke „die Tätig­
keit der revolutionären Kräfte stark erschwere" und daß zum anderen „der 
merkliche Rückgang der antikommunistischen Hysterie und der wachsende Ein­
fluß der kommunistischen Parteien Europas auf das unmittelbarste mit der sich 
anbahnenden Entspannung in Europa zusammenhängen" (TASS vom 24. 4. 67). 
Unsere Auffassung zu den Fragen, welche die Sowjetunion nach eigenen 
Erklärungen vital interessiert, ist doch alles andere als störend für die auch 
von uns gewünschte Entspannung. Warum hört Moskau gleichwohl nicht auf, 
uns zu beschimpfen? Wir, die Deutschen, können nicht einmal im Ton Entspan­
nung feststellen — noch weniger an der Mauer in Berlin. 

Gleichwohl sollten wir bald und in guter Form die Januar-Note aus Moskau 
beantworten. 

Die nuancierte Einlassung der Bundestags-Fraktion zur Nonproliferation und 
ihre Argumentation hat ansteckend auf andere Fraktionen gewirkt, der Bundes­
regierung geholfen und auch draußen manch offenes Ohr gefunden. 

Ich will nur dieses anmerken: Es werden — ohne östliche Gegenleistung — 
Truppen des Westens verringert. Unsere militärische Sicherheit wird nicht be­
einträchtigt. Gut. 
Es werden Verhandlungen über Nonproliferation geführt. Unsere militärische 
Sicherheit und unsere zivile atomare Nutzung werden davon nicht beeinträch­
tigt. Gut. 
Indem wir das so sehen, erwarten wir, daß alle ebenso gut diese Frage verste­
hen: Wo eigentlich ist der Ort und wann der Zeitpunkt für das Einfädeln der 
deutschen Frage in alle diese Dinge? Mit allem Nachdruck sage ich: Die Lö­
sung der deutschen Frage darf nicht auf ungewisse Zukunft vertagt werden. 

(Beifall) 

10. Die Menschen in der Zone — und um diese deutschen Europäer geht es — 
sehen nicht in allem, was wir hier machen, ihr Leitbild bestätigt. Uns stehen we­
der erhobener Zeigefinger noch onkelhaftes Getue zu. Uns steht zu, mit aller 
Kraft unserer gesamtdeutschen Sorgepflicht zu entsprechen. 
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Die Menschen drüben haben ein Gefühi, abgesondert, gemeinsam Schweres 
ertragen und gemeistert zu haben. Aber sie sind l<eine Kommunisten gewor­
den. Sie erwarten unsere stetige Initiative. 
Im Januar ist in Ostberlin ein lesenswertes Buch erschienen: „Jugend heute"; 
Autor ist Walter Friedrich, wissenschaftlicher Mitarbeiter des Amtes für Jugend­
fragen beim „Ministerrat der DDR". Darin heißt es: „Die weltanschaulichen, ge­
sellschaftlichen und moralischen Einstellungen der Kinder sind eindeutig an den 
Normen der Familie orientiert. . . . Die ideologische Prägung erfolgt u. E. ent­
scheidend durch die Familienerziehung. Der Einfluß der Familie auf die poli­
tisch-weltanschaulichen und die damit verknüpften Einstellungen ist gegenwär­
tig sehr groß." 
War nicht unter Marxisten Immer davon die Rede, daß es die ökonomischen, 
die gesellschaftlichen Verhältnisse seien, die das Bewußtsein des Menschen 
bestimmen? Und hier wird offiziös, nach zwanzigjähriger Indoktrination, fest­
gestellt: Nicht die Partei, nicht die FDJ, nicht sonstige gesellschaftliche Verhält­
nisse prägen entscheidend das Bewußtsein der Jugend, sondern vor allem an­
deren — die Familie! 

Wer wollte es auf sich nehmen, vor dieser Jugend und vor diesen deutschen 
Familien zu kapitulieren? Das aber täte, wer Ulbrichts Separatismus sanktio­
nierte. 

(Beifall) 

Dieses Nein zum Falschen — so wichtig es ist — genügt nicht. 
Wir müssen uns Gedanken machen auch über die militärischen, ökonomischen 
und ideologischen Interessen der Sowjetunion in Mitteleuropa — und darüber, 
ob und wie wir dem entgegenkommen können. Heute gibt es keinen Preis für 
die deutsche Einheit; aber es wird ihn geben, — es wird ihn geben, wenn wir 
das ausloten, wachsam verfolgen und dabei die äußerste Grenze unserer Zu­
geständnisse vorher kennen. 
Es wird ihn nicht geben, wenn wir entweder immobiles Nein zu allem oder laut-
halses Ja zu den Ausverkaufspositionen der vielen billigen Jakobs sagen! 

(Beifall) 

Und schließlich: Auch Pankow ist wichtig, aber Moskau ist wichtiger. 
Wir wissen, was alles der Lösung der deutschen Frage entgegensteht. Wir 
wissen zugleich, daß sie durch Resignation, gar noch der Deutschen, unlösbar 
würde; daß ohne Lösung unserer Probleme eine europäische Ordnung, die ge­
recht und dauerhaft ist, unmöglich bleiben wird. 

(Beifall) 

Wir wissen weiter: Wir werden weder die SBZ als ,,DDR" anerkennen, noch 
etwas tun, das sachlich oder tatsächlich oder in der Weltmeinung so aufgefaßt 
werden müßte. Die Verzichts-Romantiker und die Anerkennungs-Fanatiker hel­
fen nicht weiter. Ebenso hinderlich sind die, welche jede neue Methode, jede 
andere Erwägung schon als Prinzipien-Verstoß ansehen. 
Auf unserem Programm stehen: 
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a) Zu kämpfen für menschliche Erleichterungen im ganzen Deutschland. Wir 
haben initiativ eine neue Runde eröffnet. Ohne politische Veränderungen könnte 
vieles zugunsten der Menschen geschehen. Nicht politische Forderungen — gar 
maximale — nach vorne zu spielen ist unser Bedürfnis. Für die Menschen zu 
handeln ist unsere Maxime. 
b) Eine europäische Friedensordnung mit Selbstbestimmung der Deutschen 
durch europäische Bemühungen leichter zu machen. Wir werden uns nicht be­
irren lassen, mit Festigkeit und Geduld zu erreichen, daß deutsche Botschafter 
nicht nur in Moskau und Bukarest das wirkliche Deutschland vertreten. 
c) Gestützt auf unsere Freunde den Ausgleich nach Osten und das — würdige 
— Gespräch mit Moskau zu suchen. 

Leider stellt Moskau sich — selbst laut und oftmals beleidigend werdend — 
taub zu dem, was wir sagen. Leider schreibt Pankow zwar viele Briefe, tut und 
sagt aber nichts Neues. Wir werden in dieser Papierflut weder ertrinken noch 
die gewonnene Initiative wieder verlieren. 

(Beifall) 

Unsere Reaktion wird bestimmt bleiben einmal von dem, was für die Menschen 
an humanitärem Fortschritt erreichbar ist, und zum anderen davon, was uns un­
sere prinzipiellen Positionen erlauben. Und: Wir werden nicht alles auf offenem 
Markte erörtern. Wir warnen vor denen, welche Gräfin Dönhoff als ostpolitische 
„Hektiker" abqualifiziert, weil sie ,,mit doppelter Geschwindigkeit kopflos in 
die Zukunft brausen". 
Der Wille zur Selbstbehauptung der Deutschen; die Erkenntnis, daß hierzu 
langer Atem wie die Kunst notwendig sind, zu wissen, wo Kampf und wo Dialog, 
wo Reden und wo Schweigen, wo Reagieren und wo Ignorieren am Platze 
sind; der Zusammenhalt der Deutschen über künstliche Grenzen hinweg; die 
Unterstützung möglichst vieler in aller Welt für unser Anliegen — das bleiben 
Notwendigkeiten der deutschen Politik. 
Unsere Verbündeten haben uns feierlich bekundet, wir — allein wir — sprä­
chen für das ganze Deutschland. Also stehen wir auch International auf gutem 
Grund, wenn wir den Status quo weiterhin in Frage stellen. Daß wir dabei nicht 
bequem und jedermanns Liebkind sein können, ist offenkundig. 

Niemand soll sich täuschen: Nicht nur menschliche, geschichtliche Verpflich­
tung hält uns an zu gesamtdeutschem Tätigwerden, sondern auch dies: gar 
zu leicht kann sich die Politik um die Bundesrepublik Deutschland herum 
und an ihr vorbei entwickeln. Uns selbst müssen nicht nur Geduld und 
Festigkeit, sondern auch Phantasie eigen sein! Wer ohne dieses Engagement 
für das ganze Deutschland antritt, wird am Schluß nicht einmal die Bundes­
republik Deutschland als Sprecher der Deutschen behalten! 
Zur Partei: 
1. 1980 ist uns näher als 1950. 
Neue Fragen sind gestellt. Wir brauchen Antworten darauf, die wir miteinan­
der, in der Partei, erarbeiten. Nicht nur Abgeordnete und Minister und Landes­
vorsitzende, alle unsere Freunde, haben Recht und Pflicht, auch die Bundes­
politik mitzugestalten. 
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Wir brauchen — gerade die Bundestagsfraktion braucht — eine von der ganzen 
Partei getragene Bundespolitil<; eine moderne Partei, die — treu zum l<leinen 
Mann — im Voll< steht. 
Die Finanzverfassungs-Reform macht offenl<undig, daß wir miteinander beraten 
und entscheiden müssen — ob wir nun Gemeinderäte oder Kreisvorsitzende, 
Bürgermeister oder Abgeordnete, Minister oder ,,Nur"-Mitglied sind. Übri­
gens: Wenn wir dieses ,,Nur" streichen, werden wir mehr Mitglieder haben, 
vor allem, wenn wir als Union eine Institution wirl<samer Meinungsbildung auch 
von unten nach oben werden. 

(Beifall) 

Warum muß Professor Müller-Armack seine Analysen und Vorschläge in Brie­
fen und Artikeln unterbreiten? Warum schaffen wir nicht den Ort für solche 
Gespräche? Zum Beispiel in Eiohholz? 

(Beifall) 

Auf dem letzten Parteitag habe ich den Seufzer ausgestoßen, daß ich den „For­
melkram der Tageskompromisse" leid sei; dieser könne weder den politischen 
Gehalt ersetzen und die Ziele geben noch die erforderlich breite Verankerung 
der Politik im Volk bewirken: Ebendies könne nur die Partei. Das — erneut — 
zu sagen, bleibt notwendig. 

Wir brauchen mehr Selbstbewußtsein der Partei und Unbefangenheit gegen­
über allen Ämtern. Wir machen unsere Politik — nicht, was Verbände mit Mini-
sterialbeamten und diese mit Fachjournalisten ausmachen. Unsere Politik wird 
aus der Partei geformt. 

(Beifall) 

Weiter rate ich, die Scheu zu überwinden, eine Sach- oder Personalentschei­
dung nach gehöriger Debatte durch Abstimmung zu beenden. 
Und schließlich empfehle ich, den Satzungsentwurf anzunehmen. Das Gerede 
von Parteireform muß ein Ende haben. Der Wettbewerb der Großen Koalition 
ist von besonderer Art. Er zwingt uns, der Bundespartei mehr Rang und Hand­
lungsfähigkeit zu geben. Und ich füge ganz offen hinzu: Wir haben bestimmte 
Bundesministerien nun nicht mehr unter unserer Leitung. Die Fraktion sieht 
daraus entstandene Probleme und ist um Abhilfe bemüht. Lösen können wir 
diese Probleme nur miteinander. 

2. Als christlicher Demokrat fühle ich mich unwohl bei der gegenwärtigen 
kulturpolitiscnen Diskussion quer durch Deutschland. Mir paßt es weder, daß 
wir hier die Getriebenen, dort die Modernisten, anderswo die Nachhinkenden 
zu sein scheinen. 

Wer den geschichtlichen Ansatz und den geistigen Impuls der Union noch 
lebendig empfindet, wird da ähnlich reagieren. 

Wir können doch schöpfen aus unserer Substanz: Auch kulturpolitisch haben 
wir weder Scheuklappen abzulegen noch Mauern einzureißen. Wir müssen uns 
besinnen auf unseren Ansatz des Miteinander und auf unser Verständnis der 
Union als einer politischen Bewegung mit dem Lebensgesetz der Integration 
durch Toleranz. Das ist unserem Volk bisher gut bekommen. 
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Wenn nicht diese Union, wer dann sollte neue Antworten finden, die Substanz 
erhalten und Ausgleich bewirl<en? Die den Eltern ihr Recht, den Kindern die 
optimale Ausbildung, der Gesellschaft die Toleranz und dem Staat seine Pflicht 
sichern? 

Ich verspüre kein Bedürfnis, die kulturpolitischen Kompetenzen des Grund­
gesetzes zu verändern. Aber ich hielte es für gut, die kulturpolitischen Grund­
normen des Grundgesetzes zeitgerecht und vollständiger zu formulieren. Un­
sere Verfassung hat eine anspruchsvolle Präambel; unsere Union einen ver­
pflichtenden Namen; andere Parteien rühmen sich ihrer gewandelten Einstel­
lung zu diesen Werten. Warum da nicht handeln? 
Das Staatskirchenrecht des Grundgesetzes ist aus der Weimarer Verfassung 
übernommen. Das Konkordat gilt völkerrechtlich; daran bleiben wir inter­
essiert. Zugleich kann der Bund wesentliche Bestimmungen wegen veränderter 
Verfassungslage nicht garantieren. Einige Länder haben Verträge mit beiden 
Kirchen geschlossen, einige haben Wege direkt nach Rom gefunden, andere 
suchen sie. Ich bin nicht für Vereinheitlichung so einfach hin. Aber ich bin dafür, 
daß die Bundesregierung das Gespräch auch in diesen Fragen aufnimmt mit 
beiden Kirchen und mit den Ländern. 
Und ich bin dafür, daß die Große Koalition prüft, ob nicht auch hier ein Feld 
staatspolitischer Führung sich auflut: Irre ich, wenn ich meine, eine Chance 
zu kulturpolitischer Befriedung in Deutschland zu erkennen? Ist es falsch, zu 
ermuntern, daß sie ergriffen wird, indem man die hier und dort sich doch 
abzeichnende Einigung in der Substanz dieser Probleme ins Grundgesetz 
schreibt? Würde das nicht denen, die immer noch Zwietracht säen wollen, das 
Handwerk legen und die Stabilität unseres Landes, dessen inneren Frieden 
und künftige parteipolitische Entwicklung fördern? 
3. Es genügt für morgen noch weniger als bisher, bloß an die generelle 
Treue zum „C" zu appellieren. Die Konsequenz heißt nicht, das „C" zu streichen 
oder verblassen zu lassen, Sie heißt vielmehr, den Anspruch des Christlichen 
immer wieder neu zu erfüllen, zu verlebendigen, zu konkretisieren, ihn immer 
wieder zu befragen und zu prüfen auf seine Aussagen auf die Zukunft hin. 
Das Christliche darf uns eben nicht zum Buchstaben zusammenschmelzen; 
dann wäre dieses „C" ja etwas Restauratives, Peinliches, Enges; „C" war, ist 
und bleibt etwas der Wirklichkeit Zugewandtes, Tolerantes, Weltoffenes. Hier 
heißt christlich sein ganz einfach: Unvoreingenommen sachlich den Menschen 
dienen; von keiner die Wirklichkeit verzerrenden Ideologie belastet; verant­
wortlich dem eigenen Gewissen — und dieses kennt Gottes Wort und Gebot. 
Wir haben unseren politischen Auftrag immer aus eigener Entscheidung, nie 
aber von einer Institution bezogen. Wir können daher — wohl als Union ins­
gesamt — dem Konzil nur zustimmen, wenn es fordert, „daß zwischen dem, 
was die Christen als einzelne oder in Verbänden in eigenem Namen als Bürger, 
die von ihrem christlichen Gewissen geleitet werden, und dem, was sie im 
Namen der K i rche. . . tun, klar unterschieden wird". Und wenn Religion und 
Kirche sich zugleich begreifen als „Zeichen und Schutz der Transzendenz der 
menschlichen Person", so kann auch das uns allen etwas geben. 

Für unser Land ist das übrigens nicht neu. Ludwig Windthorst hat so gehan­
delt — nicht nur im Kölner „Gürzenich". 
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So entbindet uns auch unser Name nicht von der Notwendigkeit zu sagen, 
wie wir uns die Zul<unft vorstellen. Bei allem Vorrang der Tagespolitil< müssen 
wir auch schon die Prioritäten von morgen und übermorgen vor Augen haben. 
Sonst würden die Weichen falsch gestellt. 

Es sind dies die Prioritäten, die eine moderne Industriegesellschaft fordert und 
bei denen es gerade für die CDU um den Menschen in dieser Gesellschaft geht, 
um die Familie, in der er reift; um den sozialen Aufstieg, auf den er Anspruch 
hat; um die Bildung, die er sucht; um eine Sicherung fürs Alter, die Ihn freier 
macht, um eine Heimat, in der er sich wohlfühlt, um die Achtung seiner 
Personwürde — auch im Betrieb, durch jede Verwaltung, gegen alle Zivilisa­
tionsgefahren; um das Eigentum für jeden. 

4. In einer weltgeschichtlichen Epoche der ungeheuerlichen Möglichl<eiten der 
Technil«, insbesondere der Kernenergie, der Chemie und der Biologie, in der 
auch die Weltmächte, ob sie es wahrhaben wollen oder nicht, vor der physi­
schen Gewalt, von der sie ihren Rang ableiten, nur noch erschaudern können, 
vermag nur eine neue Politik uns selbst und der Völkerfamilie zu helfen. Die 
Unanwendbarkeit der äußersten Gewalt für machtpolitische Zwecke — das Ist 
eine Erkenntnis, die in unser gesamtes politisches Denken tief hineinwirkt. 

Dabei sind die Völker in vitaler Weise auf die Nutzung der Kernenergie 
angewiesen. Der Kampf gegen den Hunger wird sonst verloren werden und 
mit einer entsetzlichen Katastrophe enden. Gewonnen werden kann er nur mit 
dem nuklearen Potential aller Industriestaaten, die hier, ob sie Kernwaffen 
besitzen oder nicht, eine gemeinsame Verantwortung haben. 

Nicht nur die Zahl der Erdbevölkerung, auch die der Analphabeten steigt; und 
die wirtschaftliche Lücke zwischen den Industriestaaten und den Entwicklungs­
ländern ist größer geworden. Unwissenheit, Hunger, Armut der Mehrheit der 
Menschen können leicht schon bald gegen Sattheit, Bildung und Reichtum 
einer Minderheit stehen. Die soziale Frage wie die Bildungsfrage wachsen, 
über die Nation hinaus, zur zentralen Frage der Menschheitsfamilie heran. 

Diese weltpolitische Epoche legt uns als Partei zweierlei nahe: den Kampf 
gegen alle falschen Töne des Nationalismus und die Absage an die herkömm­
liche Machtpolitik. 

Wir haben parteipolitische Gegner: Sozialisten und Freie Demokraten. Wir 
haben auch politische Feinde: die Radikalen von links- und von rechtsaußen. 

Wir haben keinen Nachholbedarf des Beweises unserer nationalen Gesinnung. 
Wir haben einen Karren aus dem Dreck gezogen — und dies aus Liebe zu un­
serem Volk —, einen Karren, den wir dort nicht hingebracht hatten; er war 
dort hingekommen durch rechtsradikale Verführer. Wir haben von der Ehre der 
deutschen Soldaten gesprochen, als andere diese verunglimpften. Wir haben — 
in Not und Elend — die Positionen des ganzen Deutschland mit Klauen und 
Zähnen verteidigt, als andere verzagten oder dem Verzicht das Wort redeten. 

(Beifall) 
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Wir — die Union — brauchen unsere nationale Gesinnung nicht zu beweisen: 
Deutschlands Wiederaufbau und Weltgeltung sprechen dafür. Wer in Deutsch­
land nun mit falschem Pathos und bekannten Phrasen rechtsaußen trommelt, 
der marschiert rückwärts — rückwärts, wie die in der Welt, welche immer noch 
oder schon wieder ,,die" Deutschen mit heimlichen Stempeln versehen. 
Wer sich in der Welt Sorge macht um Deutschland, der soll anerkennen, was 
ist: Hier ist ein erneuertes Deutschland, dessen demokratische und soziale 
Wirklichkeit keinen Vergleich scheut. Wir haben Deutschland ein Ziel gesetzt. 
Es heißt: Europa. Noch etwas anderes haben wir getan: Wir haben — in 
unserem Programm, in unserer Politik, in unserer Verfassung — Abschied ge­
nommen von der herkömmlichen Machtpolitik. 
In den — oftmals mit besorgten internen Diskussionen erfüllten — letzten 
Wochen fragte mich ein Mann, dessen Urteil Ich hoch schätze: „Werden wir 
Deutschen denn nie mehr eine Rolle in der Welt spielen?" 
Mir scheint die Fragestellung wichtig. Die redliche Antwort heißt: Im Sinne 
herkömmlicher Machtpolitik werden wir Deutschen, selbst wenn wir es wollten, 
auf absehbare Zeit keine selbständige Rolle mehr spielen, Aber, so meine ich, 
unser nationaler Ehrgeiz will das ja gar nicht. Wir haben eine bessere, gegen­
wartswirksamere und zukunftsgerechtere Möglichkeit: Unsere Chance liegt 
darin bedeutsam zu werden für die Menschheit durch Werke des Friedens. 
Da, allein da, liegt unsere Aufgabe. 
Indem wir uns darauf bescheiden, wächst uns Rang und Einfluß zu. Die An­
erkennung unserer wirtschaftlichen Leistung in der Welt; unsere Entwicklungs­
hilfe — vor allem die durch Menschen; unsere kulturellen Aussagen; unser 
demokratischer Stil; unsere soziale Wirklichkeit; neue Ideen, geistige Leistung, 
nüchterne Arbeit, Zuverlässigkeit — das gibt uns ein neues Prestige. 
Wir werden, indem wir der menschlichen Gesellschaft nützlich sind, als 
Deutsche angesehener sein. Und indem uns das zuwächst, wird es leichter sein, 
unser Interesse zu wahren. Hier liegt unser Akzent für ein allein so ver­
standenes ganz anders begriffenes, neues Mächtig-Werden der Deutschen. In­
dem wir uns beteiligen an glaubhafter Abschreckung im Bündnis und einen 
eigenen Beitrag dazu leisten, im übrigen aber bewußt Abschied nehmen von 
herkömmlicher Machtpolitik, wächst uns eine neue Art des Mächtig-Seins der 
Deutschen zu. 
Da über Entwicklungshilfe Streit entstanden ist, möchte ich diese Tatsachen 
festhalten: 42 Prozent werden von der privaten Wirtschaft getragen; 80 Prozent 
der mit öffentlichen Mitteln finanzierten Hilfe sind verzinsliche und rückzahl­
bare Kredite; über 80 Prozent der gewährten Kredite fließen als Lieferaufträge 
an die deutsche Wirtschaft zurück; 1966 sind 250 Millionen DM an Zinsen und 
420 Millionen DM an Tilgungen von den Entwicklungsländern eingegangen. 
Das muß gesehen werden. 
Wer gemerkt hat, wie hellhörig viele in der Welt wurden, als wir — selbst­
bewußt, selbstverständlich und erfolgreich — pochten auf ,,keinerlei Beeinträch­
tigung unserer zivilen, friedlichen, atomaren Entwicklung im Zusammenhang 
mit der Nonproliferation atomarer Waffen", — wer das bemerkt hat, kann etwas 
ahnen von dem, was einem Deutschland in der Welt zuwachsen wird, das 
seinen Ehrgeiz allein in Werken des Friedens sieht. 
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Die Bundestags-Fraktion glaubt, ihre Politil< stehe im Einl<lang mit dem, was die 
Partei vermag und will. Wir stellen uns der Disl<ussion und Ihrem Urteil. 
Politik ist Sorgen für die Menschen. Sie ist keine Sache der großen Worte, 
sondern nüchterne Alltagsarbeit. Im täglichen Kompromiß muß sich Prinzipien­
treue bewähren, muß das eigene Programm erkennbar bleiben. Wir haben 
keine Zeit für Polemik um der Polemik willen, keine Zeit für politisches Ge­
zänk, für parteiischen Geist und Profilneurosen. Wir sind entschlossen zu einer 
sachgerechten Politik, die ein sichtbares hartes Ringen um den besten Weg 
— unter uns, wie mit anderen — einschließt. 

Die Nervosität des vergangenen Jahres haben wir hinter uns. Drei Landtags­
wahlen stimmen uns zuversichtlich. Aber nirgendwo steht geschrieben, daß dies 
so bleiben muß. Es kann so bleiben. 

Wenn wir weiter Erfolg wollen, müssen wir arbeiten, müssen wir zueinander 
stehen und das tun, allein das tun, was unser Volk von uns erwartet: 
Aus unserem Gewissen handeln für Deutschland. 

(Lebhafter Beifall) 
Präsident Dr. Filbinger: 

Ich danke unserem Freunde Herrn Dr. Barzel, dem Fraktionsvorsitzenden der 
GDU/CSU-Fraktion, für seinen Vortrag, der über das Berichtende hinaus wert­
volle und tiefe Gedanken enthalten hat. Vielen Dank! 
Wir haben heute früh den Bericht des Bundesvorstandes, erstattet durch Bun-
desminster Dr. Bruno Heck, und soeben den Bericht von Dr. Rainer Barzel 
über die Bundestagsfraktion und ihre Arbeit erhalten. Ich denke, wir sollten 
beide Berichte nunmehr zur Diskussion stellen. Wenn Sie damit einverstanden 
sind, werden wir die Aussprache ohne Unterbrechung sofort beginnen. — Kein 
Widerspruch. Dann bitte ich um Wortmeldungen. Ich bitte, die Wortmeldungen 
hier herzugeben. — Es hat sich Herr Hans Noite zur Diskussion gemeldet, 
und zwar zum Thema Parteiarbeit. Sie haben das Wort. 

NoIte (Hessen): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! Wenn ich als 
Kreisvorsitzender des Kreisverbandes Fulda-Land hier einige Worte an Sie 
richten darf, so tue ich es, um ein paar Gedanken neu in die Parteiarbeit zu 
bringen. 

Zunächst soll einmal festgestellt werden, daß es jetzt Zeit ist, intensiv Mit­
gliederwerbung zu betreiben. Die Einstellung zu unserer Partei hat sich seit 
etwa drei Monaten wesentlich gebessert. Dafür Herrn Bundeskanzler Kiesinger 
herzlichen Dank! Vielleicht sollte man hier den Vorschlag machen, für die 
Mitgliederwerbung stärkere Impulse vom Bundesvorstand ausgehen zu lassen. 
Das zweite etwas Kritische möchte ich mit Hilfe eines Bildes vorbringen. Ich 
möchte die Parteien einmal etwas abstrakt mit Tankstellen vergleichen. Wir, die 
CDU, konnten bis November vorigen Jahres ausschließlich ,,Regierungs-Super-
Benzin" verkaufen. Jetzt aber, seit November vorigen Jahres, haben wir 
einen Koalitionspartne'r, der stark genug ist, auch dieses ,,Regierungs-Super-
Benzin" zu verkaufen, und der von seinem normalen ,,Oppositions-Benzin" 
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abgekommen ist. Die einzige Folgerung kann für uns sein, daß unser Service 
besser werden muß. Dieser Service, dieses Scheibenwischen, die Vorträge, 
die Versammlungen müssen vor allen Dingen von oben verbessert werden. Es 
sollte möglich sein, daß sich unsere Parteiprominenz auch dann in diesen 
Service einschaltet, wenn es sich um den Landtagswahikampf In Hessen han­
delt. Man hat uns beglückwünscht, daß wir bei der letzten Landtagswahi nur 
zwei Mandate verloren haben. Wir danken bestens für diese Glückwünsche. 
Dort, wo unser Altbundeskanzler Professor Erhard, der wahrscheinlich in diesen 
Tagen die wenigste Zeit hatte, aufgetreten ist, hat unsere Partei in Hessen 
nicht unbeträchtliche Stimmen hinzugewonnen. Dafür Ihm unseren besonderen 
Dank. 

(Beifall) 

Aber, meine Damen und Herren, wir sind auf Ihre Mithilfe angewiesen. Helfen 
Sie uns In HessenI Dann werden Sie sehen, daß die Erringung der absoluten 
Mehrheit In Hessen durch die SPD keineswegs zu den Naturgesetzen zählt, 
besonders dann nicht, wenn der jetzige zum hessischen Staatsinventar ge­
hörende hessische Ministerpräsident durch einen prominenten Albaner ersetzt 
wird. 
Wir haben den Mut nicht verloren, und wir werden ihn nicht verlieren. Wir sind 
in Hessen so weit vorn, daß es natürlich etwas dauert, bis der Wahiverstand 
nachkommt. Aber der wird größer, je kleiner der Große Hessenplan wird. 
Noch ein Punkt ist es, der mir Sorge macht: die Diskussion um unseren 
Parteinamen. Man empfiehlt uns immer wieder, das ,,C" zu streichen, und es gibt 
selbst bei uns, wenn auch nur vereinzelt, Stimmen, die darüber eine Diskussion 
wünschen. Wir sollten nicht darüber diskutieren, sondern wir sollten uns wieder 
mehr auf unseren Parteinamen besinnen. Die anderen Parteien beneiden uns 
um dieses ,,C", weil sie es als unsere Ideologie ansehen und dabei an ihre 
eigene schwache Ideologie denken. Denn was haben sie für eine Ideologie. 
Der Godesberger Bartschwund von Karl Marx zu Lassalle dürfte kaum eine 
gute Ideologie sein. Das Wort „Politischer Liberalismus" sollte man zweckmä­
ßigerweise wie folgt übersetzen: der ständige Krampf, bei Wahlen die Fünf-
Prozent-Klausel zu überspringen. Und die Ideologie der neuen Partei ist einem 
bekannten Säugetier entnommen: Überall meckern, auch dort, wo es nicht 
angebracht ist. 

Darum sollten wir auf unserem „C" bestehen und es durch unsere Partei-
poiitik verwirklichen. 
Aber auch das ,,D" ist von großer Wichtigkeit. Man kann sich in einer Partei 
wie der unsrigen nicht genug demokratisch auseinandersetzen. Aber, meine 
Damen und Herren, nehmen Sie es mir nicht übel: diese Auseinandersetzung 
muß innerhalb unserer Partei stattfinden. Wenn Ich jetzt ein hartes Wort sage, 
so will ich nachträglich keine Kritik mehr üben. Aber Ich sage es aus der 
Angst, daß wieder wie im Oktober/November vorigen Jahres die Zeit kommt, 
wo wir tagtäglich gezittert haben, daß Abmeldungen kommen. Es darf keine 
Personalpolitik ä la Schneewittchen mehr in unserer Partei geben: Spieglein, 
Spieglein an der Wand, wer Ist der Klügste Im ganzen Land? Da der Spiegel 
zumindest im Märchen ein guter Spiegel ist, kam die betreffende Antwort wie 
gewünscht: Ihr seid der Klügste im ganzen Land. Vor lauter Freude hörte man 
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nicht mehr den Nachsatz, mit dem der Spiegel fortfuhr und sagte: Doch am 
l<lügsten ist der, der den Spiegel erfand. 
Natürlich muß unsere Prominenz sich, sooft es geht, den Massenmedien steilen, 
aber für die Partei und nicht auf Kosten der Partei. 
Wenn wir uns auch noch auf das ,,U" der Union besinnen, dann, meine Damen 
und Herren, braucht uns um die Zukunft unserer Partei nicht Angst zu werden. 
Dann wird auch 1969 der Bundesl<anzler Kiesinger heißen. Nur der Vizel<anzler 
wird dann einen anderen Namen tragen. Ich hoffe, Sie sind mir nicht allzu 
böse, wenn er Franz Josef Strauß heißt. Ich danke Ihnen. 

(Beifall) 
Präsident Dr. Fllbinger: 
Weitere Wortmeldungen? — Herr l\/lönig aus Dortmund. 

Mönig (Westfalen): 
Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich war mir darüber im klaren, 
daß sich der Bericht des Geschäftsführenden Präsidialmitgliedes, des Herrn 
Ministers Heck, nicht nur mit parteiinternen Angelegenheiten, sondern auch mit 
der allgemeinen Situation, mit einer aligemeinen Bestandsaufnahme beschäf­
tigen würde. Es wurde viel gesagt, was falsch ist und was zu einer Fehlent­
wicklung geführt hat. Was in den letzten Jahren falsch gelaufen ist, das haben 
Sie, meine sehr verehrten Damen und Herren, alle hautnah miterlebt. Darauf 
sollten wir jetzt nicht mehr so sehr Wert legen. 
Wir wissen auch, was seit unserem letzten Bundesparteitag in Bonn fehige-
laufen ist. Damals haben wir hinsichtlich der Umbildung unseres Geschäfts­
führenden Vorstandes, des Präsidiums, aber auch der organisatorischen Um­
bildung einen klaren Auftrag gegeben. Ich jedenfalls meine, daß wir damals 
einen klar umrissenen Auftrag gegeben haben, aus dem sich ergab, was für 
unsere Union das Wichtigste ist. 

Heute fehlt aber nun ein ganz konkreter Nachweis, was wir im letzten Jahr ge­
tan haben, um diese von uns allen gewünschte moderne Partei zu schaffen. 
Das ist auch im Hinblick auf die zukünftigen Wahlen in diesem Lande hier nicht 
unbedeutend, Wir vermissen also Aussagen über die speziellen Ergebnisse 
des Bonner Auftrages. 
Man hat den Eindruck, daß wir zwar in Bonn — das sei mit Dank an unsere 
Minister gesagt — eine gute Politik leisten, die Geschichte macht. Wir machen 
eine gute Tagespolitik. Demgegenüber haben wir aber zuwenig beachtet, daß 
bei uns ein Substanzverlust stattfindet. Nun blasen wir zum Sammeln. Das ist 
gut so. Aber dieses Sammeln hat nur dann einen Sinn, wenn wir wirklich 
ernst machen mit der Entwicklung von Initiativen, mit der Förderung von 
Anlagen und der Nutzung der Interessen, die in unserer gesamten Union 
stecken. 

In diesem Punkte möchte ich insbesondere Herrn Dr. Barzel danken. Er hat 
uns offenbart, daß sich die Meinungs- und Willensbildung in Zukunft im 
wesentlichen mehr auf der unteren Ebene abspielen soll. Im Bericht von Herrn 
Heck erfuhren wir nur, daß sich dort In bezug auf die Beiträge in Zukunft mehr 
abspielen soll. Ich meine, daß sich die Meinungs- und Willensbildung in all 
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unseren Organen mehr von unten nach oben fortsetzen muß. Das Vertrauen 
unserer Wähler, das wir auf der politischen Bühne wieder gewonnen haben, 
müssen wir durch das wieder zu gewinnende Vertrauen unserer Mitarbeiter und 
insbesondere der Mitglieder ergänzen, die in letzter Zeit doch in weiten Be­
reichen ein wenig abseits stehen. Wir müßten diesen Mitarbeitern und den 
Gremien die Mögiichl<eit geben, daß sie mit ihrem Aufwand, ihrer Kraft und 
ihrer Mühe Gehör finden. Die Meinungs- und Willensbildung sollte nach oben 
weitergetragen werden. Dort sollte sie in die politische Aktivität des Tages 
eingeflochten werden und dort ihren Niederschlag finden. 

Wir haben einen Bericht zur Lage gehört. Ich persönlich bin ein wenig ent­
täuscht, daß wir keinen umfassenden Bericht über die Ergebnisse des Auf­
trages gehört haben, der im letzten Jahr erteilt wurde. Es wird höchste Zeit, 
daß die Union ein wenig davon abgeht, sich an den tagespolitischen Erfolgen 
festzuhalten. Sie muß wieder zu einer Substanzsammlung kommen. Sie muß 
zu einem schöpferischen Tun, zu einer schöpferischen Politik kommen, damit 
es in den Parlamenten und Kabinetten zu einer Berücksichtigung unserer Aus­
sagen kommt. Wir müssen uns davor hüten, daß in den Ministerien von der 
Ministerialbürokratie — wir haben dafür eklatante Beispiele — Politik gemacht 
wird und daß unseren Referenten in der Bundesgeschäftsstelle in Bonn die 
Aufgabe zufällt, schöpferisch tätig zu sein. Ich meine, wir sollten nicht nur 
reden. Nach diesem Parteitag sollten wir im nächsten Jahr ganz klar Rechen­
schaft fordern, was aus den Reden geworden ist. 
Die Union besteht nicht nur aus Regierungs- und Kabinettsmitgliedern; die 
Union Ist allumfassend. Sie umfaßt alle Schichten und unser gesamtes Vater­
land. Unsere Kreisverbände können hier einen wesentlichen Beitrag leisten. 
Die Kreisverbände sollten nicht nur Wahllokomotive sein; sie sollten auch an 
der Meinungs- und Willensbildung unserer Union mitwirken können. 

(Beifall) 
Präsident Dr. Filbinger: 
Liegen weitere Wortmeldungen vor? — Das Wort hat Herr Masuch vom Landes­
verband Rheinland. 

Masuch (Rheinland): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die mutigen Worte, die Herr Mini­
ster Dr. Heck und der Fraktionsvorsitzende Herr Dr. Rainer Barzel gefunden 
haben, geben mir den Mut, vor diesem Hohen Hause an das Pult zu gehen. 
Ich habe ein Problem anzuschneiden, das Sie heute vielleicht nicht so sehr 
berührt, aber möglicherweise morgen. 

ich komme aus Oberhausen und bin der Kreisparteivorsitzende einer Partei, 
die mitten im Herzen des Industriegebietes lebt und arbeitet. Sie werden aus 
der Presse und dem Rundfunk erfahren haben, was dort geschehen ist. Ich 
komme zu diesem Parteitag unter einem bestimmten Eindruck. Seit Jahren 
habe ich wieder zum erstenmal rote Fahnen beim Singen der Internationale 
flattern gesehen. Unter diesem Eindruck — er ist vielleicht etwas gefühlsmäßig 
ausgedrückt — möchte ich sehr ernst den Appell an Sie richten, die Bergleute 
an der Ruhr nicht zu vergessen, die den vielgerühmten wirtschaftlichen Auf­
schwung in der Bundesrepublik mit begründet haben. 
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Hier handelt es sich um ein sehr ernstes Energieproblem. Wir in Oberhausen 
schauen vertrauensvoll auf unseren Bundeskanzler. Wir wissen, wie erfolgreich 
seine Politik ist. Wir haben nach den Maßnahmen, die die Bundesregierung 
jetzt eingeleitet hat, das feste Vertrauen, daß wir nicht vergessen sind. Darf 
ich aber nur an einem Beispiel anführen, wie tragisch die Entwicklung werden 
kann. Alle Maßnahmen auf sozialem Gebiet scheitern, wenn in einer Stadt, 
in der 2500 Erwerbslose da sind, für die es keine Arbeitsplätze gibt, eine 
Anlage schließen soll, wodurch 4000 Menschen arbeitslos werden, für die es 
keine Ersatzarbeitsplätze gibt. 

Vorhin haben wir sehr klar und deutlich gehört, daß bei allen unseren poli­
tischen Betrachtungen der Mensch im Vordergrund steht. Unter diesem Ge­
sichtspunkt und von diesem christlichen Standpunkt aus sollten wir diese 
ernste Situation betrachten. Ich bitte daher unsere Bundesregierung, den 
Herrn Bundeskanzler und unsere Minister, daß sie sich ihrer Verantwortung 
bewußt sind. 
Neben den bereits vorhandenen hohen sozialen Leistungen muß ein Sofort­
programm geschaffen werden, durch das Mittel bereitgestellt werden. Wenn 
schon Zechen geschlossen werden müssen, dann sollen das nicht die besten 
sein, die mit schwarzen Tüchern bedeckt werden. Es soll wirklich eine Auswahl 
stattfinden. Es sollten nicht Prämien für Stillegungen gezahlt werden, sondern 
für die Schaffung neuer Arbeitsplätze. Nur das gibt die Garantie dafür, daß 
an der Ruhr keine Revolution losbricht. Hier liegt unsere Verpflichtung. 
Ich hoffe, daß wir in Kürze sehr klare Maßnahmen von der Bundesregierung 
sehen. Sie kennen die Situation in Nordrhein-Westfalen. Wir haben eine Wahl 
verloren. Wir haben aber auch die große Chance, in diesem Ringen gerade das 
Vertrauen der Arbeiter wieder zu gewinnen. Darum bitte ich um Ihre moralische 
Unterstützung und unsere Bundestagsabgeordneten und die Bundesregierung 
um eine baldige Lösung mit einem Sofortprogramm; wir haben ja gesehen, 
wie so etwas in anderen Gebieten vorteilhaft angewandt worden ist. Ich 
brauche im einzelnen die Maßnahmen nicht anzuführen. Helfen Sie sofort, da­
mit es an der Ruhr nicht brennt. 

(Beifall) 

Präsident Dr. Fllblnger: 
Ich danke unserem Freund Masuch. Ich stelle fest, daß keine Wortmeldungen 
mehr vorliegen. — Oder meldet sich noch jemand zu Wort? — Das Ist nicht 
der Fall. 

Dann unterbreche ich die Sitzung für fünf Minuten. Ich bitte, sich dann wieder 
einzufinden. Mit Ihrem Einverständnis werden wir sofort in die Diskussion 
über die Satzungsänderung eintreten. Dadurch nutzen wir die Zeit und ent­
lasten die Beratungen des morgigen Tages. 

(Unterbrechung) 

Präsident Ouftiues: 
Meine Damen und Herren, ich eröffne die weiteren Beratungen. 
Es beginnt die Arbeit dieses Parteitags, nämlich die Beratung über die 
Satzungsänderungen und im weiteren Verlauf die Entscheidung über die per-
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sonellen Fragen, die damit verbunden sind. Für diese Beratungen stehlt uns 
nur eine bemessene Zeit zur Verfügung. Ich nelime an, daß wir heute bis 
etwa 19 Uhr durchberaten l<önnen. Die Beratungen können morgen vormittag 
nach dem Vortrag des Herrn Bundesl<anzlers fortgesetzt und gegebenenfalls 
am Nachmittag abgeschlossen werden. 

ich schlage Ihnen vor, die am heftigsten disl<utierten Fragen — das sind ins­
besondere die Fragen der Bestellung des Generalsekretärs, des Vorschlags­
rechtes, des Abberufungsrechtes, der Hauptamtlichkeit und der Kompetenzen 
des Generalsekretärs — erst am morgigen Vormittag zu beraten. MW ist mit­
geteilt worden, daß an verschiedenen Stellen derWunsch bestehe, diese Fragen 
vorzubesprechen. Vielleicht ergeben sich in den abendlichen Stunden Ver­
ständigungsmöglichkeiten eher als in der Hitze der Debatte. 
Die entscheidenden Fragen der Satzungsänderungen werden wir also morgen 
beraten. Ich nehme jedoch an, daß wir bei einer großen Zahl von Satzungs­
änderungen bereits heute zu vorläufigen Entscheidungen — nämlich vorbehalt­
lich der Schlußabstimmung — kommen werden. Dazu weise ich darauf hin, 
daß nach § 34 der geltenden Statuten zu einer Änderung der Satzung die 
absolute Mehrheit der Stimmen der Delegierten des Parteitags notwendig ist. 
Nach meinen — der Bestätigung durch die Mandatsprüfungskommission be­
dürfenden — Feststellungen beträgt die Zahl der stimmberechtigten Delegier­
ten 574. Die absolute Mehrheit der Stimmen der Delegierten des Bundespartei­
tags würde also gegebenenfalls mit 288 Stimmen erreicht werden. Ich bitte 
unseren Parteifreund Fricke, den Vorsitzenden der Mandatsprüfungskommis­
sion, diese Feststellung zu überprüfen und gegebenenfalls zu berichtigen. 

Dr. Fricke, Vorsitzender der MandatsprUfungskommlsslon: 
Herr Präsident! Liebe Unionsfreundel Die Mandatsprüfungskommission hatte 
die Aufgabe zu prüfen, ob die anwesenden Delegierten nach den satzungs­
rechtlichen Bestimmungen ihr Mandat rechtmäßig ausüben. Grundlage dieser 
Prüfung Ist der § 20 des geltenden Statuts der CDU Deutschlands. Über die 
Zusammensetzung unseres Parteitags heißt es darin: 

Die Landesverbände entsenden auf je angefangene 75 000 CDU-Wählerstimmen 
der letzten Bundestagswahl einen Delegierten und auf je angefangene 1000 
Mitglieder einen weiteren Delegierten. 
Die CDU der sowjetischen Zone (Exil-CDU) wird durch 75 Delegierte vertreten. 
Die Vertretung der Gebiete jenseits der Oder-Neiße (Landesverband Oder-
Neiße) hat 20 Delegierte. 

Die Prüfung, ob diese Vorschriften eingehalten wurden, führte zu folgendem 
Ergebnis. Auf Grund des amtlichen Ergebnisses der Bundestagswahl vom 
19. September 1965 hat die Bundesgeschäftsstelle im Auftrage des Bundes­
vorstands die Delegiertenzahlen ermittelt, welche den einzelnen Landesver­
bänden entsprechend ihren CDU-Wählerstimmen und ihrem Mitgliederbestand 
zustehen. Mit Schreiben vom 13. Februar 1967 wurden diese Zahlen den Lan­
desverbänden mitgeteilt. Es haben sich keine Beanstandungen ergeben. 
Im gleichen Schreiben wurde den Landesverbänden eröffnet, wieviele Dele­
gierte sie auf Grund ihrer Mitgliederzahlen darüber hinaus entsenden dürften. 
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Dabei legte die Bundesgeschäftsstelle die Meldungen zur zentralen Mitglieder-
l<artei zugrunde, wie sie im geltenden Parteistatut zur Ermittlung der Delegier­
tenzahl festgelegt ist. Die beauftragten Vertreter der Landesverbände haben 
schriftlich bestätigt, daß die ihnen zustehenden Delegierten auf Grund des 
Satzungsrechts des jeweiligen Landesverbandes gültig gewählt worden sind. 
Dadurch ergab sich damit die Gesamtzahl von 574 stimmberechtigten Delegier­
ten dieses 15. Parteitages. An Hand der Unterlagen des Tagungsbüros, die von 
den Landesverbänden schriftlich anerkannt worden sind, waren davon 567 
anwesend. Beanstandungen oder Anfechtungen sind der Mandatsprüfungs­
kommission nicht zugegangen. Es fehlen also sieben Delegierte. 

Die Mandatsprüfungskommission empfiehlt, daß diese sieben Delegierten Ihre 
Tagungsunterlagen noch dann erhalten können, wenn sie vor den morgen 
stattfindenden Wahlen hier eintreffen, weil im ursprünglich zugesandten Ta­
gungsprogramm der Zeitpunkt für die Wahlen und Satzungsänderungen erst 
auf Dienstag festgelegt war. Ich bitte, dieses Ergebnis zur Kenntnis zu nehmen. 
Zur Zeit beträgt also die Hälfte und eine einfache Mehrheit von 567 anwesenden 
und anerkannten Delegierten 288. 

Präsident Dufhues: 

Ich danke Herrn Dr. Fricke. Damit Ist meine Feststellung bestätigt, daß die ab­
solute Mehrheit der Stimmen der Delegierten des Bundesparteitages mit einer 
Zahl von 288 Stimmen erreicht ist. 

Meine Damen und Herren! Die Abstimmungen erfolgen wie üblich durch Hand­
zeichen, wobei ich die rote. Stimm karte zu benutzen bitte. Sollte die Abstim­
mung unübersichtlich sein, besteht die Möglichkeit, daß Sie unter Benutzung 
dieser Zettel: Ja — Nein — Enthaltung die entsprechenden Zettel abgeben, 
um dadurch eine sehr schnell durchzählbare Abstimmung zu erreichen. 

Soweit geheime Abstimmung verlangt wird — und ich bitte Sie, das als theore­
tische Möglichkeit zu betrachten —, kann einem solchen Antrag nur statt­
gegeben werden, wenn er von einem Viertel der Anwesenden unterstützt 
wird. Die Abstimmung erfolgt dann gleichfalls unter Benutzung dieser Zettel 
oder eines Stimmzettels. Da es den Mitarbeitern der Bundesgeschäftsstelle 
nicht möglich ist, jeweils sich durch die Reihen zu drängen, wäre ich dankbar, 
wenn die Damen und Herren Delegierten sich der Mühe unterzögen, den 
ihnen präsentierten Kübel jeweils weiterzureichen, wobei ich sicher bin, daß 
sich daran nur die Delegierten selbst beteiligen werden. 

Herr Dr. Barzel hat es freundlicherweise übernommen, einen einleitenden 
Bericht über die Vorberatungen zur Änderung der Satzung zu erstatten. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Dr. Barzel: 

Herr Vorsitzenderl Meine Damen und Herren! Meine lieben Freunde! Da ich 
die dornenvolle Aufgabe hatte, einer Kommission vorzusitzen, die diesen Ent­
wurf bis hierher gebracht hat, habe ich jetzt die ehrenvolle Aufgabe, diesen 
Satzungsentwurf hier einzubringen. 
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Dieser Satzungsentwurf ist nötig aus einer Reihe von Gründen; einmal wegen 
des Parteiengesetzes, das wir im Juni verabschieden wollen. Das Parfeien-
gesetz wird uns zwar erlauben, die Paragraphen unserer Satzung über die 
Innere Ordnung der Partei, die neu gefaßt werden müssen, auf Grund des Par­
teiengesetzes erst zum 1. Januar 1969 In Kraft zu setzen. Das Präsidium hält es 
aber für besser, dies vorwegzunehmen und nicht auf den Gesetzesbetehl zu 
warten; dies auch, damit wir nicht Im nächsten Jahr wieder einen Parteitag mit 
Satzungsänderungen und Personalentscheidungen haben. Wir halten es für 
besser, das auf einmal zu erledigen und vorwegzunehmen. 

Der zweite Grund für die Änderung dieser Satzung ist unser eigenes Bedürfnis, 
die Bundespartei zu straffen und ihr jene Kompetenzen zu geben, die sie 
braucht für die Zeit, die vor uns liegt. 

Ich glaube, wenn wir redlich sind, müssen wir sagen, da(} diese Bundespartei 
bisher in den Kompetenzen, die sie praktisch hatte, sehr, wie soll Ich sagen, 
bescheiden dotiert gewesen ist. Es war doch oft so, daß wir auf dem Bundes­
parteitag große Erwartungen der Delegierten verl<ündet bekamen, dann aber 
Im Alltag oft, wenn die Bundesgeschäftssteile oder die Bundespartei etwas 
wollte, hörten, darf ich es scherzhaft sagen —: Grüß uns nicht unter den Linden! 

Wir glauben zum dritten, daß die Straffung der Bundespartei dringlich Ist im 
Hinblick auf die Große Koalition. Der Wettbewerb mit dem anderen großen 
Partner stellt besondere Bedingungen, und wir meinen, es Ist deshalb gut, die 
Möglichkeiten und Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß die Bundespartei 
handlungsfähiger wird. Das, meine Damen und Herren, sind drei Gründe. 

Der vierte Grund Ist dieser: Es Ist aus der Partei selbst, zunächst von der Jun­
gen Union und dann vom Rheinischen Parteitag, die Idee gekommen, einen 
Generalsekretär einzuführen, und das Präsidium hat sich dem nicht ver­
schlossen und das In einem Gesamtpaket eines neuen Statuts hier vorgelegt. 
Der Entwurf dieses Statuts, meine Damen und Herren, der Ihnen, wie ich aus 
der Bundesgeschäftsstelle höre, zehn Stunden nach seiner Verabschiedung Im 
Bundesparteivorstand zugegangen ist, sieht Im wesentlichen — und Ich darf 
mich beim Einbringen darauf beschränken — vier besonders wichtige Punkte 
vor. 

Zunächst: Der Bundesparteiausschuß, das Gremium, das zwischen den Partei­
tagen das höchste Gremium der Partei ist, bestand bisher aus 200 Mitgliedern. 
Darunter befanden sich zahlreiche geborene Mitglieder. Dieser Bundespartei­
ausschuß soll auf 120 Mitglieder verkleinert werden, von denen 90 durch die 
Landesverbände delegiert werden. Wir erwarten von dieser Verkleinerung des 
Gremiums, daß es die Aufgaben, die ihm zukommen, besser wird erfüllen 
können und daß es auch häufiger wird tagen können. 

Der zweite Punkt — und er ist schon etwas schwieriger — Ist die Verkleinerung 
des Bundesvorstandes. Unser Bundesvorstand hat jetzt ungefähr 60 Mitglieder, 
darunter eine große Zahl geborener Mitglieder. Sie kennen das: die Herren 
Landesvorsitzenden, die Herren Vereinigungsvorsitzenden und viele andere. 
Das Partelengesetz wird zwingend vorschreiben — und für eine andere Rege­
lung Ist Im Deutschen Bundestag keine Mehrheit zu erwarten —, daß dem 
Bundesvorstand von politischen Parteien höchstens ein Fünftel, höchstens 20 
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Prozent Kolleginnen und Kollegen angehören dürfen, die anders als durch 
direkte, geheime Wahl des Parteitags selbst dort hingekommen sind. Das wird 
die Möglichkeiten der Kooptation ebenso beenden wie die geborenen Mit­
gliedschaften über ein Fünftel hinaus. 

Aus diesem Grunde und wegen unserer Erfahrungen schlagen wir vor, den 
Parteivorstand auf 30 Mitglieder zu beschränken, von denen 3 geborene 
Mitglieder sind. Diese Beschränkung der Zahl der Mitglieder des Parteivor­
standes bringt es mit sich, daß wir in der Satzung besondere Institutionen vor­
gesehen haben für die Information und die Meinungsbildung hin und her zwi­
schen Parteipräsidium und Landesvorsitzenden bzw. Vorsitzenden der Ver­
einigungen. 

Dieses Verfahren der direkten Wahl der Mitglieder des Bundesvorstandes durch 
den Parteitag ist natürlich für eine Partei wie die unsere, für die Union, von 
besonderer Schwierigkeit. Sie wissen, man sagt scherzhaft: Wenn die ge­
heime Demokratie ausbricht, weiß keiner, was am Schluß dabei herauskommt. 
Und so könnte ja natürlich ein Bundesvorstand herauskommen, der nicht voll 
den Erwartungen entspräche, die wir als Union soziologisch, konfessionell, 
landsmannschaftlich haben müssen. Aus diesen Gründen gibt es besondere 
Abstimmungsverfahren und Vorschlagsmethoden, die wir später sicherlich dis­
kutieren werden, und aus eben diesen Gründen ist der Beschluß gefaßt wor­
den, die Zahl der Stellvertretenden Vorsitzenden, wie Ihnen bekannt, auf fünf 
festzulegen, weil hier eine Möglichkeit ist, dem Unionsgedanken seinen Aus­
druck zu geben. 

Damit bin Ich bei einem dritten wichtigen Punkt, der Tatsache, daß das 
Parteipräsidium künftig keinerlei Beisitzer mehr haben wird. Es wird aus den 
Mitgliedern bestehen, die, wenn ich es recht in Erinnerung habe, in § 29 
genannt sind. 

Und dann kommt der vierte Punkt, meine Damen und Herren, der Punkt, an dem 
sich, wie ich höre und wie wir auch gestern schon erfahren haben, die Ge­
müter wahrscheinlich ein bißchen erhitzen werden. Ich sage deshalb ,,ein 
bißchen", weil es für mich keine ,,weltanschauliche" Frage ist: Es handelt sich 
um die Fragen im Zusammenhang mit dem Generalsekretär, die der Vor­
sitzende, Herr Dufhues, eben genannt hat. Dieser Generalsekretär wird vom 
Parteitag auf vier Jahre gewählt. Da der Vorsitzende auf zwei Jahre gewählt 
wird, muß es eine Möglichkeit der Suspendierung, der Abberufung geben. Der 
Generalsekretär wird gewählt auf Vorschlag des Parteivorsitzenden, und er 
bekommt — und ich möchte Wert darauf legen, das zu betonen, weil es in der 
einen oder anderen Betrachtung, die man in der Presse nachlesen kann, die 
nicht von der Presse, sondern die von Kollegen kommt, ein bißchen unter­
trieben wird — Vollmachten, die wir für die Bundespartei bisher nicht hatten. 
Er wirkt mit bei der Ernennung von Landesgeschäftsführern. Es wirkt mit — bis 
zum Einvernehmen geht das — bei der Ernennung der Hauptgeschäftsführer 
der Vereinigungen. Er vyirkt mit bei der Verabschiedung der Haushalte all dieser 
Gruppen. Er hat ein Informationsrecht in jede Gliederung unserer Partei hinein. 
Er hat ein Weisungsrecht für die Führung des Bundestagswahlkampfes und ein 
paar andere Rechte. Ich glaube, dies sind Kompetenzen, die wir brauchen, die 
man nicht gering einschätzen sollte. 
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Die Frage, ob dieser Generalsekretär ausschließlich, oder wie andere sagen, 
hauptamtlich tätig sein soll, ist im Satzungsentwurf offengelassen, und auch 
gestern bei den Abstimmungen im Bundesparteivorstand, im Bundespartei-
ausschuß und in den vorbereitenden Gremien hat sich immer eine knappe 
Majorität dafür ausgesprochen, diese Frage offenzulassen. Die Wirklichkeit 
kennen Sie. Es gibt hier eine Meinungsverschiedenheit, ob man in die Satzung 
hineinschreiben soll, daß er ausschließlich und hauptamtlich tätig sein soll, 
oder ob man — dies ist der Vorschlag, den Ihnen die Gremien mit knappen 
Mehrheiten machen — aus Gründen, die im einzelnen noch erörtert werden, 
sagen soll: Diese Frage wollen wir offenlassen, um hier eine Entwicklung zu 
ermöglichen, was praktisch heißt — um es ganz deutlich zu sagen —: Soll 
dieser Generalsekretär der Union, wenn wir ihn schaffen, z. B. gleichzeitig 
Bundesminister sein dürfen? Das dürfte er z. B. schon rein rechtlich nicht, 
wenn dies eine hauptamtliche Tätigkeit wäre. Dann würden es das Minister­
gesetz, das Grundgesetz und andere Bestimmungen ausschließen. 

Meine Damen und Herren, darüber werden wir sicher debattieren. Ich hoffe 
aber, es wird nicht die einzige Frage von großem Rang sein, die uns mitein­
ander hier beschäftigt. Das Ist eine der Fragen, die man nur nach gehöriger 
Diskussion durch Abstimmung erledigen kann. Die Majorität war der Meinung, 
man solle diese Frage offenlassen und dem kein materielles Hindernis in den 
Weg legen, daß ein Generalsekretär, den der neue Parteivorsitzende vor­
schlägt, auch aus Gründen, die wir erörtern werden, Mitglied der Bundes­
regierung sein könnte. 

Meine Freunde, der Gedanke — um das zum Schluß zu sagen —, diese ganze 
Satzung jetzt nicht zu verabschieden, sondern das zu einem späteren Zeit­
punkt zu tun, ist erörtert worden. Wir haben uns dann aber miteinander 
gefunden, nachdem wir eine Basis gefunden hatten, auch über Änderungen 
und die Art der Diskussion zu sprechen. Wir haben uns miteinander In der 
Meinung gefunden: diese Satzung wird nicht besser, wenn wir sie noch ein 
Jahr lang diskutieren. Die Punkte, die kritisch sind, die diskutiert werden 
müssen, sind entscheidungsreif. Sie können hier durch Majorität entschieden 
werden, und diese Satzung kann insgesamt auf diesem Parteitag, also heute 
oder morgen, verabschiedet werden. Nur wenn dies geschieht, wird die Vor­
aussetzung dafür gegeben sein, daß wir noch auf diesem Parteitag auch die 
personellen Entscheidungen treffen können. Das setzt die Verabschiedung 
der Satzung voraus. Wir meinen deshalb, daß dies heute und morgen ge­
schehen sollte. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich als Letztes dies sagen: Wir 
werden am Schluß hinsichtlich der Satzung einen Kompromiß haben. Das ist so 
üblich in der Union und in der Politik. Ich finde — nachdem ich von Heinrich 
Krone gelernt habe, daß in der Politik das Maximum und das Optimum nicht 
notwendig übereinstimmen müssen — Kompromisse immer dann gut, wenn sie 
nach sorgfältiger Diskussion und fairer Abstimmung so sind, daß alle ein 
bißchen unzufrieden sind. Dann sind sie in der Regel gut. 

Ich danke Ihnen. Wir stehen zur Verfügung, während der Debatte im einzelnen 
die Gründe vorzutragen, die uns veranlaßt haben, zu diesen und nicht zu 
anderen Vorschlägen zu kommen. Souverän ist der Parteitag. Nur in einer 
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Beziehung habe ich eine herzliche Bitte. Dieser Parteitag solite seine Souverä­
nität nicht dahin nutzen, daß er die neue Satzung gar nicht verabschiedet. Das 
würde uns ein Stüci< zurücicwerfen, nicht weil es in der öffentlichl<eit nicht ver­
standen würde, sondern weil wir diese verstärkten Kompetenzen aus den vier 
Gründen brauchen, die ich eingangs nennen durfte. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall) 

Präsident Dufhues: 
Ich danke Herrn Dr. Barzei für den von ihm erstatteten Bericht. Danken möchte 
ich allen, die an der Vorbereitung und Ausarbeitung des Satzungsentwurfs 
mitgewirkt haben. Ich hoffe, daß die Arbeit der vom Vorstand und vom 
Präsidium gebildeten Kommission vor Ihnen, wenn auch mit Korrekturen, 
bestehen wird. 

Meine Damen und Herren, in seinem Bericht hat Herr Dr. Barzei bereits darauf 
hingewiesen, daß da oder dort der Gedanke erörtert worden ist, die Debatte 
über die Satzungsänderung und die auf Grund der Debatte zu treffenden Ent­
scheidungen zu vertagen. Er hat die Gründe dargelegt, aus denen er es für 
dringend notwendig hält, solchen Neigungen nicht stattzugeben. Es ist jedoch 
meine Pflicht, über entsprechende Anträge eine Entscheidung herbeizuführen, 
damit wir die Basis für die weiteren Beratungen haben. 

Zunächst hieß es, daß der Landesverband Rheinland der CDU die Absicht 
habe, jedenfalls in wesentlichen Fragen eine Vertagung der Beratungen und 
Entscheidungen zu erbitten. In Besprechungen mit dem Herrn Vorsitzenden 
der CDU des Landesverbandes Rheinland ist klargestellt worden, daß ein 
solcher Antrag nicht gestellt wird. Die CDU des Rheinlandes hat den Wunsch, 
daß die Beratungen aufgenommen und möglichst zu einem Abschluß gebracht 
werden. 

(Beifall) 

Dieser Beifall, meine Damen und Herren, ist zugleich eine Aufforderung an 
unsere Freunde aus dem Kreisverband Biberach an der Riß der Christiich 
Demokratischen Union. Diese unsere Freunde haben in einem Schreiben vom 
20. Mai 1967 gebeten, bei der Neufassung der Satzung in Übereinstimmung 
mit dem zu erwartenden Parteiengesetz lediglich die satzungsmäßige Ver­
ankerung des Generalsekretärs vorzunehmen. Dagegen sollen nach diesem 
Vorschlag alle übrigen Änderungsvorschläge erst beim nächsten Bundespartei­
tag zur Abstimmung gebracht werden. 

Meine Damen und Herren, abgesehen von den Gründen, die Herr Dr. Barzei 
vorgeschlagen hat, würde eine Beratung ungewöhnlich schwer werden, wenn 
wir uns jetzt auf die Regelung der Institution des Generalsekretärs mit 
ihren vielfältigen Verflechtungen in allen Bereichen unseres Statuts beschränk­
ten. Ich wäre deshalb, auch angesichts der doch offensichtlich bestehenden 
Neigung, in die Beratungen einzutreten, und sie tunlichst zu einem guten Ab­
schluß zu bringen, dankbar, wenn unsere Freunde aus dem Kreisverband Bibe­
rach an der Riß — ich wende mich an den Herrn Delegierten Benedikt Maier — 
erklärten, ob dieser Antrag aufrechterhalten wird. Darf ich unseren Parteifreund 
Benedikt Maier bitten, dazu Stellung zu nehmen. 
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Maler (Württemberg-Hohenzollern): 

Herr Vorsitzenderl Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie haben lediglich 
Ausführungen zu dem letzten Teil des Antrages des Kreisverbandes Biberach 
gehört. Ich möchte vorläufig nur dazu Stellung nehmen. Wir haben in unserem 
Antrag noch andere sehr wesentliche Punkte angeführt. Sie «werden in diesem 
Plenum noch ausführlich diskutiert werden. Darum möchte ich zu diesen 
Punkten im Moment nicht Stellung nehmen, sondern nur zu dem letzten Punkt. 

Auf Grund der Tatsache, daß der große Landesverband Rheinland seine Be­
denken zurückgezogen hat, ziehen wir als kleiner Kreisverband in dieser viel­
leicht nicht wesentlichen Frage unseren Antrag ebenfalls zurück. Die anderen 
Anträge werden wir — wenn es notwendig ist in der entsprechenden Form — 
in diesem Plenum zu vertreten wissen. 

(Beifall) 

Präsident Dufhues: 
Meine Damen und Herren, ich habe immer gewußt, daß unsere schwäbischen 
Landsleute besonders konziliant und entgegenkommend sind. Diese Erfahrung 
hat sich wieder einmal bestätigt. Ich darf unserem Freund Maier bestätigen, 
daß die übrigen Punkte des Antrags des Kreisverbandes Biberach zu gegebe­
ner Zeit zur Beratung gestellt werden. 

Ich höre, daß sich unser Parteifreund Fyrnys zur Geschäftsordnung gemeldet 
hat. Ich darf ihm das Wort geben. 

Fyrnys (Nordwürttemberg): 
Sehr verehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Freunde! 
Ich stelle den Antrag, daß die von Herrn Dr. Barzei als Schwerpunkte der 
neuen Satzung herausgestellten Änderungen zuerst beraten werden, damit wir 
nicht das Gefühl haben, morgen in Zeitdruck zu kommen, wenn es um die 
wesentlichen Beratungen dieser neuen Satzung geht. 

(Beifall) 

Präsident Dufhues: 
Meine Damen und Herren, nichts liegt mir ferner, als die Beratung der Schwer­
punkte der Satzung unter irgendeinem Zeitdruck durchzuführen. Sie müssen 
damit rechnen, daß wir morgen eventuell solange zusammenbleiben, bis eine 
Entscheidung getroffen ist. Ich halte es aber für dringend notwendig, daß wir 
den vielfältigen Bitten Rechnung tragen, den Delegierten, insbesondere auch 
den Vorsitzenden der Landesverbände und Vereinigungen, die Möglichkeit zu 
geben, den heutigen Abend zu Besprechungen und Beratungen zu benutzen. 

(Beifall) 

Wenn wir ein Entgegenkommen, einen Kompromiß erreichen wollen, sind 
dazu Aussprachen notwendig. Gelegentlich sind solche Aussprachen bei einem 
Glas Wein oder einem Glas Bier durchaus förderlich. Ich bitte Sie also, dem 
hier zur Geschäftsordnung gestellten Antrag, wenn Sie es verantworten können, 
mit Rücksicht hierauf nicht zu entsprechen. 
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Ich lasse, falls das Wort zu diesem Antrag nicht mehr verlangt wird, abstim­
men. Wer für den Antrag Ist, zunächst die Probleme des Generalsekretärs und 
der anderen Schwerpunkte zu behandeln und dann erst die anderen Fragen, 
den bitte ich, die rote Stimmkarte zu erheben. 

(Zurufe und Unruhe) 

— Meine Damen und Herren, ich darf die Abstimmung unterbrechen. Ich höre, 
daß die Frage nicht verstanden worden ist. Es geht darum, ob wir die 
Schwerpunkte — insbesondere Generalsekretär, Aufgaben, Berufung und ähn­
liche Fragen — heute behandeln oder ob wir zunächst die übrigen Teile der 
Satzung behandeln, um morgen vormittag den Kopf freizuhaben für die Be­
ratung eben dieser Schwerpunkte, und zwar nicht nur am Vormittag, sondern 
auch am Nachmittag. Hier ist auf die Bedeutung dieser Fragen hingewiesen 
worden. Ich habe auf der anderen Seite sehr darum gebeten, den heutigen 
Abend noch einmal zur Erörterung solcher Fragen zur Verfügung zu stellen. 
So ist der Stand der Diskussion. 
Nun lasse icfi abstimmen. Wer für den Antrag des Delegierten Fyrnys ist, 
zunächst die Schwerpunkte wie Generalsekretär usw. zu behandeln, und dann 
die übrigen Probleme der Satzung zu erörtern, den bitte ich, die rote Stimm­
karte zu heben. — Ich bitte, die Stimmkarten zu zählen. — Das erste war ein­
deutig die Mehrheit. 

(Zuruf Dr. Kohl) 

Meine Damen und Herren, der Delegierte Kohl von Rheinland-Pfalz hat die 
Ordnungsmäßigkeit der Abstimmung angezweifelt. Ich wäre dankbar, wenn Sie 
das Wort nehmen und diese Anzweiflung begründen würden. 

Dr. Kohl (Rheinland-Pfalz): 
Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zunächst, Herr 
Vorsitzender des Parteitages, darf ich feststellen, daß, bevor über diesen 
Antrag abgestimmt wurde, nicht die Möglichkeit gegeben wurde, wie es bei 
Geschäftsordnungsdebatten üblich und auch richtig ist, hier eine andere Posi­
tion zu begründen. Es gehört zum Ablauf einer Satzungsdebatte, daß auch das 
so gemacht wird. Zum zweiten habe ich den Eindruck, daß das nicht eindeutig 
die Mehrheit war. Ich persönlich und manche meiner Freunde haben hier be­
rechtigte Zweifel. Eine so wichtige Frage sollte klar in einer Abstimmung ge­
klärt werden. 

Darüber hinaus bitte ich noch einmal, daß die soeben schon erwähnte Möglich­
keit gegeben wird. Ich komme von einem der betroffenen Landesverbände. 
Meine Kollegen haben sich nicht zu Wort gemeldet. Mir scheint es notwendig 
zu sein, daß heute abend die einzelnen Landesverbände mit dem vertraut 
gemacht werden, was gestern und heute in den zuständigen Gremien ge­
sprochen wurde. 

(Unruhe) 

— Ich bitte Sie doch um etwas Aufmerksamkeit. Ich meine, zur Demokratie 
gehört auch, daß man sich gegenseitig anhört. 

(Beifall) 
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Wir haben darauf gebaut — und ich als Vorsitzender eines Landesverbandes 
habe darauf gebaut, als ich meine Zustimmung für diese Tagesordnung gab —, 
daß wir unsere Freunde, die aus dem ganzen Land nach Braunschweig ange­
reist l<amen, über das informieren können, was gestern in den einzelnen Gre­
mien war. Ich halte das einfach für einen Akt der Fairneß, daß wir dann uns 
auch so verhalten. Das Parteitagspräsidium hat eindeutig erklärt — niemand hat 
Grund, daran zu zweifeln —, daß wir morgen genug Zeit haben. Niemand kann 
uns daran hindern, diese Dinge lange und ausgiebig und richtig zu diskutieren. 
Ich glaube, wir brauchen uns — egal, welche Position man einnimmt — jetzt 
nicht gegenseitig ausgesprochener- oder unausgesprochenermaßen zu unter­
stellen, daß der eine oder andere hier etwas Undemokratisches wolle. Mir 
scheint es nur fair zu sein, wenn die Tagesordnung einmal zunächst so auf­
gebaut wurde, daß die Information für die Delegierten aus den einzelnen 
Bereichen gegeben werden soll, daß wir diese Chance dann auch geben. 

(Beifall) 
Präsident Dufhues: 
Meine Damen und Herren, wird zu der Anzweiflung der Abstimmung noch 
weiter das Wort verlangt? — Das ist nicht der Fall. 
Mit Rücksicht darauf, daß die Abstimmung angezweifelt worden ist, lasse ich 
die Abstimmung wiederholen. Wer für den Antrag des Delegierten Fyrnys ist, 
der möge diese Karte mit dem Wort ,,Ja" in den herumzureichenden Kübel 
werfen. Wer gegen den Antrag ist, der möge die Karte „Nein" hineinwerfen. 
Wer sich enthalten will, nehme die Enthaltungskarte. Gültig ist jeweils die 
Karte Nr. 1. Darf ich feststellen, ob alle mit dem Stimmaterial ausgestattet 
sind. Ich wiederhole: die weiße Karte ist für den Antrag Fyrnys, die Gegenstimme 
ist die rote Karte, und die gelbe Karte bedeutet Enthaltung. Ich bitte, die Karten 
einzusammeln. — Darf ich fragen, ob alle Karten abgegeben sind? — Hat noch 
jemand keine Möglichkeit gehabt, seine Stimme abzugeben? — Ich höre, daß 
noch nicht alle Stimmen abgegeben sind. Meldet sich jetzt noch ein Delegierter? 
Dann schließe ich die Abstimmung. Darf ich Sie nun bitten, von den Stimm­
karten, die in Ihren Händen sind, die nicht benutzten Karten Nr. 1 wegzuwer­
fen. Bei der nächsten Abstimmung ist nur die Stimmkarte Nr. 2 gültig. 

Meine Damen und Herren, Ich gebe das Abstimmungsergebnis bekannt. In der 
Abstimmung über den Antrag des Delegierten Fyrnys sind 506 Stimmen ab­
gegeben worden. Für den Antrag haben gestimmt 230 Delegierte, dagegen 269; 
Enthaltungen 6, ungültig 1 Stimme. Damit ist der Antrag abgelehnt. 

(Beifall) 

Meinem Freunde Kohl möchte ich nach Rückfrage bei den Anwesenden des 
Präsidiums bestätigen, daß ich das Wort zur Stellungnahme erteilt habe. Ich 
wäre dankbar, wenn in Zukunft davon Gebrauch gemacht würde, falls der 
Wunsch besteht. 

Ich schlage Ihnen vor, meine Damen und Herren, daß Sie den Entwurf der 
Satzung zur Hand nehmen. Es scheint mir nach sorgfältiger Prüfung das ein­
fachste Verfahren zu sein, daß wir die Satzung durchgehen. Dabei sollten wir 
den geringfügigen Änderungen keinerlei entscheidende Aufmerksamkeit wid-
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men, damit wir die Beratungen auf die Schwerpunl<te l<onzentrieren können. 
Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mich in dem Bemühen unterstützen würden, 
dieses Ergebnis zu erreichen. 

Ich rufe zunächst die Bestimmungen unter Abschnitt A des Entwurfs — rechte 
Seite — auf, ,,Aufgabe, Name und Sitz". § 1 ist unverändert geblieben. § 2 ent­
hält nur sehr unproblematische Änderungen, nämlich den Hinweis, daß die 
Landes-, Kreis- und Ortsverbände zusätzlich entsprechende Namen zu führen 
haben. § 3 ist gleichfalls ohne jede Problematik. 

Ich darf fragen, ob zu den § § 1 , 2 und 3 das Wort erbeten wird. — Das Wort zu 
§ 1 hat Bundeslagspräsident Gerstenmaier. 

D. Dr. Gerstenmaier: 
Meine Damen und Herren! Meine lieben Freunde! Ich beabsichtige nicht, eine 
Grundsatzdebatte über den § 1 zu entfesseln. Aber es wäre nicht richtig, 
wenn ich jetzt einer Statutenänderung en bloc oder im Detail zustimmte und 
meine Bedenken gegen die seitherige Fassung des § 1 einfach verschwiege. 
Das möchte ich nicht tun. Ich beantrage deshalb, der Bundesparteitag möge 
damit einverstanden sein, daß dieser § 1 auf dem nächsten Bundesparteitag 
zusammen mit dem Aktionsprogramm, das dann verabschiedet werden muß, 
zur Diskussion gestellt wird. 

Wir haben in Hannover eine sehr heiße Debatte über das Selbstverständnis 
unserer Partei gehabt. Ich finde, daß es nicht richtig wäre, wenn diese 
Debatte einfach als erledigt abgeschrieben würde. Auf der anderen Seite ist 
eine so schwierige Aufgabe wie die der Neufassung des § 1 nicht die Sache 
einer mehr oder weniger beschwingten Stunde. Sie bedarf einer Vorarbeit. 
Ich bitte daher um das Einverständnis des Parteitags damit, daß eine so oder 
anderweitig vom neu zu wählenden Präsidium oder vom Bundesvorstand zu 
beauftragende Gruppe sich damit befaßt und dem Parteitag später entspre­
chende Vorschläge unterbreitet. 

(Beifall) 
Präsident Dufhues: 
Wird zu der Anregung des Parteifreundes Gerstenmaier das Wort erbeten? — 
Das ist nicht der Fall. 

(Zurufe) 

— Ich bitte doch, sich etwas deutlicher zu Wort zu melden. Von hier aus war 
diese Wortmeldung nicht zu sehen. Bitte! 

Dr. Gurk: 
Herr Präsident! Meine lieben Parteifreunde! Ich will dem Vorschlag des Herrn 
Bundestagspräsidenten nicht widersprechen. Aber es darf nicht etwa die Mei­
nung im Räume bleiben, daß durch diese Zurückstellung des § 1 bis zum 
nächsten Parteitag die in diesem § 1 niedergelegten fundamentalen Grund­
sätze der Bewegung irgendwie in Zweifel kommen könnten. Ich will keinen 
Zweifel darüber lassen, daß diese Fundamentalsätze des § 1 von uns sehr 
ernst genommen werden und daß sie auch künftig ernst genommen werden 
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sollten. Das allein möchte ich hier in aller Kürze betonen, damit nicht aus 
dieser Vertagung eine gewisse Unklarheit über die Grundziele unserer Partei 
entsteht. 

(Beifall) 
Präsident Dufhues: 
Meine Damen und Herren, als Verhandlungsleiter darf ich in alier Eindeutigkeit 
feststellen, daß keins der Worte unseres Freundes Gerstenmaier dahin ver­
standen werde konnte, daß die Grundsätze der CDU auch nur in Frage gestellt 
werden dürfen. Er hat lediglich angeregt, die Fassung des § 1 zu überprüfen — 
sicherlich unter Beibehaltung der Grundsätze. Ich halte die Anregung für gut, 
das mit der Beratung des In Vorbereitung befindlichen Aktionsprogramms der 
CDU zu verbinden. 

Wer diesem Antrag unseres Freundes Gerstenmaier zu § 1 zustimmen will, 
den bitte ich, die rote Stimmkarte zu erheben. — Die Gegenprobe! — Enthal­
tungen? — Bei Gegenstimmen und einigen Enthaltungen mit Mehrheit an­
genommen. 
Wird zu § 2 das Wort erbeten? — Das ist offenbar nicht der Fall. 
In § 3 wird lediglich der Sitz der Bundespartei bestimmt. Wird das Wort dazu 
erbeten? — Das ist offenbar nicht der Fall. 

Dann schlage ich vor, daß wir über die §§ 1 bis 3, also den Abschnitt A, 
,,Aufgabe, Name und Sitz", abstimmen. Wer bereit ist, den Vorschlägen zu den 
§§ 1 bis 3 zuzustimmen, den bitte ich, die rote Stimmkarte zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Es Ist einstimmig so beschlossen. 
Wir kommen nunmehr zum Abschnitt B, „Mitgliedschaft". § 4 Ist unverändert. 
Wird dazu das Wort erbeten? — Dort drüben ist eine Wortmeldung. Meine 
Damen und Herren, es erleichtert die Beratungen und gibt uns die Möglich­
keit, schneller zu den Kernpunkten zu kommen, wenn die weiter hinten 
sitzenden Delegierten sich, soweit sie die Worterteilungen übersehen können, 
rechtzeitig nach vorne begeben. Bittel 

Jäger (Württemberg-Hohenzollern): 
Herr Präsident! Meine lieben Parteifreunde! Ich möchte nur einen kurzen Zu­
satzantrag zu § 4 stellen. Es heißt in Abs. 2, daß die Mitgliedschaft in einer 
anderen Partei die Mitgliedschaft in der CDU ausschließt. Wir in Württemberg-
Hohenzollern haben dazu in unserer Landessatzung einen Zusatz, der lautet: 
,,Dies gilt nicht für die Mitgliedschaft in der Christlich Sozialen Union." Denn 
wir haben das eine oder andere Mitglied — als prominentestes unseren früheren 
Landesminister Oskar Farny —, das gleichzeitig die Mitgliedschaft in der CSU, 
unserer Schwesterpartei hat. Die vorliegende enge Fassung würde uns zwin­
gen, einen solchen Parteifreund aus der Partei auszuschließen, well er in der 
CSU Mitglied ist. 

Präsident Dufhues: 
Meine Damen und Herren, diese Frage ist in den Beratungen der Kommission 
erörtert worden. Wir waren uns ohne jede Diskussion darüber einig, daß die 
CSU keine andere Partei im Sinne des § 4 Abs. 2 unserer Statuten ist. 

(Beifall) 
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Es gibt nach meiner Auffassung Dinge, die so selbstverständlich sind, daß 
man sie gar nicht erst der Satzung anvertrauen sollte, um jede Disl<ussion dar­
über zu vermeiden. Wir würden es begrüßen, wenn sämtliche Mitglieder der 
CSU der CDU beiträten. Dabei würden sich keinerlei Konflikte ergeben. 

(Heiterkeit) 

Präsident Dufhues: 
Meine Damen und Herren! Im übrigen — ich werde gerade darauf hingewiesen 
— darf ich aufmerksam machen auf § 49 des Entwurfs der Statuten. Darin 
heißt es: ,,Die Christlich Demokratische Union Deutschlands bildet mit der 
Christlich Sozialen Union Bayerns eine Arbeitsgemeinschaft." 
Wenn man zusammenarbeitet, dann darf man auch zusammengehören. Ich 
halte es aber für meine Pflicht, über den Antrag abstimmen zu lassen. 
Wer dem Antrag, den Paragraphen 4 Abs. 2 in dem beantragten Sinne zu 
ändern, nämlich die Zugehörigkeit zur CSU durch Statuten zu ermöglichen, zu­
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen! — Gegenprobe! — Enthal­
tungen! — Mit großer Mehrheit ist dieser Antrag abgelehnt worden, aber 
wiederum mit der ausdrücklichen Klarstellung, daß wir uns über eine enge 
Verzahnung der Mitgliedschaft mit der CSU freuen würden, und darin keinen 
Verstoß gegen unsere Statuten erblicken. 

Ich rufe nun die Bestimmungen des Paragraphen 5 des Entwurfs der Statuten 
auf. Die Absätze 1 und 2 enthalten lediglich redaktionelle Änderungen. Im 
Absatz 3 des Paragraphen 5 findet sich eine neue Regelung; danach kann 
ein abgelehnter Bewerber Einspruch beim Landesvorstand der CDU einlegen, 
um bei Schwierigkeiten innerhalb eines Kreisverbandes die Aufnahme zu 
erreichen. 

Hierzu liegt eine Wortmeldung unseres Freundes Hensel, Rheinland, vor. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Dr. Hensel (Rheinland): 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich bitte, den Paragraphen 4 Ab­
satz 1 durch folgenden Zusatz zu ergänzen: 
„Hat der Antragsteller vorher einem anderen Kreisverband angehört, so ist 
dieser vor der Aufnahme zu hören." 
Begründung: Wir haben mehrere Fälle in meinem Kreisverband erlebt, wo wir 
einen Mann ausgeschlossen hatten aus stichhaltigen Gründen. Er ist dann 
verzogen, und der andere Kreisverband wußte nichts von seinem Glück und 
hat ihn aufgenommen. 

Wir haben vor kurzem einen Fall gehabt, wo ein Mitglied sich schwerer 
politischer Verstöße schuldig gemacht hat. Er ist verzogen und in einem 
anderen Kreisverband aufgenommen worden. Es dient der Ordnung Innerhalb 
der Partei, wenn Sie meinem Antrag entsprechen. 

Präsident Dufhues: 
Darf ich bitten, den Wortlaut dieses Antrages noch einmal zu wiederholen. Ich 
wurde hier gestört. 
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Dr. Hensel: 
„Hat der Antragsteller 

Präsident Dufhues: 
Verzeihung, wo soll dieser Satz eingefügt werden? 

Dr. Hensel: 
Zu § 5 Absatz 1, Fortsetzung ohne Absatz: „Hat der Antragsteller vorher einem 
anderen Kreisverband angehört, so Ist dieser vor der Aufnahme zu hören." 

Präsident Dufhues: 
Würden Sie damit einverstanden sein, daß das Wort ,,vorher" gestrichen wird? 
Ich halte es für selbstverständlich. Darf ich diesen Zusatzantrag zur Diskussion 
stellen? — Wird das Wort verlangt? Herr Dr. Fricke! 

Dr. Fricke: 
Meine Unionsfreunde! Verzeihen Sie mir ganz kurz eine Bemerkung. Ich will 
die Satzungsdebatte nicht belasten, aber mir scheint das eine witzlose Aus­
weitung zu sein. Wenn jemand ausgeschlossen ist und versucht. In einem neuen 
Kreisverband seine Reputation wieder aufzubessern, dann wird er doch 
verschweigen und bestreiten, daß er Irgendwo gewesen ist. Wozu also das 
hineinfügen? 

Präsident Dufhues: 

Wird weiter das Wort erbeten? Bitte schön! 

(Zuruf: Ist das Absatz 1 oder der gesamte Paragraph?) 

Wir sind bei der Diskussion über den Änderungsantrag Hensel. 

(Zuruf: Verzeihung. — Heiterkeit) 

Wird zu dem Antrag Hensel das Wort verlangt? Ich werde darauf hingewiesen, 
daß durch die Inanspruchnahme und Rückfragen bei der zentralen Mitglieder­
kartei ähnliche Fragen geklärt werden können. Vielleicht ist es ein Hinweis, 
der für Ihre Überlegung von Bedeutung ist. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung. Wer für den Änderungsantrag Hensel 
ist, den bitte ich, die rote Stimmkarte zu erheben. Wer ist gegen den Antrag? — 
Enthaltungen! — Der Antrag ist mit Mehrheit abgelehnt worden. 
Wird zu Paragraph 5 weiter das Wort erbeten? Bitte schön, Herr Weidner, 
Westfalen. 

Weidner (Westfalen): 
Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Hierzu noch eine ganz kurze Be­
merkung. Der Absatz 3 scheint mir eine gewisse Inkonsequenz zu enthalten. Es 
wird davon gesprochen, daß, wenn ein Aufnahmeantrag durch den Kreisver-
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band des Wohnsitzes oder des Arbeitsplatzes abgelelint wird, der Bewerber 
berechtigt sein soll, Einspruch einzulegen bei dem entsprechenden Landes­
verband. 
Es ist denkbar, daß sich zwei Kreisverbände in zwei verschiedenen Landes­
verbänden befinden. Man sollte hier, wenn schon eine Konzentration der Bun­
desspitze da ist, die Bundesinstitution ansprechen. 

Präsident Dufhues: 
Meine Damen und Herren! Ich sehe darin keine Schwierigkeiten. Für den je­
weils in Frage kommenden Kreisverband, bei dem die Aufnahme beantragt 
ist, kann es nach meiner Erkenntnis immer nur einen Landesverband als 
zuständigen Landesverband geben. 
Ich glaube also nicht, daß sich daraus Schwierigkeiten ergeben könnten. 
Aber im Interesse der Beschleunigung der Verhandlungen frage ich zunächst, 
ob das Wort erbeten wird? Das ist offenbar nicht der Fall. Wir kommen zur 
Abstimmung. 

Wer für den Antrag Weidner ist, den bitte ich, die rote Stimmkarte zu 
erheben. — Wer enthält sich? — Wer ist gegen den Antrag? — Der Antrag ist 
nicht angenommen worden. 

Wir kommen zum Paragraph 6; unverändert! Wird dazu das Wort erbeten? Das 
ist nicht der Fall. 
Ich rufe auf den Paragraphen 7 des Entwurfs der Satzung. Hier ist neu die 
Bestimmung des Absatzes 2, wonach die Rechte eines Mitgliedes ruhen, wenn 
es länger als sechs Monate mit seinen Beitragszahlungen schuldhaft in Ver­
zug geraten ist. 

(Beifall) 

Ich entnehme Ihrem Beifall, daß Sie diese Anregung sehr begrüßen. Wird 
das Wort dazu verlangt? — Bitte schön, Herr Blumenfeld, zu § 71 

Blumenfeld (Hamburg): 

Herr Vorsitzender! Meine lieben Parteifreunde! Natürlich begrüße auch ich vom 
Landesverband Hamburg die Einfügung dieses Paragraphen. Aber was heißt: 
Die Rechte eines Mitgliedes ruhen, wenn es länger als sechs Monate mit 
seinen Beitragszahlungen schuldhaft in Verzug ist? Das Ruhen einer Mitglied­
schaft ist nicht mit einem Ruhekissen zu vergleichen, aber immerhin ein 
Zustand, der etwas näher beschrieben werden und seine Konsequenzen 
haben sollte. 

Ich erlaube mir deshalb, den Vorschlag zu machen, Herr Vorsitzender, daß die 
Mitgliedschaft erlischt, wenn trotz dreimaliger Aufforderung keine Zahlung er­
folgt, nachdem er sechs Monate schuldhaft in Verzug geraten ist. 

Präsident Dufhues: 
Meine Damen und Herren! Es können keine Zweifel darüber bestehen, was 
unter Ruhen der Rechte des Mitgliedes zu verstehen ist. Dabei handelt es sich 
um einen Begriff, der in der Rechtsprechung durchaus bekannt und einer 
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eindeutigen Interpretation fähig ist. Wenn wir hier zu Sanktionen kommen, dann 
würde das eine Regelung sein, die eher im Bereich der ehrengerichtlichen 
Bestimmungen ihren Platz zu finden hätte. Außerdem müßte in einem solchen 
Falle ein förmliches ehrengerichtliches Verfahren durchgeführt werden. Ich 
würde also, Herr Blumenfeld, bitten, daß wir es bei der hier vorgeschlagenen 
und sorgfältig beratenen Regelung belassen. 

Wird das Wort zum Antrag Biumenfeld erbeten? Das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer für den Antrag Blumenfeld ist, im 
§ 7 den Absatz 2 in der jetzigen Fassung zu streichen, den bitte ich, die rote 
Stimmkarte zu erheben. — Wer ist gegen diesen Antrag? — Enthaltungen! — 
Mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Die Bestimmung des § 8 — 

(Zuruf Biumenfeld) 

Lieber Blumenfeld! Darf ich Ihre Aufmerksamkeit lenken auf § 13 des Entwurfs. 
Dort heißt es: ,,Seinen Pflichten als Mitglied kommt insbesondere beharrlich 
nicht nach, wer über einen längeren Zeitraum trotz Zahlungsfähigkeit und 
trotz Mahnung den Mitgliedsbeitrag nicht entrichtet." 

Darf ich fragen, ob damit Ihre Anregung erledigt ist, Herr Blumenfeld? Er 
ist einverstanden. Das ist eine gute Art der Einstellung zu den Beratungen des 
Parteitages. Ich möchte Herrn Blumenfeld dafür danken. 

Nun lasse ich abstimmen über den ersten Teil des Abschnittes B Mitglied­
schaft, und zwar die §§ 4 bis 9. § 8 und § 9 enthalten eine redaktionelle Ände­
rung. Wird zu den §§ 8 und 9 das Wort erbeten? — Ich sehe keine Stimmeldung. 
Dann lasse ich abstimmen über die §§ 4 bis 9 einschließlich des Abschnittes B 
Mitgliedschaft. Wer für die Annahme dieser Fassung ist, den bitte ich um Erhe­
bung der roten Stimmkarte. — Gegenprobe! — Enthaltungen! — Angenommen! 

Nun kommen wir zu den Bestimmungen des zweiten Teiles des Abschnittes B. 
Es handelt sich um die Bestimmungen, die aus der Parteigerichtsordnung 
übernommen worden sind und deren Verankerung im Statut auf Grund der 
voraussichtlichen Regelung des Parteiengesetzes notwendig ist. 

Ich rufe zunächst auf die Bestimmungen des § 10. Hier ist neu eingefügt 
worden in der ersten Zeile des Absatzes 3 das Wort ,,nur". Wird zu § 10 das 
Wort erbeten? — Das ist nicht der Fall. 

Ich rufe auf den § 11, eine Bestimmung, die gleichfalls in der Parteigerichtsord­
nung bereits enthalten war. Wird dazu das Wort erbeten? — Das ist nicht der 
Fall. 

Ich rufe auf den § 12. Es sind gleichfalls Bestimmungen, die in der Parteige­
richtsordnung enthalten waren. Wird das Wort erbeten? — Das ist nicht der Fall. 

Ich rufe auf den § 13. Auch hier ist die Bestimmung aus der Parteigerichtsord­
nung übernommen worden. Keine Wortmeldung! 
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Schließlich rufe ich auf den § 14. Auch diese Bestimmungen sind aus 
der Parteigerichtsordnung übernommen worden. Die Gründe, die zu Ordnungs­
maßnahmen im Sinne der genannten Bestimmungen Anlaß geben können, 
sind nach dem Entwurf des Parteiengesetzes in der Satzung zu veranl<ern. 
Deshalb die Übernahme in die Satzung. 

Wer für die genannten Bestimmungen der §§ 10 bis 14 ist, den bitte 
ich, die rote Stimml<arte zu erheben. — Die Gegenprobe! — Enthaltungen! — 
Es ist einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe auf den Abschnitt C Gliederung, und zwar zunächst die Bestimmung 
des § 15. Hier ist die alte Bestimmung übernommen worden. Es sind lediglich 
im zweiten Absatz die Worte ,,zu Wahll^reis- oder" eingefügt worden. Meines 
Erachtens ohne jede Problematik! Wird dazu das Wort verlangt? — Das ist nicht 
der Fall. 

Ich rufe auf § 16. Es handelt sich um eine alte Bestimmung. — Keine Wort-
meidung zu § 16. 

Ich rufe auf § 17. Hier handelt es sich im ersten Teil um redaktioneile Ände­
rungen. Neu ist der letzte Teil des Abs. 2 des § 17, der Versuch einer meines 
Erachtens gebotenen Koordination. Von Bedeutung ist ferner die Bestimmung 
des § 17 Abs. 3 Satz 2 „Die Landesgeschäftsführer werden im Einvernehmen 
mit dem Generalsekretär ernannt". Meine Damen und Herren, zu diesem letzten 
Satz habe ich eine Frage an den Parteitag. Wir können über diese Einzel­
regelung der Befugnisse des Generalsekretärs bereits jetzt beraten. Wir 
können aber auch die Fragen, die mit der Errichtung und Bestellung des 
Generalsekretärs, seinen Zuständigkeiten und Rechten, zusammenhängen, glo­
bal behandeln. Darf ich kurz um eine Meinungsäußerung dazu bitten, ob Sie 
die globale Behandlung wünschen, d. h. also die Gesamtheit der Probleme 
des Generalsekretärs erörtern wollen oder ob Sie bei dieser Gelegenheit 
bereits eine Entscheidung treffen wollen. 

(Zurufe) 

— Jetzt bereits? Ja, ich verstehe das so. — Wird zu § 17 das Wort verlangt? — 
Das ist nicht der Fall. 

Dann komme ich zu § 18 der Statuten. Hier sind die Bestimmungen in Abs. 3 
neu eingefügt worden, wo es heißt: ,,Der Kreisverband ist zuständig für alle 
organisatorischen und politischen Fragen seines Bereiches, soweit sie nicht 
einem Wahlkreis- oder Bezirksverband übertragen sind, oder mehrere Kreis­
verbände gemeinsam betreffen und deswegen vom jeweiligen Landesverband 
wahrgenommen werden." 

Auch hier handelt es sich um den Versuch, die Dinge zu koordinieren. 
Ich glaube, daß dagegen keine Bedenken bestehen. Die Abs. 1 und 2 sind 
unverändert. 

Dann rufe ich § 19 auf. Die Bestimmung ist unverändert. Dazu eine Wort­
meldung unseres Parteifreundes Fyrnys. 
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Fyrnys: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! ich) wili zunäclist l<einen Zusatz­
antrag zu § 19 steiien, sondern nur um eine Klarsteiiung bitten. In Abs. 3 
heißt es: 
„Die Gründung von Ortsverbänden l<ann nur erfoigen, wenn mindestens sieben 
IVlitglieder vorhanden sind." 

Das ist in Ordnung, entspricht auch etwa dem Vereinsgesetz. Eine der wichtig­
sten Aufgaben eines Ortsverbandes ist die, die Vorwahl für die l\/landats-
träger zu fällen, nämlich die Delegierten zu wählen, die dann die Kandidaten 
wählen. Wie sieht das nun in der Praxis wenigstens in einem Teil unserer 
Bundesrepublil< aus? Dorf, wo nur ein Stützpunl^t mit einem einzigen Mitglied 
vorhanden ist, ist dieses einzige Mitglied gleichzeitig Delegierter der Wahl­
kreisversammlung, und das scheint mir ein IVlißverhältnis zu sein. Wenn etwa 
in einem Stadt- oder Ortsverband mindestens zehn Mitglieder für einen Dele­
gierten notwendig sind, in einem Stützpunl<t sich dagegen gewissermaßen ein 
Mitglied selbst delegiert, so scheint mir das ein Mißverhältnis schlimmer 
als unter dem Bismarckschen Dreiklassenwahlrecht zu sein. Aus § 19 dürfte 
klar genug sein, daß dies nicht zulässig Ist. Frage: Ist meine Meinung 
richtig, daß hier dann auf Grund des Weisungsrechtes nach § 26 die ent­
sprechenden Landesverbände, die eine solche Satzung haben, nach der ein 
Mitglied gleichzeitig Delegierter ist, diese Satzung im Sinne des § 19 der 
Bundessatzung abzuändern haben? 

Präsident Dufhues: 
Soweit ich das als Verhandlungsleiter beantworten kann — ich bin nicht 
zuständig für die Interpretation der Satzung, sondern ich kann nur die Ver­
handlungen erleichtern und fördern —, soweit ich das beurteilen kann, fällt 
diese Frage nicht unter die Regelung des § 26 des Entwurfs. Diese Bestimmung 
regelt die Vorbereitung und Durchführung des Bundestagswahlkampfes, aber 
nicht Kompetenzen, die mit der Aufstellung von Kandidaten und ähnlichen 
Fragen zusammenhängen. Die Antwort auf die Frage unseres Parteifreundes 
Fyrnys ist meines Erachtens in § 18 Abs. 3 Satz 1 gegeben, wo klargestellt 
ist, daß der Kreisverband zuständig ist für alle organisatorischen und poli­
tischen Fragen seines Bereiches. Es würde also Sache des Kreisverbandes 
sein, diese Sache zu regeln. Falls insoweit in weiteren Kreisen Unklarheit 
bestehen sollte, würde ich bitten, sich an die Bundesgeschäftsstelle zu 
wenden. Die Bundesgeschäftsstelle ist gern bereit, Sie bei der Klärung der 
noch verbliebenen Zweifelsfragen zu unterstützen. 
Nun hat sich unser Freund Jäger gemeldet. 

Jäger (Württemberg-Hohenzollern): 

Herr Präsident! Meine lieben Parteifreunde! Ich habe eine Frage zur Inter­
pretation des § 19 Abs. 4. Zu diesem § 19 Abs. 4 hatte unser Landesverband 
Württemberg-Hohenzollern bereits in Dortmund einen Antrag auf Streichung 
eingebracht, und ich erinnere mich noch, daß Sie, Herr Präsident, uns damals 
auf den Parteitag vertröstet haben, auf dem die ganze Satzung beraten werden 
würde. 
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Ich möchte jetzt eine Frage stellen, wie dieser Abs. 4 zu interpretieren ist. Da 
heißt es: 
„Alle organisatorischen und politischen Maßnahmen des Ortsverbandes müssen 
im Einvernehmen mit dem Kreisverband erfolgen." 
Würde das z. B. heißen, daß die Aufstellung der Kandidaten für den Gemeinde­
rat, die der Ortsverband vornimmt — die Mitgliederversammlung des Orts­
verbandes —, einer Zustimmung durch den Kreisvorstand oder die Kreisdele­
giertenversammlung bedarf? Oder würde das auch sonst bedeuten, daß andere 
derartige Maßnahmen und Beschlüsse der Mitgliederversammlung des Orts­
verbandes einer Zustimmung durch den jeweiligen Kreisverband bedürfen? 
Diese Frage möchte ich stellen. Für den Fall, daß diese Frage von Ihnen 
bejahend beantwortet wird, möchte ich unseren damaligen Antrag aufgreifen 
und den Antrag stellen, diesen Abs. 4 zu streichen. 

(Beifall) 

Präsident Dufhues: 
Ich möchte diese Frage unseres Freundes Jäger nicht mit einem Ja beant­
worten. Zwar lautet die Bestimmung, daß alle organisatorischen und politi­
schen Maßnahmen im Einvernehmen mit dem Kreisverband erfolgen müssen. 
Einvernehmen im streng rechtlichen Sinne könnte als Zustimmung interpretiert 
werden. Hier scheint mir aber mehr das politische Einvernehmen im allge­
meinen Sinne angesprochen zu sein. Die Antwort sollte auch hier aus § 18 
Abs. 3 entnommen werden, nach dem der Kreisverband für alle organisatori­
schen und politischen Fragen seines Bereiches zuständig ist. Auch hier kann 
dieser Problemkreis in der Kreisverbandssatzung näher geregelt werden. 
Wird weiter das Wort erbeten? — Das ist nicht der Fall. 

Dann komme ich zunächst zu § 20 des Entwurfs der Statuten, der unverändert 
übernommen worden ist. Wird dazu das Wort verlangt? — Das ist nicht der 
Fall. 

Ich rufe die Bestimmung des § 21 auf, die gleichfalls unverändert übernom­
men ist. Wird dazu das Wort verlangt? — Das ist nicht der Fall. 
Ich komme zu § 22 des Entwurfs der Statuten. Hier ist von wesentlicher 
B.edeutung die meines Erachtens unerläßliche Neuerung, nach der die Mit­
gliederzahl eines Verbandes nur dann anerkannt wird, wenn die jeweils fest­
gesetzten Beitragsanteile an den nächsthöheren Verband gezahlt worden sind. 

(Beifall) 

Ich komme jetzt zu § 23. Diese Bestimmung ist unverändert. Wird dazu das 
Wort erbeten? — Das ist nicht der Fall. 
Dann rufe ich § 24 auf, der bis auf den letzten Satz unverändert ist. Wird dazu 
das Wort erbeten? — Das ist nicht der Fall. 
Ich komme jetzt zu § 25. Hier haben wir wieder eine Frage, die die Rechte des 
Generalsekretärs berührt. Außerdem weise ich darauf hin — und ich bitte, 
notfalls eine Korrektur in der Vorlage vorzunehmen , daß hinter dem Worte 
„Gebietsverbände" einzufügen ist: „der Vereinigungen". Die Bestimmung des 
§ 25 Abs. 1 würde also folgende Fassung erhalten: 
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„Der Generalsekretär hat das Recht, sich jederzeit über die Angelegenheiten 
der nachgeordneten Gebietsverbände der Vereinigungen und Sonderorganisa­
tionen zu unterrichten." 

Hierzu verweise ich im einzelnen auf den Umdruck, der Ihnen unter der Ober­
schrift ,,Tagesordnungspunkt Satzungsänderungen" vorgelegt worden ist. Es 
handelt sich um den Punkt 3 auf Seite 2: Gebietsverbände, Vereinigungen und 
Sonderorganisationen. Wird zu § 25 das Wort erbeten? — Das ist nicht der 
Fall. 

Dann rufe ich § 26 auf. Hier ist zunächst die bereits in der Drucksache er­
wähnte Änderung vorzunehmen: ,,Gebietsverbände, Vereinigungen und Son­
derorganisationen". Wird dazu das Wort verlangt? - Das ist nicht der Fall. 
Dann komme ich jetzt zur Abstimmung über den Abschnitt C, also die 
§§ 15 bis 26. Wer bereit ist, den vorgeschlagenen Änderungen der Statuten 
in der von mir dargelegten Fassung zuzustimmen, den bitte ich, die rote Stimm­
karte zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei einigen Gegen­
stimmen und einigen Enthaltungen angenommen. 

Ich komme jetzt zum Abschnitt D ,,Organe". 

§ 27 unverändert. Wird dazu das Wort erbeten? — Das ist nicht der Fall. 
Dann komme ich zu § 28. Hier ist in Abs. 1 eine Ergänzung vorzunehmen. 
Die Bestimmung lautet: 

,,Der Bundesparteitag setzt sich zusammen aus den Delegierten der Landes­
verbände, die von den Kreis- oder Landesparteitagen gewählt werden." 

Es muß hinzugefügt werden: 

,,lhm gehören außerdem die Delegierten besonderer Vertretungen (§ 16) an." 

Im zweiten Absatz ist lediglich eine Korrektur vorgenommen, die vorsieht, 
daß auch der äußeren Stellung nach die Mitgliederzahlen das größere Ge­
wicht gegenüber den Stimmenzahlen haben. Im letzten Absatz ist vorgesehen, 
daß der Bundesparteitag mindestens alle zwei Jahre zusammentritt. Das 
entspricht in etwa der Praxis. Es bestehen aber naturgemäß keine Bedenken, 
daß er in kürzeren Abständen einberufen wird. 

Wird zu § 28 das Wort erbeten? - Das ist nicht der Fall. 
Der § 29b gehört zu den Schwerpunkten, die wir später zusammenfassen 
wollen. 
Ich halte es aber für richtig, daß wir zunächst den § 29a beraten. Hier ist 
entsprechend einer Regelung des künftigen Parteiengesetzes vorgesehen, 
daß der Bundesparteitag über die Grundlinien der Politik der Christlich 
Demokratischen Union und über das Parteiprogramm bestimmt. Das ist eine 
Selbstverständlichkeit, die sicherlich keiner weiteren Erörterung bedarf. Darf 
ich fragen, ob dazu das Wort erbeten wird? — Das ist nicht der Fall. 
§ 29 b wollen wir also ausklammern. 

In § 29c ist die vielfach diskutierte Neugliederung des Präsidiums vorgesehen. 
Wird dazu das Wort verlangt? — Das ist nicht der Fall. 
In § 29d ist klargestellt worden, daß der Bundesparteitag den Vorsitzenden 
und vier Beisitzer und fünf stellvertretende Mitglieder des Bundesparteigerich-
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